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Krieg und Frieden

Weltinnenpolitik und die Zukunft ziviler Konfliktbearbeitung
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Putinversteherin und Faschistenfreund  in Diskussionen ber den Umgang mit bewaffneten Konflikten, wird schnell auch rhetorisch scharf geschossen. In seiner neuen Ausgabe fragt prager frhling wie eigentlich linke Weltinnenpolitik geht und wie eine Neuerfindung des politischen Pazifismus ins Werk zu setzen wre.
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Gretchenfrage

„Sag mir, wie hältst Du es mit der Weltpolizei?“




Die Weltpolizei  einst polemischer Begriff gegen unilaterales Vorgehen der USA in internationalen Konflikten. Ist sie heute Vorausssetzung der Responsibility to Protect Geltung verschaffen, wie Rupert Neudeck meint, oder Einfallstor fr eine Militarisierung der Auenpolitik? 


Margot Kmann
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Die Evangelische Kirche hat in ihrer Denkschrift von 2007 klar den gerechten Krieg abgelehnt und den Vorrang ziviler Mittel zur Konfliktbewltigung betont. Im Notfall kann es just policing geben, eine Art Weltpolizei also, aber nur unter UN Mandat. Auch als Pazifistin kann ich dem zustimmen. So, wie wir im Rechtsstaat das Gewaltpotential der Einzelnen an die Polizei delegieren, die nach Recht und Gesetz zu handeln hat, knnte das auf Weltebene denkbar sein. Das ist etwas vllig anderes als militrisches Eingreifen von Nationalstaaten.


Margot Kmann ist Pfarrerin und Theologin. 
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Christine Buchholz


Die Vorstellung, eine wie auch immer geartete Weltpolizei knne Probleme lsen, ist absurd. So genannte Sicherheitskrfte haben die Funktion, die gesellschaftliche Ordnung aufrecht zu erhalten und nicht gesellschaftliche Widersprche im Interesse der Armen und Ausgegrenzten aufzulsen. Das gilt sowohl fr nationale Polizeien, als auch fr Armeen auf internationaler Ebene. Sie agieren nie losgelst von Interessen.


Gerade offenbaren Polizei und Nationalgarde in den USA ihren tiefsitzenden Rassismus. Sie sind nicht Teil der Lsung, sondern Teil des Problems.


In Afghanistan hat eine weltpolizeiliche Mission mit Segen der Vereinten Nationen und unter Beteiligung der Bundeswehr 13 Jahre Krieg gefhrt. Doch in Kundus gewinnen die Taliban gerade an Einfluss zurck. Auch hier gilt: Die Militreinstze haben nicht nur Probleme nicht gelst, sondern neue geschaffen.


Christine Buchholz ist linke Bundestagsabgeordnete und Mitglied im Verteidigungsausschuss.
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Ute Finckh-Krmer


Eine Weltpolizei, die nach den Grundstzen arbeitet, die fr die Polizei in demokratischen Lndern gilt, halte ich fr sinnvoll und wnschenswert. Also eine Weltpolizei, die das Recht auf Leben und krperliche Unversehrtheit des Einzelnen respektiert und dieses Recht nur in Fllen unmittelbarer Notwehr oder Nothilfe verletzt, und die aus Menschen besteht, die eine mehrjhrige Polizeiausbildung durchlaufen haben. Fr ihren Einsatz mssten - wie fr den Einsatz von UN-Blauhelmen - verbindliche Regeln aufgestellt werden, und sie msste im Rahmen des regulren Haushaltes der Vereinten Nationen verlsslich finanziert werden.


Ute Finckh-Krmer ist Bundestagsabgeordnete der SPD. 
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Rainer Rilling


Ein paar hundert Imperien haben sich an zahllose Varianten versucht und die letzten der Gattung (USA, China, Europa, Russland) hren einfach nicht auf damit - ganz zu schweigen von den Vereinten Nationen und den blichen kapitalistischen Hervorbringungen. Da die Idee der Weltpolizei bislang nicht ohne einen irgendwie abstoenden Weltstaat ausgekommen ist, hat vor ein paar Jahrzehnten der Schotte Ken MacLeod (einer dieser tollen trotzkistischen SF-Autoren) diesem mit der fantasy einer Welt aus ca. 1000 libertren, anarchischen, sozialistischen, anarcho-syndikalistischen und sogar kommunistischen Ministaaten zu Leibe rcken wollen. Wunderbare Idee, doch Leichen pflasterten seinen Plot. Eine staatenlose radikal gewaltfreie Weltpolizei wre natrlich die freundlichste, wenngleich mit recht voraussetzungsvollen Bedingungen versehene Lsung.



		Bitte klicken sie auf EINVERSTANDEN, um diesen Bedingungen zuzustimmen. 

		Wenn Sie diesen Bedingungen nicht zustimmen, klicken Sie nicht auf EINVERSTANDEN und nutzen Sie diese Polizei nicht. 




Rainer Rilling Senior Research Fellow der Rosa Luxemburg Stiftung am Institut fr Gesellschaftsanalyse der Rosa Luxemburg Stiftung und Professor fr Soziologie an der Philipps-Universitt Marburg.
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Alexander S. Neu


Die Frage nach einer Weltpolizei, die Doktrinen wie Responsibility to Protect umsetzen soll, ist dahingehend zu beantworten, dass diese Funktion nicht eine Gromacht oder ein hegemonialer Block, wie die NATO, bernehmen kann und darf. Denn Staaten und dahinterstehende Eliten handeln gem geostrategischer und konomischer Interessen. Alle anderen Motive sind Folklore. Warum helfen denn die Menschenrechts-Bellizisten nicht auch den vielen Millionen Hungernden. ber 20 Mio. Menschen sterben jhrlich den Hungertod. Warum schauen unsere Eliten zu, wie fast tagtglich Menschen im Mittelmeer ersaufen? Warum handelt die EU bzw. Ihre Mitgliedsstaaten nicht? Weil es nicht den konomischen Interessen entspricht. Soviel zur Menschenrechtsmoral des Westens. Wenn dem Westen allerdings ein Autokrat nicht passt, dann wird die Menschenrechtsmr erzhlt. Die Medien springen drauf, bis die Brger es endlich auch glauben und den Handlungsbedarf einsehen. Dann endlich wird interveniert. Der Autokrat wird weggeputscht und ein genehmes Regime wird etabliert. Danach bricht zwar der Staat gnzlich zusammen und das soziale Elend greift um sich. Dafr aber sind dann unserer Menschenrechtsapostel nicht mehr zustndig.


Die Frage ist, wer entscheidet, wann, wo und wie militrisch interveniert wird. Erst wenn die UNO umfassend demokratisiert und reformiert ist, ist an Weltpolizei-Kompetenzen fr die UNO berhaupt zu denken. Alles andere stellt einen Interessenmissbrauch auch der UNO dar.


Alexander S. Neu ist linker Bundestagsabgeordneter und stellvertretendes Mitglied im Auswrtigen Ausschuss.




Maßstab Ent-Imperialisierung

Thesen der Redaktion zur Weltinnenpolitik




Weltgesellschaft und Globalisierung: Was heit internationale Politik heute?


Internationale Politik  das war in der Zeit der Blockkonfrontation das Handlungsfeld von Nationalstaaten, ausgefhrt von Regierungsvertreter_innen, von Geheimdienstler_innen, und Parteipolitiker_innen, die aber immer als Diplomat_innen auftraten. Internationale Politik  das war eine domaine rserv, die anderen Regeln gehorchte als innere Politik. Sie war das Spielfeld von Expert_innen und des Militrs. Die Welt, in der wir heute leben, ist nicht besser oder friedlicher, aber wesentlich unbersichtlicher geworden. Die Globalisierung fhrt bei weitem nicht zu einer Angleichung der Lebenslagen, wohl aber zu einer in sich widersprchlichen Weltgesellschaft, in der die Staaten im wahrsten Sinne des Wortes Gesellschaft bekommen: Transnationale Bewegungen wie die der Globalisierungskritik, transnational agierende Terrornetzwerke wie der Islamische Staat, multinationale Konzerne, Finanzmrkte, Vernetzungen im Bereich von Wissenschaft und Technik, aber auch Staatszerfall und massive Brgerkriege prgen die Welt. Auch die Vereinten Nationen sind vielfltiger geworden und in eine groe Zahl an Institutionen aufgegliedert, die Welthandelsorganisation WTO, der Internationale Whrungsfond (IWF) und die Weltbank beeinflussen die globale Wirtschaft; internationale Gerichte urteilen ber das Verhalten von Staaten, verfolgen Verbrechen oder teilen Brger_innen Rechte zu.
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In dieser Konstellation kann man internationale Politik nicht mehr mit der Geisteshaltung des 20. Jahrhunderts betreiben. Es braucht einen Neuansatz in der internationalen Politik.


Es braucht auch fr die gesellschaftliche Linke einen diagnostischen Horizont, der es ermglicht die eigene internationale Politik sinnvoll zu bestimmen.


Blinde Stellen des Antiimperialismus ...


Wer genau zuhrt, wird schnell feststellen, dass in Diskussionen um eine internationale Politik der LINKEn zwei Zugnge immer noch prsent sind: Der erste Zugang besteht aus Versatzstcken eines klassischen Antiimperialismus. Der zweite orientiert sich an liberalen Theorien internationaler Politik. Die einfache Idee des Antiimperialismus ist, dass die westlichen Staaten und hier insbesondere die USA die dominanten Akteur_innen einer imperialistischen Welt sind. Deshalb werden Bewegungen, die sich gegen diese Dominanz zur Wehr setzen, untersttzt  oft ohne genau zu wissen, wer sich dahinter verbirgt und welche Ziele von diesen Bewegungen verfolgt werden. Besonderes Augenmerk wird zudem auf Staaten gelegt, die sich der Machtpolitik der USA entziehen oder entgegensetzen. Denn Staaten  so die Annahme  verfgen nicht nur ber kommunikative Macht (wie etwa soziale Bewegungen), sondern auch ber Geld und Militr  und das macht sie so attraktiv. Das Problem des Antiimperialismus besteht nun nicht darin, dass er richtiger Weise eine imperiale Konstellation kritisiert, sondern, dass er weiterhin das System souverner Nationalstaaten zum Dreh- und Angelpunkt der Welt erklrt.


Dies fhrt dazu, dass der Antiimperialismus wenigstens in seiner traditionellen Vulgrvariante



		nur auf die USA und seine Verbndeten fokussiert und die Brche in der US-Hegemonie verkennt. Schlielich entstehen etwa mit dem Auftstieg Chinas und anderen Contender-States neue Konkurrenten mit eigenen imperialen Gromachtsansprchen. Chinas Afrikapolitik hat durchaus neokoloniale Aspekte;

		die internationale Politik nur aus der Dominanz der USA abgeleitet wird. Dies lsst keine Spielrume in der UN oder anderen Institutionen und Regimen entstehen. Die Ableitungsperspektive lsst nmlich kein anderes Handeln in der internationalen Politik zu als

		folkloristische Solidaritt mit allen mglichen vermeintlich antiimperialistischen Bewegungen und Staaten.

		Dieser klassische Antiimperialismus vermag zudem nicht damit umzugehen, dass manche der sich derzeit bildenden antiamerikanischen und antieuropischen Allianzen, ihre Antriebskrfte aus menschenrechtlicher und aus emanzipatorischer Perspektive mehr als zweifelhaften Quellen ziehen.
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 und des auenpolitischen Liberalismus


Die Gegenposition zu dieser Variante der Imperialismustheorie wird von einem vulgren Liberalismus bestritten. Hier besteht der Ansatzpunkt darin, dass sich in bestimmten Strukturmerkmalen der Vereinten Nationen, die sich nach dem 2. Weltkrieg als eine Art hhere Schicht des internationalen Rechts herausgebildet haben, universalistische Prinzipien finden lassen, die man zur Durchsetzung bringen msse. Das gilt fr die Menschenrechte, die Demokratie und eine unabhngige Justiz. Das Problem ist, dass vollkommen offen bleibt, wie diese Prinzipien in einer imperialen Welt realisiert werden knnen. Dies hat nicht wenige Linke dazu gebracht doch ihren Frieden mit den imperialen Machtstrukturen zu schlieen und auf eine Art Liberalisierung der Welt von oben zu setzen und diese gegen die vermeintlichen Barbaren dieser Welt in Stellung zu bringen. Mit diesem Ansatz ergeben sich folgende Probleme:



		Menschenrechte degenerieren zu oft zu einer militrischen Eingriffsnorm: Sie sind die Vorlage fr alle mglichen Eingriffe in das Prinzip der souvernen Staatengleichheit, wenn es den Gromchten oder anderen Regimen (etwa dem Weltwirtschaftsregime und dem ber-Menschenrecht auf Eigentum) so passt. Damit kann man sie aber nicht mehr einfach als universell emanzipatorisch ausweisen.

		Die Intervention von auen in Krisen hat sich oft nicht im Sinne der Erreichung einer Liberalisierung bewhrt. Alles spricht dafr, dass Prozesse der Demokratisierung, die Stiftung von Frieden, die Aufhebung von Gewalt etc. extrem lange Lernvorgnge darstellen, die man nicht von auen importieren kann. Die starke Prinzipienorientierung in der liberalen Herangehensweise lsst oft wenig Spielrume fr einen zielfhrende Politik zu, die bspw. akzeptieren muss, dass man auch mit Mrdern und Gewaltunternehmern oder mit Schurkenstaaten und Antisemiten verhandelt. Dort wo kein Staat ist, werden Staaten gegrndet oder anerkannt, dort wo die Menschenrechte in Gefahr sind, werden Polizeitruppen installiert. So hat der Liberalismus die Welt in die Krise getrieben.




Hatte die antiimperialistische Herangehensweise vor allem auf den Nationalstaat oder auf Bewegungen, die einen solchen begrnden oder bernehmen wollen, orientiert, so hlt sich der Liberalismus vor allem an der Idee der internationalen Gemeinschaft und den unveruerlichen Rechten des Individuums fest. Letzterem entgehen dadurch zentrale Konfliktfelder der internationalen Politik und auch politische Spielrume im Umgang mit Konflikten.


Eigenlogik des Militrischen


Antiimperialismus und Liberalismus haben einen gemeinsamen blinden Fleck. Beiden fehlt ein Begriff der Eigenlogik militrischer Gewaltanwendung. Whrend Antiimperialist_innenen vielfach feststellen mussten, dass sich Befreiungsbewegungen nach einigen Jahren in Narkokartelle, also Drogenschmuggel und Entfhrungsunternehmen, oder in despotische Diktaturen verwandelten, werden Proponent_innen des auenpolitischen Liberalismus nicht minder hufig von den unbeabsichtigten Nebenfolgen von selbst vlkerrechtlich legitimierter Gewaltanwendung berrascht.


Denn weder hehre Ziele noch ein UN-Mandat schtzen vor den Eigengesetzlichkeiten militrischer Organisation. Diese sind aus ihrer Funktionslogik heraus hierarchisch und patriarchal strukturiert.


Aus Selbsterhaltungsgrnden geht militrische Effizienz immer vor Schutz von Zivilist*innen. Deswegen muss sich niemand wundern, dass dort, wo Militr eingesetzt wird, Kollateralschden  wie es zynisch im Militrsprech heit  vorkommen.


Nicht zuletzt ziehen Militreinsatze die Notwendigkeit eines Besatzungsregimes nach sich. Dies verhindert eine echte Demokratisierung auf Jahrzehnte, wie sich im Kosovo oder in Afghanistan beobachten lsst. Die Immunitt, die sich Truppenstellerstaaten zusichern lassen, verhindert effektive Strafverfolgung von Kriegsverbrechen.


Der politische Pazifismus, der aus der Analyse militrischer Eigenlogik den normativen Imperativ des Gewaltverzichts hervorgebracht hat, kommt im politischen Tagesgeschft immer zur Unzeit. Im Angesicht der Gewalt gilt er als zahnlos. Nach der Gewalt wird ihm vorgeworfen, er habe sie nicht verhindern knnen.


Dabei ist der politische Versuch, eine philosophische Idee Wirklichkeit werden zu lassen und internationaler Konflikte zu verrechtlichen berhaupt erst ein Kind des Pazifismus. Ohne politischen Pazifismus gbe es Institutionen wie den Vlkerbund oder die UNO nicht. Um es nochmal deutlich zu sagen: Der Pazifismus ist keine moralische, sondern eine politische Doktrin. Es geht nicht um das individuelle Gewissen, sondern um die schlichte Einsicht, dass die Anwendung militrischer Mittel in der Regel nicht zu den gewnschten Effekten fhrt und zur Befriedung der Welt ungeeignet ist.


Neuanlauf: Internationale Politik als Politik der Ent-Hegemonisierung/Ent-Imperialisierung der Welt


Wir wollen im Folgenden vorschlagen die internationale Politik von Linken und LINKEN konsequent am Projekt einer Ent-Hegemonisierung/Ent-Imperialisierung der Welt auszurichten. Man muss sich klar machen, dass vieles noch schlimmer werden wird, wenn sich nichts grundlegend ndert. Es wird auch in Zukunft Flchtlinge, Staatszerfall, Opfer und womglich sogar mehr Krisen und Brgerkriege als in den vergangenen Jahrzehnten geben. Jede Allmachtsphantasie verbietet sich vor diesem Hintergrund. Dennoch, eine linke Politik muss in dieser imperialen Welt, die durch Gromachtsstrukturen einerseits und durch Zerfall staatlicher Ordnung andererseits geprgt ist, politisch handlungsfhig sein. Die Annahme ist dabei, dass sich linke Bewegungen und Parteien konsequent dafr einsetzen, dass die Monopolisierung der gesellschaftlich relevanten Machtressourcen in den Hnden einiger Staaten, Bndnisse, politischen Institutionen oder Regime  ihre jeweilige berordnung  zurckgedrngt wird. Dadurch wird die Welt nicht einheitlicher oder bersichtlicher, aber genau das kann ja auch von sich aus kein Ziel linker Politik sein. Um dieses Ziel einer Ent-Imperialisierung wird nicht nur im Staatensystem zu ringen sein, sondern insbesondere im Umfeld internationaler Institutionen und natrlich in transnationalen sozialen Bewegungen und Klassenkmpfen. Die Ausrichtung am Ziel der Ent-Imperialisierung bedeutet jedoch auch, dass stets konkret zu klren ist, welche politische Handlungsweise diesem Ziel zutrglich ist. Und es bedeutet auch, dass Akteure, deren Ziel es ist die Welt in noch schlimmere Zustnde der Abhngigkeit und Herrschaft zu fhren, keine Bndnispartner_innen sein knnen. Eine linke Partei, die eine ent-imperialisierte Auenpolitik verfolgt, kann nicht das Spiel der Gromchte mitspielen. Weder das Spiel Russlands oder Chinas, noch das Spiel der USA oder der einer militarisierten Auenpolitik der EU. Sie kann sich nicht auf die Seite antiamerikanischer Bewegungen wie der Hamas stellen, sie kann auch Menschenrechtsverletzungen in sdamerikanischen Revolutionsstaaten Sdamerikas nicht einfach bersehen.


Ist sie deshalb zu Unttigkeit  oder noch schlimmer  zum Rckzug aus einer verantwortlichen Auenpolitik verdammt? Nein!


Abschied von der antithetischen Fessellung!


Eine Politik der Ent-Imperialisierung bietet die Chance zur Abkehr von einer antithetischen Fesselung. Die Frage, ob man ganz allgemein die NATO oder die EU gut, schlecht oder was auch immer findet, ist hochgradig irrelevant.


Entscheidend im Umgang mit Institutionen ist, ob sie in der Lage sind, das Anliegen  nmlich eine Ent-Imperialisierung der Welt  zur Geltung zu bringen. Ein Rckzug aus bestehenden Institutionen muss begrnden knnen, wieso der Rckzug oder der Aufbau einer neuen Institution diesem Anliegen eher gerecht wird. Von dort aus knnte eine Rationalisierung der Diskussion eintreten. Internationale Bndnisse oder Institutionen sind kein Zweck an sich, die man mit diplomatischen Reden und Sektempfngen fr ewig verteidigen muss, sie sind aber in der Welt: Sie erschlieen uns bestimmte Handlungsoptionen und verunmglichen andere. Klassisch gesprochen, ob man in den Institutionen mitmacht, blockiert oder ausschert muss man konkret klren  und vielleicht wrden auf dem Wege auch endlich einmal politische Handlungsspielrume erschlossen, die man sonst nicht sieht.


Dieser neue Internationalismus stellt sich aber auch selbstkritische Fragen: Wenn es stimmt, dass es bestndig viele mrderische Konflikte gib, in denen Zivilist_innen ihr Leben verlieren. Wonach richtet sich dann, welche Themen in den Fokus des eigenen Handelns geraten? Welche Bewegungen sehen wir als Bndnispartner_innen, die soziale und brgerliche Rechte stark machen?


Fr eine linke Weltinnenpolitik


Der Hinweis auf die Konkretion und Begrndungsnotwendigkeit bedeutet nicht, dass es fr die Beurteilung der jeweiligen Institutionen und deren Reformierbarkeit keine Kriterien gbe. An die Stelle bisheriger Geheimpolitik nicht legitimierter Institutionen, muss die Begrenzung und Kontrolle machtvoller Institutionen wie IWF und G8/G7 treten. Die sozialen Mindeststandards der ILO-Konventionen (Internationalen Arbeitsorganisation) mssen fr ihre Durchsetzbarkeit mit Sanktionsmglichkeiten versehen werden, damit sie kein zahnloser Tiger bleiben. Die innere Verfassung aller internationalen Institutionen muss auf den Ausgleich von Machtasymmetrien zwischen ihren Mitgliedern gerichtet sein.


Konsequenzen


Aus dem zuvor genannten ergeben sich folgende zentrale Punkte der politischen Intervention:



		Linke Bewegungen und Parteien setzen sich systematisch fr Abrstung und strukturelle Nicht-Angriffsfhigkeit in der Welt ein.

		Dies gilt nicht nur fr atomare und konventionelle Waffen, sondern insbesondere auch fr die Infrastrukturen der Cyberkriegsfhrung und der Massenspionage.

		Sie lehnen Krieg als Mittel der Auseinandersetzung ab und auch die damit zusammenhngende Kultur.

		Sie treten fr die Unteilbarkeit und Einheit demokratischer und sozialer Menschenrechte ein. Daraus folgt, dass sich ihre externe Durchsetzung mit militrischen Mitteln sich verbietet.

		Sie setzen dich dafr ein, dass unmittelbare Bindungswirkungen fr private Akteure, wie etwa Konzerne, greifen.

		Sie setzen sich fr eine Strkung der UN als multilateralem Verhandlungsrahmen ein. Dort strken sie insbesondere diejenigen Institutionen, die einer Ent-Imperialisierung der Welt zutrglich sind: Die UN-Pakte ber zivile und soziale Rechte, die Internationale Arbeitsorganisation ILO, die Klimakonventionen etc.




Weltwirtschaft



		Linke Parteien und Bewegungen zielen darauf, die Dominanz von Freihandels-, Austeritts- und umweltzerstrerischer Investitionspolitik im Weltwirtschaftsregime zurckzudrngen.

		Linke Parteien setzen sich im Rahmen der WTO dafr ein, dass das Freihandelsprinzip unterlaufen wird (etwa im Rahmen der Nutzung sog. Waiver-Ausnahmemechanismen) und soziale Mindeststandards wirksam in internationale Handelsabkommen implementiert werden. Sie setzen sich darber hinaus fr eine Re-Programmierung des IWF und der Weltbank auf volkswirtschaftliche Vernunft vor.

		Private Standardsetzung, bilaterale Investitionsabkommen und das Investitutionsschutzregime mssen den Interessen der Investoren und Finanzmrkte entrissen werden.

		Dort, wo sich alternative konomische Kooperationsformen oder Institutionen abzeichnen, untersttzt die LINKE solche Versuche, wenn sie postneoliberale Entwicklungen einleiten.





		Perspektivisch schlgt sie vor die Vielzahl an Institutionen in einem transnationalen Regime fr Weltwirtschaft und Entwicklung zusammenzufassen.






»Der politische Pazifismus muss neu erfunden werden«

Streitgespräch mit Kathrin Vogler, Arvid Bell, Martin Glasenapp und Jan van Aken




prager frhling: Auenpolitische Anstze, die im linken Spektrum vertreten werden, sind entweder durch den klassischen Antiimperialismus inspiriert, der internationale Politik nur aus der Dominanz der USA ableitet. Oder er bezieht sich auf einen auenpolitischen Liberalismus, wobei die Durchsetzung vermeintlich universalen Rechts dann auch schnell einmal bellizistisch wird. Knnen wir mit diesen Anstzen noch etwas anfangen oder brauchen wir neue?


Jan van Aken: Ich sehe diese Anstze nicht als Einerseits und Andererseits. Linke Politik muss antiimperialistisch sein  und die Durchsetzung von Freiheitsrechten ein Ziel linker internationalistischer Politik. Insofern haben beide Positionierungen etwas.
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	Martin Glasenapp
	Medico


Martin Glasenapp: Der Liberalismus oder Menschenrechts-Interventionismus in seiner Wende aus der Linken heraus ist auch eine Reaktion auf das realpolitische Dilemma, dass es extreme Gewaltverhltnisse und Unrechtssituationen gibt, in denen nur die Wahl zwischen lokaler despotischer Vernichtung und westlicher normierter Gewalt zu bestehen scheint. Das eine ist, dass diese gewaltttige Politik des vermeintlich kleineren bels ihrerseits die strukturelle Gewalt der liberalen Demokratie ihre Verantwortung fr das globale Schlammassel alternativlos in Kauf nimmt. Entscheidender ist aber, nicht zum Opfer dieser moralischen Erpressung gemacht zu werden, weil unser wahres Fiasko natrlich darin besteht, oft keine unmittelbaren Alternative anbieten zu knnen. Die ist nur mglich, wenn wir die Koordinaten der Gesamtsituation ndern. Eine langwierige wie komplizierte Aufgabe.


Arvid Bell: Ja, die Aufgabe ist kompliziert, aber ich bin da nicht so pessimistisch wie Martin. Ich sehe da zwar einen Widerspruch, aber einen, den man auflsen kann. Ein wichtiger aber selten explizit diskutierter Widerspruch zwischen antiimperialistischer und liberaler Linker liegt meiner Ansicht nach auf der Ebene der Konfliktwahrnehmung, von der sich dann unterschiedliche Konfliktlsungsstrategien ableiten. Fr Teile der politischen Linken sind gewaltsame Konflikte die natrliche Konsequenz globaler imperialer Strukturen, die sie als so mchtig und so verfestigt ansehen, dass alle Versuche, diese schrittweise zu reformieren und die internationalen Beziehungen zu verrechtlichen naiv oder aussichtslos sind.
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	Jan van Aken
	

Jan van Aken: Ich stimme Dir zu, wenn Du damit auch kritisierst, dass politische Verhltnisse falsch beschrieben werden, um die reine Lehre des Anti-US-Imperialismus bzw. Menschenrechtsinterventionismus zu rechtfertigen. Das hat dann nur noch wenig mit unterschiedlicher Konfliktwahrnehmung und der Frage nach der richtigen linken Strategie zur Umwlzung der Verhltnisse zu tun. Da geht es um ideologischen Bullshit, der die Betroffenen von Unterdrckung und Gewalt nur instrumentalisiert. Damit kann ich nichts anfangen, das ist menschenverachtend und nicht einmal fortschrittlich. Das darf andererseits aber auch nicht dazu verleiten, den realen imperialistischen Kern von USA und NATO zu ignorieren.


Martin Glasenapp: Zustimmung. Aber wir sollten hier schon festhalten, dass der Welterfolg des Kapitalismus ja bekanntlich nicht allein auf der Magie des freien Wettbewerbs beruht, sondern seine Marktdominanz immer wieder auch durch militrische Interventionen aller Art abgesichert wird. Dabei gleichen die Eroberungsfeldzge immer mehr Polizeiaktionen hoher Intensitt, um die groen Industrie- und Finanzmchte gegen alles abzuschirmen, was ihnen gefhrlich werden knnte. In dieser Weltressourcen-Ordnung sind die USA aber noch immer die besonderen Gleichen unter den Gleichen. Sie handeln im Alleingang in einer multizentrischen Welt und beanspruchen das globale Gewaltmonopol, sie gewinnen ihre Kriege fast immer und verlieren gleichzeitig den Frieden. Eine antiimperiale linke Kritik ist also richtig und notwendig. Sie ist dann kein Korsett aus einer anderen Zeit, wenn sie zugleich das tatschlich linke Problem anerkennt, dass diejenigen, die an vielen Orten die Globalisierung im Namen von Traditionen bekmpfen kaum Trger einer Befreiungsperspektive sind, sondern allenfalls Protagonisten einer besonders pervertierten Modernisierung. Aber das es auch linke Auswege aus diesen zwei schlechten Alternativen geben kann, beweit nicht zuletzt das neue Kurdistan in Syrien.


Jan van Aken: Ja, vllig richtig, aber mich strt der alleinige Blick auf die USA. Du hast es schn formuliert, dass sie die besonderen Gleichen unter den Gleichen sind  aber sie sind es nicht allein. Was ist mit Berlin, Paris oder Brssel, um mal in Europa zu bleiben. Komischerweise wird von einigen Linken komplett ausgeblendet, dass auch von dort aus reichlich mitgemischt wird, wenn es etwa um die Sicherung von Absatzmrkten und den Zugriff auf Rohstoffe geht. Vor lauter antiimperialistischer Kritik wird dann leider die antikapitalistische vernachlssigt. Ich bin auf Veranstaltungen schon als Mittter beschimpft worden, weil ich nicht nur die USA kritisiere und fr alles Bse allein verantwortlich mache.


prager frhling: Jan spricht vom ideologischen Bullshit auf beiden Seiten. Siehst du den auch, Kathrin?
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Kathrin Vogler: Jan hat es ja manchmal mit den Kraftausdrcken. Aber es stimmt schon, fr die Linke im 21. Jahrhundert ist es notwendig, den platten Antiimperialismus zu berwinden. Stattdessen muss der politische Pazifismus neu erfunden werden. Darunter verstehe ich eine Haltung, die militrische Gewalt nicht nur ablehnt, wenn sie vom Empire und seinen Verbndeten ausgebt wird, sondern die sich insbesondere darum kmmert, die Gewaltpotenziale der eigenen Gesellschaft zu verringern und Konflikte durch Verhandlungen und Interessenausgleich zu bearbeiten. Die berwindung von Krieg, Gewalt, Rstung und Militr ist wesentlich fr eine neue, gerechtere Weltordnung. Andererseits muss die kannibalische Weltordnung, wie Jean Ziegler sagen wrde, verndert werden, die friedliche Verhltnisse auf diesem Planeten verhindert.


Arvid Bell: Stimmt, aber liberale Linke wrden jetzt sagen: Auch eine friedliche Weltordnung braucht globale Ordnungsstrukturen. Und in diesem Punkt haben sie meiner Meinung nach recht: Es gibt durchaus Spielraum fr progressive Vernderung. Es ist keineswegs so, dass die USA alle globalen Regeln im Alleingang diktieren knnen, selbst wenn sie wollten, und es gibt auerdem innerhalb der USA Verbndete fr progressive Weltinnenpolitik. Universell gltige Menschenrechte sowie die Vereinten Nationen mssen daher zentrale Bezugspunkte fr eine weniger imperiale Weltordnung sein. Teile der antiimperialistischen Linken mssen sich daher fragen lassen, ob sie dem Ziel einer gerechteren Welt einen Brendienst erweisen, indem sie diesen Gestaltungsspielraum verneinen und sich stattdessen, von Putin bis Montagsmahnwachen, mit allen solidarisieren, die nur laut genug gegen USA, NATO und den Westen agitieren.


Martin Glasenapp: Aber eine antiimperiale linke Kritik bleibt weiterhin notwendig. Darum darfst du dich nicht drcken, Arvid.


prager frhling: Kathrin, Jan, diese Frage geben wir an euch einmal weiter: Seht ihr diesen von Arvid beschriebenen Gestaltungsspielraum in der Weltpolitik in den internationalen Institutionen oder im internationalen Recht?


Kathrin Volger: Natrlich sieht es aktuell nicht gut aus. Die einflussreichen internationalen Organisationen sind von den USA dominiert und die internationalen Organisationen, die nicht von den USA dominiert sind, sind nicht einflussreich. Aber wenn wir die Logik imperialer Politik, die Logik militrischer Machtprojektion berwinden wollen, dann gibt es aus meiner Sicht keine Alternative dazu, verzweifelt an der Idee einer Weltfriedensordnung, wie sie in der UN-Charta skizziert ist, festzuhalten, auch wenn es da natrlich Reform- und insbesondere Demokratisierungsbedarf gibt. Die einzige Alternative, die ich sehe, wre auf die Herausbildung alternativer Machtblcke zu setzen, etwa die BRICS-Staaten. Aber ich hoffe sehr, dass deren Auseinandersetzung mit dem Westen im Rahmen der Vereinten Nationen stattfindet und nicht in den Formen der klassischen Macht- oder Geopolitik.


Jan van Aken: Bei uns im Fraktionssaal hngt ein Zitat von Rousseau, in dem er dem Recht des Strkeren die Strke des Rechts entgegensetzt. Ich halte es fr absolut notwendig, dass sich in den internationalen Beziehungen auf fr alle geltendes internationales Recht bezogen wird. Die Vereinten Nationen sind fr den Bezugsrahmen prinzipiell der richtige Ort. Aber mir ist zum Einen der Tenor zu holzschnittartig, hier die antiimperialistische Linke, dort die liberale. Es ist doch nicht so, dass sich allein die Liberalen positiv auf Organe wie die UN beziehen und die antiimperialistische Linke sie generell ablehnt. Manche reden sich die globalen Institutionen auch schner und demokratischer als sie sind. Zum Anderen sind die Vereinten Nationen zwar die globale Organisation mit der grten Legitimation, sie spiegeln aber auch nur die globalen Machtverhltnisse, als Summe aller Staatsoberhupter, wider. Zudem sind einzelne Mitglieder, z. B. die Mitglieder des Sicherheitsrats, stark privilegiert. Das macht die Gestaltungsspielrume wirklich eng. Diese zu vergrern ist eine riesige Aufgabe und gleichzeitig eine enorme Herausforderung, die wir mit der gebotenen Skepsis, aber nicht in einem Gegeneinander angehen mssen.
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Arvid Bell: Dieser Appell klingt groartig, ich frage mich allerdings, warum die politische Linke dann nicht fter an einem Strang zieht und beispielsweise gemeinsam fr eine demokratischere UN, fr wirksameres internationales Recht und fr mehr zivile Konfliktlsung kmpft. Die Fragmentierung der Linken in Inseln von Besserwissern, die sich gegenseitig Putin-Versteherei, Assad-Verharmlosung, Kriegstreiberei, Faschismusverharmlosung, und sonstige Unappetitlichkeiten vorwerfen, stabilisiert am Ende nur die herrschenden Verhltnisse, nmlich eine zutiefst ungerechte Weltordnung.


prager frhling: Jenseits der Gestaltungsspielrume geht es in der internationalen Politik immer auch Formen der zivilen Konfliktlsung und Konfliktvermeidung, Arvid hat sie gerade angesprochen. Wre das nicht der Weg, den eine linke Auenpolitik beschreiten muss, Jan?


Jan van Aken: Wir mssen uns davor hten, zivile Konfliktbearbeitung mit linker Auenpolitik gleichzusetzen. Sie ist allenfalls Element eines politischen Pazifismus wie ihn Kathrin skizziert, aber nicht per se links. In der deutschen und der EU-Politik wird die zivile Konfliktbearbeitung als nicht-militrisch definiert. Aber als ein Instrument unter vielen wird sie allzu oft zur Flankierung militrischer Interventionen eingesetzt. Zudem wird Polizeiausstattung und ausbildung als zivil deklariert, was in den meisten Fllen wirklich absurd ist. Fr mich liegt erstens die Betonung auf zivil im Sinne von gewaltfrei. Es geht nicht darum, Konflikte als solche zu beseitigen, sondern um ihre gewaltfreie Austragung, den friedlichen Ausgleich zwischen widerstreitenden Interessen oder konkurrierenden Ansprchen. Wenn wir zweitens Krisenvorbeugung nicht als Notwendigkeit zur imperialen oder/und konomischen Interessensdurchsetzung definieren, die mal militrisch und mal zivil daherkommt, sondern vielmehr als eine Politik der globalen sozialen Gerechtigkeit, dann wird vielleicht linke Politik draus.


Martin Glasenapp: Konfliktvermeidung ist mir zu defensiv. Es geht doch vielmehr um Rume der Gerechtigkeit und letztlich von gesicherten Rechten. Vielleicht mssen wir ein paar banale Richtigkeiten wieder neu denken lernen. Vom Bewegungsstandpunkt heit zivile Konfliktlsung letztlich unmittelbare Verbindungen zu jenen gesellschaftlichen Kmpfen und politischen Bewegungen herzustellen, die fr soziale Gerechtigkeit einstehen. Linke sollten die Frage des Konflikts und der Gewalt nicht auerhalb des sozialen und politischen Kontextes diskutieren, sonst landen wir nur bei der Bewahrung des Status Quo von Unrechtsverhltnissen und bleiben in Kategorien wie Stabilitt und Ordnung.Wessen Welt ist die Welt? Diese alte linke Frage steht ja nach wie vor auf der Tagesordnung.


prager frhling: Kathrin, hast du auch ein so defensives Verstndnis von der zivlen Konfliktlsung und von Konfliktvermeidung?


Kathrin Vogler: Wenn ihr auf dem Begriff Konfliktvermeidung beharren wollt, dann sage ich das auch nochmal: Konflikte mssen gar nicht vermieden werden, die gehren zum Zusammenleben dazu.


prager frhling: ... die Botschaft ist angekommen.


Kathrin Vogler: Das freut mich.


prager frhling: Aber wir wollten dich nicht unterbrechen ...


Kathrin Vogler: Das schlimme an Brgerkriegen ist ja nicht der Konflikt an sich, oft auch nicht die dahinterliegenden Interessen, sondern die Art wie der Konflikt ausgetragen wird. Mir geht es um die Bearbeitung von Konflikten, dass Menschen lernen, ihre Konflikte ohne Gewalt zu regeln. Dafr steht die zivile Konfliktbearbeitung. Je besser deren Erfolge bekannt sind, umso schwerer wird es, mit dem Argument Aber wir knnen doch nicht einfach zusehen, Militreinstze zu legitimieren. Zivile Konfliktbearbeitung ist in vielen Fllen schon unglaublich erfolgreich.


prager frhling: Kannst du Beispiele nennen?


Kathrin Vogler: Gerne. Die Beendigung des Brgerkriegs auf der Pazifikinsel Bougainville ist so ein Beispiel. Dass das auf der groen Ebene noch nicht sichtbar ist, liegt an den beschrnkten Mitteln, die wir dafr aufwenden. Wenn wir nicht ein oder zwei Friedensfachkrfte schicken wrden, sondern in geeigneten Situationen Hunderte oder noch mehr, dann htte das auch sichtbare Auswirkungen. Weil Konflikte vielfltig sind, gibt es auch ein breites Spektrum der zivilen Konfliktbearbeitung. Das reicht von der Wahlbeobachtung ber die Aufklrung von Kriegsverbrechen bis zur Begleitung von Friedensverhandlungen und von der konfliktsensiblen Journalismus-Ausbildung bis zu einer Kommission, die gemeinsame Schulbcher fr jdisch-palstinensische Schulen aushandelt. Und wir sind noch lange nicht am Ende der Mglichkeiten.


Arvid Bell: Sehr gute Beispiele, groe Zustimmung! Was mir hier in der Debatte oft zu kurz kommt: Genau wie Kriege fallen Waffenstillstnde, Friedensverhandlungen und Dialog zwischen Konfliktparteien nicht einfach vom Himmel, sondern werden von Menschen gemacht. Zivile Konfliktlsungsmethoden und strategien mssen verstanden, gelernt und politisch durchgekmpft werden. Dazu gehrt in Deutschland zum Beispiel eine Strkung der Friedens- und Konfliktforschung, um die Ursachen von Gewalt besser zu verstehen, ebenso wie eine bessere Ausstattung der Instrumente, wie sie z. B. im Aktionsplan Zivile Krisenprvention genannt werden.


prager frhling: Die Strkung der zivilen Konfliktbearbeitung scheint ja eine groe Gemeinsamkeit zu sein. Was wrdet ihr einem zeitgemen linken Antimilitarismus mit auf den Weg geben?


Arvid Bell: Viele liberale Linke sind anfllig fr die Versuchung, statt auf die Logik imperialer Macht auf die Logik vermeintlich universeller Moral zu setzen. So erklrt sich auch die Anflligkeit vieler Grner fr so genannte humanitre Interventionen. Auf der anderen Seite sind viele radikale Linke anfllig fr geopolitischen Determinismus und fr den Irrglauben in die selbsterfllende Prophezeiung vermeintlich unzhmbarer imperialer Macht. Sie versuchen gar nicht erst, der Macht eine bessere Ordnungskategorie entgegenzusetzen als die Moral, nmlich wirksames internationales Recht.


Kathrin Vogler: Ja, aber es hat noch nie ausgereicht, gegen Krieg zu sein um Kriege zu verhindern, Arvid. Und ja, wir mssen Alternativen zur Weltordnung der Gewalt entwickeln und politisch durchsetzen. Aber aus meiner Sicht wird viel zu wenig darber gesprochen, dass Militreinstze berhaupt nicht erfolgreich sind. Wir reden viel ber vermutete oder tatschlich dahintersteckende Interessen, aber kaum davon, dass Militreinstze Menschenrechte, Frauenrechte, Demokratie niemals erreichen: Aber in einem Punkt ist dir natrlich zuzustimmen, Arvid. Wir drfen nicht beim Anti stehenbleiben.


Jan van Aken: Mit auf den Weg geben klingt komisch, das will ich gar nicht. Antimilitarismus heit fr mich heute, der vermeintlichen Alternativlosigkeit des Militrischen in jedem Fall zu widerstehen. Das heit auch, den Panzer im eigenen Kopf abzursten, sich gar nicht erst auf die Falle einzulassen, dass die Alternative zum Militrischen oder zum Polizeilichen angeblich nur Nichtstun, nur Zuschauen sei. Antimilitarismus heit, auf zivilen Lsungen zu bestehen, sie zu suchen und aufzuzeigen. Aber am Ende geht es um soziale Gerechtigkeit  da bin ich ganz bei Martin  und darum, internationales Recht zur Geltung zu bringen, wie Arvid sagt. Dafr brauchen wir mehr als Antimilitarismus, sondern eine aktive Friedenspolitik.


Arvid Bell: Da stimme ich Jan voll und ganz zu.


Kathrin Vogler: Ich will da noch zwei Aspekte ergnzen. Erstens: Mglichst viele Menschen von der Sache des Friedens und vom Mitmachen begeistern, statt sektiererisch die eigene Weltanschauung zum Mastab aller Dinge zu machen. Zweitens: Mehr Mut und Zivilcourage haben. Die FreundInnen des Friedens sind seit Liebknechts und Ossietzkys Zeiten je nachdem als Vaterlandsverrter oder fnfte Kolonne, als Feiglinge oder kleinbrgerliche Illusionre beschimpft worden. Ich wnsche mir mehr Biss gegen die Kriegspropagandisten und mehr Solidaritt mit denen, die heute von ihnen angegriffen werden.


prager frhling: Sich der Logik des Militrischen zu entziehen, darin scheint Einigkeit zu bestehen. Aber Arvid hat eben noch das internationale Recht angesprochen, wie sollte sich ein linker Antimilitarismus darauf beziehen?


Martin Glasenapp: Zunchst: Ein ausdrcklich linker Antimilitarismus springt zu kurz, wenn er sich nur auf die Fragen von Krieg, Frieden oder Souvernittsrechten reduziert. Es gibt autoritre Staaten, die allenfalls dysfunktional zur westlichen Ordnung stehen, deren Sturz aber dennoch mehr als legitim und wnschenswert wre. Eine Parole wie Hnde weg von Syrien ist insofern kein rhetorischer Fehlgriff, sondern politisches Versagen, wenn nicht in gleichem Atemzug die syrische Despotie verurteilt wird.


Arvid Bell: Zustimmung. Aber, du bist der Frage ausgewichen, Martin: Was bringt es beispielsweise, wenn Teile der politischen Linken den russischen Vlkerrechtsbruch in der Ukraine mit dem US-Irakkrieg oder dem NATO-Kosovokrieg entschuldigen? Diese abstruse Logik fhrt nur dazu, dass das internationale Recht noch weiter ausgehlt wird. Oder ist es erstrebenswert, dass die Hemmschwelle der interventionistischen Krfte in den USA fr den nchsten Vlkerrechtsbruch noch weiter sinkt, weil das russische Vorgehen auf der Krim keinerlei Konsequenzen hatte? Wollen wir eine Welt, in der die Gromchte ohne Rcksicht aufs Vlkerrecht ihre Einflusszonen abstecken und die Vereinten Nationen vllig in der Bedeutungslosigkeit versinken? Zeitgemer linker Antimilitarismus sollte den vlkerrechtswidrigen Einsatz militrischer Gewalt grundstzlich anprangern und skandalisieren, egal, welche Gromacht dahintersteckt.


Martin Glasenapp: Kein grundstzlicher Widerspruch, aber die Ukraine-Krise hat auch eine unselige Vorgeschichte und hier gibt es nun wirklich eine imperiale Politik des Westens, besonders der USA. Aber jenseits dieser Einschtzung sollten sich Linke prinzipiell immer auf der Seite derer verorten, die Demokratie- und Freiheitsrechte verteidigen oder einfordern. Das kann on the long run sogar auch mit einschlieen fr eine wirkliche Demokratisierung der UNO einzutreten, solange soziale Rechte weiterhin nur auf der Ebene von Staatlichkeiten vertraglich gesichert werden knnen. Das klingt in Zeiten aggressiver Freihandelsabkommen ziemlich utopisch, aber eine tatschlich egalitre internationale Schutzverantwortung sollte in der Konsequenz eben nicht erst bei offensichtlichen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit beginnen, sondern in der Durchsetzung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Freiheitsrechten fr alle, wie sie immerhin 1966 von der UN verabschiedet wurden.


Jan van Aken: An dem Punkt sind wir uns einig, denke ich. Linke Doppelstandards, nach denen man sich mit undemokratischen und menschenfeindlichen Regimen solidarisiert, nur weil sie sich gegen die USA stellen, sind unertrglich. Die Logik, dass der Feind meines Feindes mein Freund sei, ist dumm und gefhrlich. Vor allem, wenn damit dann Verletzungen von Menschenrechten und territorialen Grenzen entschuldigt werden. Ein wirkliches Problem ist doch, dass die Vereinten Nationen als Organisation zur Wahrung und Durchsetzung internationalen Rechts kaum Mittel zur Durchsetzung hat, nicht zuletzt weil die stndigen Mitglieder des Sicherheitsrates selbst permanent gegen internationales Recht verstoen und/oder ihre Position im Sicherheitsrat fr eigene Interessen nutzen.


Kathrin Vogler: Weil ihr jetzt so intensiv ber Despotien streitet, noch eine Anmerkung von mir zur Ukraine: Nach meiner berzeugung hat die Ukraine-Krise viel damit zu tun, dass Russlands Interessen vom Westen vllig ignoriert worden sind. Das wird dann von einer medialen Dmonisierung Russlands begleitet, die sich schon in der Rede von Putin zeigt. Man spricht ja nicht von Russlands Interessen, sondern fragt Was will Putin?, wenn man ihn nicht gleich zum Irren abstempelt. Als ob es um eine Einzelperson und nicht um ganz rationale Interessen der Fhrungsschicht eines Landes ginge, die man natrlich kritisieren kann. Aber sich dieser Stimmungsmache entgegenzustellen, darf uns nicht davon abhalten, die menschenrechtlichen und sozialen Probleme, die es in Russland ja offenkundig gibt, zu thematisieren und natrlich muss die Annexion der Krim als vlkerrechtswidrig kritisiert werden. Oder dass Putin aus geopolitischen Grnden die Regierung in Syrien sttzt. Wir knnen doch nicht fr diese brutale Machtpolitik sein, nur weil die USA dagegen sind. Ich komme mir manchmal vor wie in den achtziger Jahren, als in der Friedensbewegung von einigen vertreten wurde, dass die Aufrstung in den Warschauer-Vertrags-Staaten rein defensiv sei.


prager frhling: Aber jetzt bitte nicht alle in die Ukraine-Diskussion verfallen ...


Arvid Bell: Okay. Auch wen es mir schwerfllt. Ich versuche es mal mit einem positiven Vorschlag. Eine Vision, die radikale und liberale Linke teilen knnten, ist ein nach innen und nach auen solidarisches, friedliches und demokratisches Europa, das radikal abrstet, sich imperialen Kriegseinstzen konsequent verweigert und im Gerangel der Gromchte in der multipolaren Welt eine Stimme fr internationales Recht, Konfliktdeeskalation und Strkung der UN ist. Das wird es aber nur geben, wenn Zivilgesellschaft und soziale Bewegungen fr eine solche positive Vision kmpfen anstatt sich in US-fixierte antiimperialistische Rituale zu flchten.


Martin Glasenapp: Europa handelt nicht im Gerangel der Gromchte, sondern ist selbst bereits eine gewaltttige Kategorie und ein globaler Player. Der Krieg gegen die Migranten mag hier als Stichwort gengen. Aber wir drfen das internationale Recht auch nicht unter Ausblendung der realen Machtverhltnisse idealisieren. Deshalb wre fr mich eine zeitgeme friedenspolitische Aufgabe, sich prinzipiell neuen Strafkriegen zu widersetzen, ohne sich an die Seite der Macht- und Raubeliten der betroffenen peripheren Staaten zu stellen, auch dann nicht, wenn diese samt ihrer Bevlkerung zum Angriffsziel westlicher Militrinterventionen werden. Zeitgem links und antimilitaristisch verlangt einen neuen Kosmopolitismus von unten und vielleicht auch so etwas wie einen neuen sozialen Internationalismus als ein entscheidendes gesellschaftliches Souvernittsrecht gegen Krieg und Gewaltverhltnisse zu entwickeln.


Jan van Aken: Wir verweigern und widersetzen uns natrlich jedem Krieg, nicht nur den imperialen oder Strafkriegen. Da sind wir uns hoffentlich einig.
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	So sieht die Welt aus: Schurken ...
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Europisch-westliche Interventionspolitik steht in einer langen Ahnenreihe: Im 19. Jahrhundert rechtfertigte man die ersten sogenannten humanitren Interventionen in Griechenland und Nordafrika mit dem Verweis auf die Sklaverei der Araber und die Grueltaten der Osmanen. Die Zivilisation sah sich aufgefordert einzugreifen. Unmenschliche Praktiken wurden beendet und dafr eine westlich-liberale Herrschaft errichtet. Auch der europische Kolonialismus hatte ein zivilisatorisches Selbstverstndnis und vertrat eine Zivilisationsmission. Die Kongo-Konferenz von 1885 legt ein beredtes Zeugnis dieses zivilisatorischen Selbstverstndnisses ab. Dieses war nicht aufgesetzt, es war echt, Europa sah sich zivilisiert und die Afrikaner, Indianer und Inder, Melanesier und Polynesier, Aborigines und Maoris, sie alle galten ihm als Barbaren und Wilde. Und wenn im Ersten Weltkrieg die Deutschen bei ihrem vlkerrechtswidrigen Einmarsch in Belgien Kirchen zerstrten und Zivilisten erschossen, dann nannte man auch sie Barbaren. Und natrlich regten sich die deutschen Kulturmenschen darber mehr auf als ber die Erschieung der Zivilisten.


In diese Geschichte lassen sich auch die Interventionen der Jahre nach 1989 einordnen. Linke sehen hier hufig die Verlngerung einer kolonialen Politik oder westlichen Hegemonie. Der erste Irakkrieg und der Krieg gegen Serbien sind leicht so zu deuten. Jacques Derrida und Noam Chomsky haben herausgearbeitet, dass es die liberale Clinton-Regierung war, die die Rhetorik der Schurkenstaaten entwickelt hat. Ihr wissenschaftliches Pendant war die Theorie vom demokratischen Frieden, die besagte, dass Demokratien untereinander friedfertig sind, aber gegenber Nicht-Demokratien, die nicht friedfertig sein knnen, ein besonderes Spannungsverhltnis besteht. Abgeleitet wurde diese Theorie aus der Beobachtung, dass Demokratien noch nie Krieg gegeneinander gefhrt htten.




Immanuel Kant: Kein Verbndeter der Interventionisten




Zum Stammvater dieser Theorie wurde Immanuel Kant erklrt, der zwar ein liberaler Philosoph, aber vor allem auch Republikaner und Kosmopolit war. Seine Forderungen der Schrift Zum ewigen Frieden nach der Grndung von Republiken, der Bildung eines Vlkerbundes und eines Weltbrgerrechts wurden im Schatten der Theorie des demokratischen Friedens interventionsgerecht zu einem Exklusionsinstrument uminterpretiert: Nur Demokratien knnten Mitglied im Vlkerbund sein und den Schutz des Vlkerrechts genieen. Wer sich als Staat aggressiv verhalte oder Menschenrecht systematisch verletze, der sei ein Schurkenstaat oder, wie es mit besonderem Bezug auf eine Kant-Stelle oft auch heit, ein ungerechter Feind.


Natrlich war mit dieser Rhetorik der Exklusion die Idee eines Umbaus der UNO und der wesentlichen Prinzipien des Vlkerrechts verbunden: Der vlkerrechtliche Gleichheitssatz und das allgemeine Gewaltverbot sollten ausgehhlt und aufgehoben werden. Die Diskussion um die Responsibility to Protect, die von der Generalversammlung zwar angenommen wurde, zeigt aber auch, dass das allgemeine Gewaltverbot keineswegs aufgehoben wurde, sondern der Einsatz von Gewalt nach wie vor der Entscheidung des Sicherheitsrates unterliegt.


Es knnte nun so scheinen, als bte Kant nur die Rechtfertigung fr eine hegemoniale Interventionspolitik. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Kant verurteilt den Kolonialismus und sucht die reformorientierte Annherung der Systeme in einem gemeinsamen Vlkerbund. Sein Kosmopolitismus befrdert nicht den Handel, sondern formuliert das Recht von Lndern, Handelsangebote abzuwehren. Das Weltbrgerrecht ist kein Gastrecht, sondern nur ein Besuchsrecht. Gsten schuldet man in der naturrechtlichen Tradition frsorgliche Aufnahme. Dies wurde zu kolonialen Zwecken missbraucht. Kant begrenzt daher das Prinzip der Hospitalitt auf ein Besuchsrecht, das allen Menschen in Not zusteht und allen Menschen erlaubt, den Kontakt mit anderen zu versuchen. Aufgrund der schlechten Erfahrungen begrt er es, dass Japan den hollndischen Hndlern nicht gestattete in Japan zu wohnen, sondern sie auf einer Hafeninsel isolierte. Die heutigen Konflikte um die ffnung von Mrkten ist schon von Kant als Kolonialismus verstanden worden, dem nur mit einem fr alle Individuen und nicht-staatlichen Vlkerschaften geltenden Weltrecht und einer Einschrnkung des naturrechtlichen Gastrechts beizukommen ist. Gleichzeitig etablierte er damit Pflichten gegenber Flchtlingen, die ein Recht auf Hilfe haben. Ein richtig gelesener Kant gibt also auch heute noch wertvolle Hinweise fr Grundstze internationaler Politik und ist kein Verbndeter der Interventionisten.


Allerdings spielten Menschenrechte noch keine Rolle fr Kant. Er kannte nur das angeborene Menschenrecht der Freiheit. Whrend das Gewaltverbot und das Gleichheitsprinzip der UN-Charta Verwirklichungen Kantischer Gedanken sind, ist die Wirklichkeit im Menschenrechtsbereich ber ihn hinausgegangen. Daraus entstehen die heute entscheidenden Spannungen in der internationalen Politik. Menschenrechtsschutz wird hier immer wieder gegen das Gewaltverbot ausgespielt.
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	... und Barbaren. Zumindest aus liberaler Perspektive.
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Die neue Blte der Semantik der Barberei




Linke Politik steht nun vor der Herausforderung, das vlkerrechtliche Gewaltverbot mit dem Gleichheitssatz und dem Menschenrechtsschutz zu vermitteln. Die ersten beiden Prinzipien stellen nicht nur das antinazistische Erbe der Grndungsphase der UNO dar, sie sind auch das Erbe der Dekolonisation, die mit dem Prinzip staatlicher Souvernitt ernst gemacht hat und ebenfalls eine Verwirklichung des Rechts einer Bevlkerung auf demokratische Souvernitt ist, das im Genfer Vlkerbund von US-Prsident Woodrow Wilson fatalerweise Selbstbestimmungsrecht der Vlker genannt wurde und daher ethnischem Nationalismus offen stand.


Weder Demokratieexport noch Menschenrechtsinterventionismus knnen Ziele und Mittel einer menschenrechts- und demokratieorientierten Politik sein. Man knnte grob sagen, dass berall dort Zweifel an einer solchen Orientierung angebracht sind, wo die politische Semantik Asymmetrien erzeugt: Wenn von Schurkenstaaten gesprochen wird, deutet dies auf eine unklare Lage hin, die durch eine klar abwertende Sprache bersichtlich gemacht werden soll. Heute ist allerdings seltener von Schurkenstaaten die Rede. Dies hat nicht damit zu tun, wie Derrida hoffte, dass die Semantik des Schurkenstaates sich so sehr vervielfacht, dass fr alle Staaten als gltig erkannt und damit sinnlos wird, sondern mit dem Phnomen nicht-staatlicher Terrorgruppen, das nach den Anschlgen vom 11. September zunchst noch in der Schurkenstaat-Linie mit dem Krieg gegen Afghanistan beantwortet wurde. Derzeit sind aber keine klaren Schurkenstaaten mehr auszumachen. Die Terrorgruppen werden heute als Barbaren und ihre Taten als barbarisch bezeichnet. Dies mag angesichts von Enthauptungen und Entfhrungen nahe liegend sein, doch darf nicht bersehen werden, dass hiermit an die Semantik des zivilisierenden Kolonialismus des 19. Jahrhunderts angeschlossen wird.


Die Semantik der Barbarei hat aber auch in der linken Tradition einen festen Platz. Insbesondere in der antifaschistischen Tradition spielt sie als Beschreibung des Nazismus eine groe Rolle. Sie konnte hier eine feste Verbindung mit humanistischen und kulturtheoretischen Positionen, etwa von Thomas Mann und Theodor Adorno, eingehen. Die Barbarei-Semantik findet sich in den Nrnberger Prozessen und der Allgemeinen Erklrung der Menschenrechte, in deren Prambel es heit, dass die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei gefhrt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Emprung erfllen.


Im Zeitalter der Terrorismus erlebt die Semantik der Barbarei eine neue Blte. Wenn der Islamische Staat seinen Staat errichtet haben sollte, so sind sich Beobachter einig, wird es ein Schurkenstaat sein. Bisher ist er aber noch eine barbarische Terrortruppe. Whrend brgerrechtsorientierte Positionen auf die Theorie des demokratischen Friedens ansprachen, knnten humanistisch-antifaschistische Positionen leichter einer Politik der Anti-Barbarei zusprechen oder in das Gegenteil verfallen und antihegemoniale Krfte nur deshalb begren, weil sie antihegemonial sind. Schon Derrida bemerkte, dass radikale islamische Systeme die einzigen sind, die sich selbst nicht als demokratisch verstehen wollen und daher eine besondere Provokation und Herausforderung fr den Westen darstellen. Die Entscheidung, ob Demokratie die richtige politische Form fr ein Volk ist, kann weder dem westlichen Hegemon noch den lokalen Terrorfhrern oder Eliten berlassen bleiben. Diese Entscheidung msste selbst demokratisch getroffen werden. Reformen, die dies ermglichen, sind daher immer begrenswert.




Linke Perspektiven




So richtig es ist, dass der Westen nicht der Demokratiebringer sein kann, so richtig ist es auch, dass Linke neben der kritischen Position eine konstruktive, prinzipienorientierte Perspektive brauchen. Ein erstes Prinzip wre, dass Staaten Reformen nur gewaltfrei untersttzen drfen und bei Brgerkriegen das Kantische Interventionsverbot gilt. Zweitens ist nach eigenen Beitrgen zu fragen: Demokratie und Menschenrechtsschutz beginnen im eigenen Land. Westliche Demokratien mssten auf der Gewaltanwendungsebene streng demokratisch-parlamentarisch kontrolliert werden. Auerdem mssten humanitre Pflichten und Menschenrechtsschutz ernst genommen und Flchtlingen Asyl und Integration angeboten werden. Drittens knnten Linke das Gewaltverbot und das Gleichheitsprinzip  der UN-Charta ebenso wie die Menschenrechte als antifaschistisches Erbe auffassen und so von Hegemonie und Deutschtum gleichermaen Abstand halten. Sie knnten von Europa fordern, sein koloniales Erbe und daraus folgende Verpflichtungen anzuerkennen.


Allerdings mssten sie auf die Barbarei-Semantik des Antifaschismus und Antiimperialismus verzichten, denn diese wird gerade interventionsgerecht umgedeutet. Wenn die Grnde so klar liegen, wie im Falle des Kampfes gegen die Barbarei, wird von den tatschlichen Unklarheiten abgelenkt. Und immer dann trumpft das eine Prinzip  etwa Menschenrechte  oder das andere  etwa das Gewaltverbot  auf und erlaubt unilaterale Selbstermchtigungen. Auch verschleiert die skandalisierende Semantik, dass es sich nicht um einen Atavismus, sondern um ein modernes Phnomen als Ausdruck moderner Widersprche handelt. Die Aufgabe fr eine linke Politik wre aber, die Widersprche explizit zu machen und so zu einem Ausgleich der Prinzipien beizutragen.    




Oliver Eberl ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Arbeitsbereich Politische Theorie und Ideengeschichte der TU Darmstadt.




Zeugenschaft ablegen, aufklären, kritisieren

Interview mit der Journalistin und Publizistin Carolin Emcke
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prager frhling: Frau Emcke, Knnen sie dies beschreiben? ist eine Bitte, die ihnen als Berichterstatterin aus Kriegsgebieten immer wieder an sie herangetragen wird. Kann man das unfassbare Leid, das Ihnen berichtet wird, beschreiben, ohne Wut auf diejenigen zu uern, die fr den Krieg Verantwortung tragen?




Carolin Emcke: Das ist nicht das Erste, was mich umtreibt. Zunchst einmal hadere ich mit der eigenen Aufgabe: eben dies zu beschreiben. Die Gewalt, die diejenigen, die sie erdulden mssen, oftmals verstummen lsst, przise zu beschreiben. Die Geschichten derer, die unterdrckt und unsichtbar gemacht, die negiert werden, hrbar zu machen. Das ist schwer genug. Aber ich versuche Texte so zu schreiben, dass Leserinnen und Leser sich darin bewegen knnen. Dass sie eingeladen werden, mit zu denken oder zu fhlen. Natrlich knnen Verzagtheit und auch Zorn in solchen Texten aufscheinen  aber sie sollten niemals die Erfahrungen der Menschen vor Ort berlagern. Die mssen im Fokus bleiben.




pf: Sie sind in verschiedenen Kriegsregionen unterwegs, beobachten, schreiben. Sogar eine Tagung Krieg erzhlen haben Sie kuratiert. Ist es nicht zum Verzweifeln, wenn trotz soviel Mut und Risiko zur Aufklrung, weiterhin unzhlige Kriege in der Welt stattfinden  in der oftmals auch wir, also westliche Demokratien, ihren Anteil haben?




Emcke: Ja, natrlich ist das zum Verzweifeln. Die Trauer darber lsst auch nie nach. Aber ich bin Publizistin. Ich verstehe meine Aufgabe dreifach: Zeugenschaft ablegen, aufklren, kritisieren.




pf:  Das sind wichtige journalistische Grundstze, die in solchen Ausnahmesituation nur schwer durchzuhalten sein drften.




Emcke: Doch. Die sind immer mglich. Wenn ich auf Reisen in Kriegsgebieten unterwegs bin, geht es primr um Zeugenschaft, darum, denen, die als Subjekt, als menschliches Wesen negiert werden, eine Stimme zu geben, zu versichern: Was Dir geschieht, ist unrecht, und so nach und nach an dem universalen Wir zu arbeiten. Ein Wir, das es in der Praxis noch zu wenig gibt, schreibend gleichsam mit herzustellen. Wenn ich Tagungen organisiere, Vortrge halte oder Bcher schreibe, dann geht es ums Aufklren und Kritisieren, um den eigenen Blick, die ideologischen blinden Flecken darin. Es geht dann auch um die Art und Weise wie geschrieben ber manche Konflikte wird, wer darin bersehen wird, welche Sorte von Gewalt verdrngt oder bersehen wird.




pf:  Reicht das als publizistische Intervention?




Emcke: Nein, natrlich nicht. Bin ich zufrieden mit dem, was ich bewirken kann? Nein. Aber da bin ich demtig geworden.




pf:  Wenn wir von der Ebene der Mglichkeiten einer einzelnen Autorin oder Journalisten auf das System der Medien und ihre konomie der Aufmerksamkeit wechseln, dann stellen wir fest, dass uns vielleicht spontan zwei oder drei Kriege einfallen. Syrien und Ukraine sicherlich als erste. Aber von den 424 politischen Konflikten, die das Heidelberger Institut fr internationale Konfliktforschung auflistet werden 46 als hochgewaltsam eingestuft, 21 davon kriegerisch. Wie schafft man es berhaupt Aufmerksamkeit fr Krieg und seine Folgen zu generieren, wenn diese in Vergessenheit geraten?


Emcke: Das ist eine schwere und berechtigte Frage: Es gibt ungeheure Asymmetrien in der Aufmerksamkeit. Leider spielen bei der Frage, welche Kriege und Konflikte in Europa oder Deutschland wahrgenommen werden, Nhe und Distanz eine so groe Rolle wie hnlichkeit und Fremdheit. Die Ukraine liegt an der Sollbruchstelle Europas  und der Krieg dort wird als Bedrohung empfunden. Ob die Menschen auf den Bildern vom Krieg uns hnlich sehen, spielt leider auch eine Rolle. Wenn man an Bosnien denkt und das Lager von Trnopolje, dann war es gewiss nicht unbedeutend, dass die ausgemergelten Menschen in dem Lager blond und blauugig waren.




pf: Reichen hnlichkeit und Nhe wirklich als Erklrung?

 


Emcke: Sicherlich nicht alleine. Aber die Bilder evozierten nicht nur die Lagerbilder des Zweiten Weltkriegs (und damit Gefhle von Schuld und Verantwortung), sondern die Menschen sahen auch noch europisch und wei aus  der Bezug mag mir nicht gefallen, aber ich frchte, diese optischen Faktoren sind nicht zu leugnen. Wie erklren Sie sich sonst, dass die exzessive Gewalt in der Zentralafrikanischen Republik so wenig Aufmerksamkeit erhlt.




pf: Wenn hnlichkeit und Nhe alleine als Erklrung nicht hinreichend sind, welcher Aspekt fehlt dann noch?




Emcke: Sicherlich fllt es dem heutigen Journalismus schwer, sich mit Entwicklungen zu befassen. Es gibt einen banalisierenden und depolitisierenden Fokus auf Ereignisse. Es fehlt die Bereitschaft, auch lange hinzuschauen, durchzuhalten, auch wenn es keinerlei gute Nachrichten gibt, Prozesse der Destabilisierung, der strukturellen Exklusion, der sozialen Ausgrenzung von Individuen, die nur noch in Kollektiven gedacht werden - all das, was Kriegen und entgrenzter Gewalt VORAUSgeht, auch zu begleiten. Ebenso brigens wie die Bereitschaft fehlt, nach einem Krieg noch genau hinzuschauen.




pf: Was ist beispielsweise aus Libyen geworden? Das wei kaum noch jemand.




Emcke: Da hat niemand mehr wirklich hingeschaut. Nach dem Sturz von Ghaddafi haben sich viele gemtlich zurckgelehnt oder dem nchsten Schauplatz zugewendet. Und erst jetzt, wo Tausende Flchtlinge die Route ber Libyen nehmen und der zerfallene Staat als Grenzposten zu Europa relevant geworden ist  da schauen wieder viele hin.




pf: Aufmerksamkeit fr Krieg und gewaltsame Konflikte ist oftmals sehr kurzfristig und auf besonders Spektakulres oder Grausames fokussiert. Als Journalistin sind Sie den Gesetzen der Aufmerksamkeitskonomie, die die Medien leiten, auch ausgesetzt. Wie wrden Sie diese Gesetze beschreiben?


Emcke: Es lsst sich nicht ber Aufmerksamkeits-konomie sprechen ohne auch die konomie der Verlage selbst zu thematisieren. Reisen in entlegene Regionen sind aufwndig und kostenintensiv. Verlage mssen sich eigene Korrespondenten-Netze, eigene Reporter, gute Reisebedingungen (mit bersetzer im Zweifel und mit Wagen) auch leisten knnen. In Zeiten der Krise, in Zeiten, in denen immer mehr Leserinnen und Leser erwarten, dass Journalismus im Netz umsonst angeboten wird, wird zu fragen sein, was fr internationale Berichte berhaupt noch mglich sein werden. Guter, ernsthafter, kritischer Journalismus braucht sehr viel Zeit  und er braucht Leserinnen und Leser, die das auch honorieren.




pf: Fhren dieser Mangel an Zeit, dieser Zwang, Aufmerksamkeit zu generieren am Ende nicht dazu, dass in den Medien das Grausame, die Gewalt, dominiert?




Emcke: Nur um das deutlich zu sagen: Ich bin noch nie, von keiner Redaktion und keinem Verlag aufgefordert worden, besonders das Grauen zu thematisieren. Und ich konnte auch immer in Regionen fahren, die niemanden auer mir interessierten. Ich glaube auch nicht, dass wirklich das Grausame in der Berichterstattung dominiert. Das ist ein Mythos. Es wird den Medien, wer immer das sein soll, unterstellt, wir dramatisierten, wir sthetisierten die Gewalt und es gbe eine Art Spirale des Grauens, die durch die Berichterstattung inszeniert wrde.




pf: Wenn das ein Mythos ist, was ist Ihre Erfahrung?

 


Emcke: Aus meiner Erfahrung wrde ich sagen: Gewalt in Kriegen ist unendlich viel schlimmer als alles, was hier gezeigt wird. Es mag auch gute, vernnftige Grnde fr Zurckhaltung geben. Nicht jeder Leichnahm, nicht jede Verstmmelung, nicht jede Versehrung muss bildlich auch transportiert werden. Es ist auch wichtig, das Empfinden fr selbst geringe Menschenrechtsverletzungen aufrecht zu erhalten. Aber es ist jedenfalls wichtig, nicht diesem Irrglauben anheimzufallen, Journalisten betrieben eine Dramatisierung der Gewalt.


Ansonsten: Ich vermute, Empathie braucht bung. Es gibt auch Routinen der Einfhlung. In Frankreich  wie in den meisten frheren Kolonialstaaten  gibt es andere Aufmerksamkeit fr die Zustnde in beispielsweise Algerien oder Marokko. Sowie Belgien ganz anders Anteil nimmt an dem, was im Kongo geschieht.




pf: Knnen Sie das erlutern?




Emcke: Empathie setzt Wissen voraus. Einfhlung hat es leichter, wenn sie ankoppeln kann an bekannte Gefhle oder vertraute Bilder und Geschichten. Es ist einfacher, sich um die Menschen im Libanon oder Syrien zu sorgen, wenn ich auf ein Reservoir an Wissen oder Assoziationen zurckgreifen kann. Je mehr ich ber eine Region wei, umso leichter fllt es mir, die neuen Informationen einzufgen, anzuschlieen. Das ist von Vorteil oder aber auch von Nachteil. ber bestimmte Gegenden wird wenig berichtet (Latein- und Zentralamerika beispielsweise) und diese Regionen bleiben dadurch immer weit entfernt. ber bestimmte Gegend kursieren aber auch nur bestimmte Bilder, die sich wieder und wieder reproduzieren.




pf: Aber Wahrnehmung liegt ja nicht nur bei den Rezipienten begrndet.




Emcke: Sicherlich nicht. Aber auch Berichterstatter sind ja erst einmal Rezipienten. Was mich aber regelrecht anwidert sind diese live-Ticker, die inzwischen regelmssig bei Kriegen und Krisen auftauchen und Gewalt-Junk-Food produzieren. Was, bitte, erfahren Sie denn, wenn es einen Minuten-Ticker gibt, in dem aus Kobane oder Misrata oder Aleppo berichtet wird. Da steigt dann Rauch auf oder es gibt eine Explosion oder jemandem wird ein Bein abgerissen. Das ist so dumm wie geschmacklos - und letztlich ein Fllen von innerer Leere. Da unterbietet Journalismus (aber auch die Leserschaft) sich selbst.




pf: Die Perspektive und die Erzhlung von Krieg knnen nie wirklich neutral sein, sie sind interessengeleitet. Wie gelingt es Ihnen zu vermeiden, die Interessen und Perspektive einer Kriegspartei zum Erzhlstrang Ihrer Berichterstattung werden zu lassen?




Emcke: Ehrlich gesagt, so oft diese Frage auch gestellt wird, so absurd finde ich sie doch. Lassen sie mich etwas ausholen: Ich habe eine ganz klare Parteilichkeit: Menschenrechte und internationale Konventionen. Wenn sie verletzt werden, dann bezeuge ich das. Ich kann und muss ausweisen, woher ich meine Eindrcke nehme: eigene Beobachtung oder die von Zeuginnen und Zeugen. Ich kann und muss deren potentielle Widersprchlichkeit oder Parteilichkeit mit bedenken und transparent machen wie ich meine eigenen Grenzen des Wissens markieren kann.


Aber mir ist es nicht schwer gefallen, serbische oder albanische Opfer von Gewalt wahrzunehmen, Angriffe gegen jdische Israelis oder Palstinenser als Menschenrechts-Verletzungen zu markieren und wenn junge Mnner vergewaltigt werden schreibe ich ebenso darber wie wenn junge Frauen vergewaltigt werden.




Ob meine Eindrcke einer offiziellen Erzhlung nutzen oder schaden, muss mir dabei egal sein. Aber das ist auch nicht so schwer: ob die Folterer amerikanische Soldaten oder Milizionre des IS sind - das kann ja nicht wirklich relevant sein fr meine Kritik. Ich muss natrlich przise sein, die Strukturen, die Ideologie, die soziale oder religise Grammatik anschauen - aber ob das bestimmten Leserinnen und Lesern besser ins ideologische Passepartout passt als anderen  das ist fr mich nicht relevant.




Es gibt nur ein ganz anderes, mich ethisch enorm umtreibendes Problem: seit Kriege als humanitre Interventionen legitimiert werden, kommt Berichten ber Menschenrechts-Verletzungen oder Vertreibungen auf einmal eine ganz andere Bedeutung zu. Wer ber ethnische Vertreibungen schreibt, luft Gefahr, dass diese Berichte instrumentalisiert werden fr militrische Interventionen. Das ist ein moralisches Dilemma, auf das es keine einfache Antwort gibt. Nicht zu berichten, nicht ber das zu schreiben, was an Verbrechen geschieht, die Opfer von Gewalt und Vertreibung allein zu lassen - das kann keine Lsung sein. Aber es liegt auf den eigenen Texten eine andere Last.




pf: Frau Emcke, ich bedanke mich fr das Gesprch.






Carolin Emcke ist Publizistin und Philosophin. Als Reporterin berichtete sie fnfzehn Jahre lang aus Kriegs- und Krisengebieten. Im Fischerverlag erschienen u.a. Von den Kriegen, Weil es sagbar ist  Zeugenschaft und Gerechtigkeit, fr die Wochenend-Ausgabe der Sddeutschen Zeitung schreibt sie eine wchentliche Kolumne. Das Interview fhrte Thomas Lohmeier.

 




Für eine Politik der Verträge

Internationale Politik als radikale Realpolitik

Kolja Möller


Pacta sunt servanda. Vertrge sind einzuhalten. Auch Linksregierungen sind eingebunden in internationale Vertrge und Institutionen, sei es die EU, die NATO oder die Vereinten Nationen. Doch schon im alltglichen Leben trgt der Schein. Nicht erst seit Richard Wagners Ring der Nibelungen wissen wir um die Prekaritt von vertraglichen Vereinbarungen. Ein Groteil des Rechts- und Politiksystems ist damit beschftigt, ber die Einhaltung von Vertrgen zu wachen, Vertragsverletzungen zu ahnden, Vertragspflichten zu ermitteln, Klauseln und Paragraphen zu deuten  denn nur zu oft besteht Unklarheit, was der genaue Inhalt eines Vertrages ist.


Der Vlkerrechtler Hans Kelsen hat schon in den 1920er Jahren in seinem Essay Vom Wert und Wesen der Demokratie herausgearbeitet, wie die meisten sozialen Institutionen in ihrer Entwicklung eine vollkommen andere Bedeutung erhalten als ihnen ursprnglich zuerkannt wurde (Hans Kelsen, Vom Wert und Wesen der Demokratie, Tbingen 1920, S. 17). Das gilt natrlich auch fr die internationale Politik. Der Ruf nach Pacta sunt servanda, wonach es eine feststehende Schicht von Vertragsverpflichtungen geben wrde, die einfach so zu akzeptieren sei, tuscht ber die umkmpfte Realitt der internationalen Politik hinweg, wo Institutionen immer wieder neu gegrndet, aufgelst oder vollkommen zweckentfremdet werden.


Pacta sunt servanda ist aber nicht nur der Schlachtruf der staatstragenden Weltpolitiker_innen, es ist ebenso das Lieblingsmotto der weltpolitischen Kathedersozialist_innen. Sie argumentieren spiegelbildlich: Da in internationalen Vertrgen imperiale Politikziele verbindlich gemacht wrden  wie etwa Neoliberalismus und Krieg  , muss man sich von ihnen fernhalten. Pacta sunt servanda funktioniert hier einfach umgekehrt. Demnach knnen linke Regierungen eigentlich keine Vertragspartner_innen sein, weil sie damit an Krieg und Neoliberalismus gebunden sind. Das unproduktive Ergebnis dieses schlechten Vertragsfetischismus auf beiden Seiten: Der Ruf nach Bekenntnissen zur internationalen Verantwortung hier, der Ruf nach Renationalisierung und einem Ausstieg aus der Weltpolitik, wie sie ist, dort.


Beide Positionen haben teils einen wahren Kern: Die bestehenden Vertrge haben auch zivilisatorische Fortschritte erzielt, die man nicht mit jedem Regierungswechsel in einem Nationalstaat infragestellen sollte. Auch ist vllig zutreffend, dass die Dominanz von kapitalistischen und militrischen Logiken systematisch feststeht. Wer das nicht sieht, dem ist nicht zu helfen. Doch beide Seiten der Vertragsfetischist_innen bersehen die entscheidende politische Option: Die Politik des Vertrages, also der Kampf um die verbindenden Normen, Institutionen und Begriffe im Sinne einer radikalen Realpolitik.
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Roosevelt, Tsipras und die Weltgesellschaft


Dafr gibt es historisch eine ganze Reihe an Beispielen. Der amerikanische Prsident Franklin D. Roosevelt etwa hat sich in den 1930er Jahren in den USA weder von der amerikanischen Verfassungstradition noch von der bis dahin marktliberalen Spruchpraxis des amerikanischen Gerichtshofs, dem Supreme Court, davon abhalten lassen seine progressive New-Deal-Politik einzufhren. Das Freiheitsversprechen der Verfassung bersetzte er in seiner Four Freedoms Speech in die Notwendigkeit auch soziale Rechte einzufhren. Und den commerce clause, also die Ermglichung gemeinsamer Marktstrukturen in den USA, interpretierte Roosevelt geradezu als Aufforderung in den gemeinsamen Markt mit sozialen und konomischen Regulierungen einzugreifen.


Der neu gewhlte griechische Ministerprsident Alexis Tsipras hat einen hnlichen Weg in der EU eingeschlagen. In der ersten Rede vor der Parlamentsgruppe seiner Fraktion fgte sich Tsipras nicht der Mr, wonach Griechenland seine scheinbar eindeutigen Verpflichtungen gegenber der Troika nachzukommen habe. Er berief sich auf das Demokratiegebot des Unionsrechts: Da sich die EU aus Demokratien zusammensetze, msse es mglich sein, dass eine Regierung eine andere, nicht-neoliberale Wirtschafts- und Sozialpolitik durchfhrt. Das sei die erste, verfassungsrechtlich bedeutsame Bindung jeder Regierung und nicht die Absprachen der Vorgngerregierung mit der Troika. Tsipras erklrte: Das Europische Vertragswerk ist fr uns verbindlich  die Politik und die Zwangsvorstellungen konservativer Regierungen der Eurozone sind es nicht.


Es gibt natrlich auch nicht sonderlich progressive Gegenbeispiele: Das Sozialstaatsgebot im Grundgesetz etwa hat nicht die Agenda 2010 verhindert. Und das Verbot von Auslandseinstzen nicht den Kosovo-Krieg. Der Lissabonner-Reformvertrag in der EU aus dem Jahr 2007 konnte nicht verhindern, dass die Bundesregierung beim Zustandekommen von Fiskalvertrag und Europischem Stabilittsmechanismus die bestehenden Verfahrensweisen des Europarechts grob missachtet hat und eine Politik in Sdeuropa durchsetzt, die den menschenrechtlichen Verpflichtungen aus der Europischen Grundrechtecharta, der europische Sozialcharta und den internationalen Menschenrechtspakten zu wider luft. Auch das sind vertragliche Verpflichtungen. Pacta sunt servanda?


Das Dilemma linker Regierungen


Der finnische Vlkerrechtler Martti Koskenniemi hat genau auf diesen Umstand hingewiesen, wenn er vorschlgt, den Blick auf die Politik des internationalen Rechts zu richten. Das internationale Recht ist nicht wertlos. Es erzielt seine Bindungswirkungen aber vor allem dadurch, dass es den beteiligten Akteur_innen einen Raum zur Verfgung stellen, um ihre politischen Prferenzen einzuspeisen und zu artikulieren. Das Recht wirkt als Gentle Civilizer (vgl. Martti Koskenniemi, The Gentle Civilizer of Nations, The Rise and Fall of International Law 1870-1960, Cambridge 2004). Dass der neoliberale Konsens in der EU und weltwirtschaftlichen Institutionen und der militaristische in der Sicherheitspolitik diesen Raum zunehmend schlieen, schmlert diese Funktion freilich massiv. Und es bleibt vollkommen offen, inwieweit linke Regierungen unter diesen Bedingungen berhaupt Anstze einer anderen Politik durchsetzen sollen. Dies gilt umso mehr in einer globalisierten Welt, in der nationale Alleingnge schon aufgrund wirtschaftlicher Verflechtungen in den meisten Lndern nicht in Frage kommen. Die Spannung zwischen einem sozial-kologischen und antimilitaristischen Politikwechsel und den internationalen Vertrags- und Verhandlungssystemen jedenfalls wird zur Kernherausforderung. Ein Politikwechsel ist nicht im nationalen Alleingang zu machen  aber ohne grundstzliche Vernderungen in der internationalen Politik, wenigstens auf europischer Ebene, auch nicht. Wie also in dieser Situation navigieren?


Politik der Vertrge


Statt also ber Bekenntnisse zu orakeln, wre eine inhaltlich orientierte Politik der Vertrge wesentlich attraktiver. Ihr Hauptziel wrde darin bestehen die neoliberale Dominanz in weltwirtschaftlichen Institutionen und der EU sowie die militrische Konfliktlogik weltweit zurckzudrngen. Es wrde dann darum gehen zu ermitteln, auf welchem Wege sich diese Ziele am besten erreichen lassen: Durch eine Politisierung der jeweiligen Vertragssysteme und Institutionen, ihre radikale Neuinterpretation oder auch durch Forum-Shopping, also durch die Bezugnahme auf andere, konkurrierende Institutionen.


Im Hinblick auf linke Regierungspolitik in der BRD knnten drei Projekte dafr orientierend sein:


1. Eine antimilitaristische Wende in der Westbindung: Im Verteidigungsbndnis der NATO schlgt eine linke Regierung die umfassende Umorientierung des Bndnis vor und beruft sich dabei auf Art. 1 des Nordatlantikvertrages: Die Parteien verpflichten sich, in bereinstimmung mit der Satzung der Vereinten Nationen, jeden internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt sind, auf friedlichem Wege so zu regeln, da der internationale Friede, die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefhrdet werden, und sich in ihren internationalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung oder Gewaltanwendung zu enthalten, die mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht vereinbar sind. Neben einer Rckkehr zu den Vertrgen, schlgt sie die Konstruktion einer neuen Sicherheitsarchitektur unter Einbeziehung Russlands vor. An mglichen und aus Sicht der Bundesregierung vertragswidrigen Militreinstzen von NATO-Mitgliedern oder der NATO selbst beteiligt sie sich nicht. Sie verhindert im Zweifel solche Beschlsse als Veto-Macht.


2. Eine Rckkehr zu demokratischen und sozialen Rechten in der EU: Im Rahmen der EU setzt sich eine linke Regierung dafr ein, Fiskalvertrag und den Europischen Stabilittsmechanismus als ausbrechende Rechtsakte zu betrachten, und berfhrt sie in EU-rechtskonforme Verfahren. Sie betrachtet alle Mitgliedsstaaten der Europischen Union und die EU-Organe selbst an die sozialen Grund- und Menschenrechte gebunden an, wie sie in den Verfassungen der Mitgliedsstaaten, der Europischen Grundrechtecharta und der Europischen Sozialcharta festgehalten sind. Dies beinhaltet dann in der Folge, dass die alles berragende Ausrichtung an Sparpolitik mit ihren desastrsen Folgen nicht mehr zur Anwendung kommt.


3. Transnationale Gegenregime: Eine linke Regierung macht im Rahmen ihrer Politik der Vertrge deutlich, dass sie Teil unterschiedlicher transnationaler Politikregime ist, die teils kollidierende Zielrichtungen verfolgen. Die BRD ist beispielsweise sowohl Mitglied der auf Freihandel ausgerichteten WTO als auch des internationalen Menschenrechtsschutzes um den UN-Zivil- und Sozialpakt  eine progressive Bundesregierung wird sich im Vorfahrtsregeln fr solche Regime einsetzen, die den neoliberalen und promilitrischen Konsens zurckdrngen.


Man muss keine ausgesprochene Pessimist_in sein, um festzustellen, dass eine solche Politik der Vertrge auf Widerstnde stoen wird und geringe Durchsetzungschancen hat. Dafr braucht man Verbndete in anderen Lndern und nicht zuletzt auch Druck aus der zunehmend vernetzten Weltffentlichkeit und sozialen Bewegungen. Die Perspektive wre auch keine einfache Beteiligungslogik, die sich die Lsung oder Prvention aller globalen Krisen zumutet (vgl. etwa den Beitrag von Jrgen Trittin in dieser Ausgabe). In allen drei Feldern wird der Weg wohl nur ber transnationale Blockadeallianzen fhren, die tiefgreifende Konflikte innerhalb und im Umfeld der internationalen Institutionen hervorrufen. Man knnte die Herausforderung auch so beschreiben: Whrend in den Kmpfen um die Demokratie im Nationalstaat der Vorrang der konstituierenden Macht des Volkes ein zentrales Anliegen progressiver Politik war, so geht es in der Weltgesellschaft erst einmal um die Bndelung einer destituierenden Macht, also von wirksamen Gegenmachtstrukturen. Erst sie werden Schritte in Richtung einer transnationalen Demokratie einleiten knnen. Das heit auch: Es wird nicht ordentlicher und einheitlicher (das ist ja in der Regel die Leidenschaft von Berufspolitiker_innen); es muss unbersichtlicher und konfliktiver werden, wenn berhaupt noch Alternativen in der Politik abbildbar sein sollen.


Die Politik der Vertrge knnte einen Ausweg aus dem allgegenwrtigen Bekenntnisaustausch weisen und wenigstens wieder Anschluss an die zentrale Frage unserer Zeit finden: Wer den neoliberalen und militrischen Konsens aufbrechen will, muss den Dualismus von nationaler Politik und internationaler Staatengemeinschaft unterlaufen. Wenn es nur an einer Stelle gelingen wrde, eine Allianz zwischen politischen Parteien, linken Regierungen und sozialen Bewegungen zu schmieden und einen Erfolg zu erzielen: Es wre ein Geschichtszeichen sein, das sich nicht mehr vergisst (Kant).


Dr. Kolja Mller ist Mitglieder der prager frhling Redaktion. Er forscht am Exzellenzcluster Normative Ordnungen der Universitt Frankfurt zu Fragen des inter- und transnationalen Verfassungswandels. Neueste Verffentlichung: Formwandel der Verfassung. Die postdemokratische Verfasstheit des Transnationalen (transcript, Bielefeld 2015).




Zivil helfen

Konfliktbearbeitung als Alternative zu Militärinterventionismus

Kathrin Vogler
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	Katrin Vogler
	

Wer sich gegen Militreinstze stellt, dem wird oft vorgeworfen, dass er angesichts von Krieg und Gewalt zynisch Nichtstun predige. Aber: Es gibt Mglichkeiten, Gewalt und Menschenrechtsverletzungen wirksam zu beenden, ohne zu den Waffen zu greifen.


Die Beendigung des Brgerkriegs auf der Pazifikinsel Bougainville ist so ein Beispiel. Bougainville, das aufgrund seiner Kolonialvergangenheit (brigens von 1886 bis zum I. Weltkrieg als Teil von Deutsch-Neuguinea) politisch zu Papua-Neuguinea gehrt, geografisch und ethnisch aber zu den Salomonen, erlebte seit 1988 einen blutigen Brgerkrieg.


Dabei kmpfte die Bougainville Revolutionary Army fr Unabhngigkeit von Papua-Neuguinea. Auslser war der Streit ber die Erlse aus einer Kupfermine, die einen Groteil des Bruttosozialprodukts Papua-Neuguineas erwirtschaftete. Dem Brgerkrieg fielen ber zehn Prozent der etwa 200 000 Einwohner der Insel zum Opfer, die Infrastruktur wurde komplett zerstrt, massive Menschenrechtsverletzungen  Mord, Folter, Vergewaltigungen, Verschwindenlassen  waren an der Tagesordnung und betrafen vor allem die Zivilbevlkerung. 1997/98 kam es zu zwei von Neuseeland untersttzten Waffenstillstandsabkommen, nachdem beide Brgerkriegsparteien einsahen, dass sie diesen Krieg nicht gewinnen konnten. An der Aushandlung des Waffenstillstands waren auch zivilgesellschaftliche, vor allem kirchliche und Frauenorganisationen beteiligt.


Der Waffenstillstand wurde von einer unbewaffneten Truce Monitoring Group(TMG)/Peace Monitoring Group (PMG) berwacht, die aus 370 unbewaffneten und zivil gekleideten Personen bestand, berwiegend SoldatInnen und einige ZivilistInnen aus Neuseeland, Australien, Fidschi und Vanuatu. Die Hauptaufgabe der Mission war es, Patrouillen durchzufhren und Brche des Waffenstillstands aufzuklren. Die Patrouillen suchten, von DolmetscherInnen begleitet, die Einwohner in den Drfern auf, verteilten Informationsmaterial, klrten ber den Friedensprozess auf und beteiligten sich an Diskussionen.


Die Mission war erfolgreich. Schnell wurde Vertrauen auf allen Seiten aufgebaut, besonders unter den Einwohnern der Drfer. Gerade dass die Mission unbewaffnet und fr ihre eigene Sicherheit auf die Untersttzung der lokalen Bevlkerung angewiesen war, hat dazu beigetragen, dass die Mission erfolgreich war. Aber auch in Bougainville ist Frieden ein langer Prozess. Bougainville ist jetzt eine autonome Provinz innerhalb Papua-Neuguineas, in den nchsten Jahren soll ein Referendum ber die Unabhngigkeit von Papua-Neuguinea stattfinden.


Schon dieses eine Beispiel unter vielen zeigt: Methoden ziviler Konfliktbearbeitung sind wirksamer und nachhaltiger als Militreinstze; sie kommen ohne die verheerenden Zerstrungen von Menschenleben, Infrastruktur und Umwelt aus. Wenn sie klein und unbedeutend wirken, dann liegt das vor allem an der mangelnden politischen Untersttzung und an den geringen Mitteln, die dafr aufgewandt werden. Denn zivile Konfliktbearbeitung umfasst ein weites Spektrum an Aktivitten. Verhltnismig gut bekannt ist der Zivile Friedensdienst (ZFD): Finanziert vom Entwicklungsministerium werden ausgebildete Friedensfachkrfte (in aller Regel berufserfahrene Menschen, die eine Zusatzausbildung als Friedensfachkraft/KonfliktberaterIn absolviert haben) in Absprache mit lokalen Partnerorganisationen in Konfliktregionen entsandt. Die Friedensfachkrfte wirken dort in der Gewaltprvention oder der Friedenssicherung nach Konflikten mit. Die konkrete Arbeit ist vielfltig: Begegnungen, Mediation, Untersttzung von lokalen Dialog- und Vershnungsinitiativen, Menschenrechtsarbeit, Untersttzung von besonders von Gewalt betroffenen Gruppen und die Schulung von JournalistInnen. Die Arbeit setzt meist auf der Graswurzelebene an, manche Projekte arbeiten aber auch gezielt mit MultiplikatorInnen. Diese Arbeit muss mit Peanuts zurechtkommen: Fr den Zivilen Friedensdienst wird im Bundeshaushalt gerade einmal ein Tausendstel des Verteidigungshaushalts bereitgestellt.


Nicht nur vor und nach Gewalthandlungen, sondern auch whrend bewaffneten Konflikten kann erfolgreich gewaltfrei eingegriffen werden. Das zeigt zum Beispiel die Arbeit der Nonviolent Peaceforce im Sdsudan. Nonviolent Peaceforce (NP) ist eine internationale Organisation mit Mitgliedern von allen Kontinenten, die auf Einladung durch lokale Partner ttig wird. Der Sdsudan ist das jngste Mitglied der Vereinten Nationen, das 2011 nach einem Referendum unabhngig vom Sudan wurde. Weihnachen 2013 kam es dort zu blutigen bewaffneten Machtkmpfen. NP hatte da bereits mit 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in sechs Bundesstaaten des dnn besiedelten Landes lokale Schutznetzwerke aufgebaut. Diese konnten dazu beitragen, dass es trotz des Brgerkriegs in vielen gemischten Nachbarschaften ruhig blieb, dass Menschen unterschiedlicher Stammeszugehrigkeit sich gegenseitig beschtzten und halfen. Die Teams von NP sorgten in den Flchtlingslagern fr Sicherheit, berprften Gerchte ber Grueltaten und halfen so, Spannungen zu deeskalieren. Seit Abklingen der Kmpfe begleiten sie wieder die Wanderungen der Viehherden, die in frheren Jahren immer wieder zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Ackerbauern und Viehzchtern mit hunderten Toten gefhrt haben. Auch die Rckkehr der Binnenflchtlinge und die Ermglichung von Verhandlungen und Vershnungsprozessen erfordert eine Prsenz in der Flche des Riesenlandes, die nur durch eine Vielzahl lokaler Initiativen aufrechterhalten werden kann. Diese sind dadurch deutlich effizienter als die UN-Mission UNMISS, an der auch deutsche SoldatInnen und PolizistInnen beteiligt sind, und die ein Vielfaches an Ressourcen verschlingt.


Zum Schluss ein Gedanke zur Gewaltprvention: Vorbeugende Friedenspolitik muss auf eine Vernderung der kannibalischen Weltordnung (Jean Ziegler) hinwirken. Ein Wirtschaftssystem, dessen Grundprinzip die Ausbeutung der einen fr die Profite der anderen ist,  ruft immer neue, auch gewaltsame Verteilungskonflikte hervor. Und natrlich brauchen wir eine Auenpolitik, die fr Entspannung und Zusammenarbeit wirbt, statt Abschreckung und Konfrontation zu betreiben. Dazu gehrt Abrstung und ein konsequenter Verzicht auf Rstungsexporte. Es bleibt richtig, in den Debatten um neue Bundeswehreinstze darauf hinzuweisen, wo die Bundesregierung nicht prventiv gehandelt und sogar konfliktverschrfend agiert hat, aber in der konkreten Auseinandersetzung um die Zustimmung oder Ablehnung von Kriegseinstzen wird immer wieder die Frage kommen: Was soll man denn sonst tun? Und in dieser Situation ist der Hinweis auf erprobte und erfolgreiche Manahmen der Zivilen Konfliktbearbeitung hilfreich.


Natrlich ist nicht alles zivil, was von der Bundesregierung als Stabilisierung und Krisenprvention verkauft wird. Es besteht die Gefahr, dass all diese Instrumente in eine Auenpolitik eingebunden werden, die Militr einsetzt. Die, wenn es sich lohnt und wenn eigene SoldatInnen nicht gefhrdet werden sollen Waffen liefert und die zivile Instrumente vorrangig dafr nutzt, die Folgen dieser falsch verstandenen Auenpolitik einzuhegen. Der Ausbau von Polizeimissionen ist dann noch der Joker, der eingesetzt werden kann, wenn militrische Instrumente nicht leistbar oder durchsetzbar sind und zivile Instrumente nicht genug Handlungsfhigkeit oder Bndnistreue signalisieren. Wenn das Auswrtige Amt, wie angekndigt, die Krisenprvention strken will, dann muss kritisch beobachtet werden, ob es darum geht, zivile Elemente auenpolitischen Handelns wirklich zu strken oder ob doch wieder nur ziviles Handeln zur Bemntelung einer militrinterventionistischen Politik benutzt werden soll.


Kathrin Vogler ist Bundestagsabgeordnete fr DIE LINKE. Sie vertritt ihre Fraktion im Unterausschuss Zivile Krisenprvention. Vor ihrer Ttigkeit als Abgeordnete hatte sie verschiedene Funktionen in der Friedensbewegung inne, u. a. als Grndungssprecherin des Dachverbands Kooperation fr den Frieden.




Blinder Fleck Osteuropa

Im Internationalismus linkssozialistischer Parteien kommt der Osten Europas bisher nicht vor

Tobias Schulze
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	Co je lep? - Was ist besser? Oft verstehen sich deutsche und osteuropische Linke falsch.
	Max Friedrich Hartmann  (CC BY-SA 2.0)


SPD-Mitglied und Transatlantiker Heinrich August Winkler redete vor kurzem zum Gedenken an den 8. Mai 1945 im Bundestag und ermahnte im Rahmen seines Vortrags diejenigen, die sich um Deeskalation im Gromchtekampf zwischen EU, NATO und Russland bemhen: Nie wieder drfen unsere ostmitteleuropischen Nachbarn, die 1939/40 Opfer der deutsch-sowjetischen Doppelaggression im Zuge des Hitler-Stalin-Paktes wurden und die heute unsere Partner in der Europischen Union, im Atlantischen Bndnis sind  nie wieder drfen Polen und die baltischen Republiken den Eindruck gewinnen, als werde zwischen Berlin und Moskau irgendetwas ber ihre Kpfe hinweg und auf ihre Kosten entschieden. Ohne Zweifel entspricht diese Aussage der durchaus bekannten Rhetorik NATO-Offizieller und auch die relativierende Rede von der Doppelaggression legen mehr von Winklers geschichtspolitischer Mission offen, als ihm mglicherweise lieb ist. Und trotzdem knnte diese Warnung auch bei Linken einen wunden Punkt treffen: das Fehlen einer antihegemonialen und solidarischen Auenpolitik im stlichen Teil Europas. Zu diesem Teil gehrt zwar Moskau, aber eben genauso Warschau, Budapest, Riga, Belgrad oder Sofia. Wer nur in den geopolitischen Strategien der Gromchte denkt, fr den fallen diese Hauptstdte kleiner Lnder schnell in den Objektstatus einer Einflusssphre.
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	Was ist besser? Zusammen trinken, gemeinsam lesen.
	Max Friedrich Hartmann  (CC BY-SA 2.0)


Die LINKE mit ihrem in der DDR sozialisierten Teil hat traditionell dabei durchaus einen speziellen Zugang zu nahen und entfernten europischen Nachbarn im Osten und Sdosten. Schlielich gab es vielfltige Beziehungen auf politischer, wissenschaftlicher oder auch ganz privater Ebene. Und trotzdem spielen die EU-Beitrittsstaaten und auch die brigen Lnder in ihrer Politik nur eine untergeordnete Rolle. Viel eher liegt der Fokus auf den Gegenden, in denen sich im Zuge der Austerittspolitik auch politische Gegenbewegungen entwickelten. Und selbst die Ukraine ist vor allem als Schlachtfeld der Global Player im Blickfeld linker Auenpolitik, nicht als ein dramatisches Beispiel einer fehlgegangenen Selbstermchtigung einer verarmten Bevlkerungsmehrheit. Was knnten die Grnde fr diese Nichtbeachtung sein?




Kmpfe fr den Aufbau von Sozialstaatlichkeit sind so wichtig, wie Kmpfe gegen ihren Abbau




Mangelnde soziale Probleme und prosperierende konomien sind sicher nicht der Grund fr das Desinteresse. Bis auf wenige Ausnahmen driften Arm und Reich bei den Neumitgliedern der EU seit der Jahrtausendwende dramatisch auseinander. Eine groe Bevlkerungsmehrheit lebt auf einem Standard deutlich unter dem Westeuropas. Ein Blick auf die Mindestlohntabellen, auf die Rentenhhen, auf die Sozialversicherungssysteme oder die GINI-Koeffizienten gengt. Daran wird sich auch so schnell nichts ndern  allen guten Wachstumszahlen in einigen Volkswirtschaften, etwa Polen oder Tschechien, zum Trotz. Ein Zehntel kmpft bei uns um den Aufstieg, neun Zehntel gegen den Abstieg, fasste die Situation eine ungarische Freundin zusammen. Das Wohlstandsversprechen, das viele Neu-EU-Brger_innen in der EU noch vor zehn Jahren sahen, hat sich nur fr einen kleineren Teil der Menschen erfllt. Viele andere hingegen versuchen ihr Glck im Rahmen der Arbeitnehmerfreizgigkeit und wandern aus. Wieder andere, etwa aus dem Kosovo oder aus Serbien, bitten um politisches Asyl in Westeuropa. Wenn die Bewegungen in Spanien, Griechenland oder Portugal als Kampf um ein europisches Sozialmodell begriffen werden, dann ist dieser Kampf fr die neuen EU-Staaten erst recht notwendig. Blo weil es kein Kampf gegen Sozialabbau, sondern oft ein Kampf um den Aufbau des Sozialstaates ist, wird er nicht weniger wichtig. Und auch wenn die Staatsverschuldung etwa Ungarns oder Sloweniens inzwischen nicht mehr ganz so gro ist wie etwa die Griechenlands  die deutsche Europapolitik ist trotzdem fr diesen neuen Teil der EU nicht weniger schicksalstrchtig.


Mglicherweise ist ein Grund fr den blinden Fleck linker Politik, dass weder die konomischen, noch die politischen Prozesse in diesen Lndern unmittelbar anschlussfhig an die bekannten Linien politischer Grokonflikte in Westeuropa sind. Die PDS, jetzt Teil der LINKEN, ist praktisch die einzige ehemalige Staatspartei im ehemaligen RGW, die einen Weg hin zu einer antistalinistischen, aber weiter kapitalismuskritischen Erneuerung eingeschlagen hat. Ihr Aufgehen in der neuen Partei DIE LINKE mit deren gewerkschaftsnahen westdeutschen Flgel setzt sie noch weiter von ihren ehemaligen Schwesterparteien in Mittel- und Sdosteuoropa ab. Ein hnliches Parteiensystem wie in Deutschland oder anderen westeuropischen Staaten mit der hier gelufigen politischen Werteskala ist dort im Jahr 2015 praktisch nirgendwo zu finden. Libertre, EU-Freundliche, oft auch marktliberale Positionen werden dort von Liberalen sowie ehemaligen, heute sozialdemokratisierten, Staatsparteien vertreten. Ihnen stehen diverse nationalistische Strmungen gegenber. Daneben existieren oft noch die althergebrachten Kommunistischen Parteien  bis auf wenige Ausnahmen, etwa Tschechien, weitgehend in der Bedeutungslosigkeit.


Soziale Proteste gegen Korruption und Sparmanahmen gab und gibt es zwar etwa 2012 und 2013 in Rumnien oder 2014 in Bosnien und Herzegowina. Aber es fehlt zumeist an einer zivilgesellschaftlichen Tradition, die diese Proteste in dauerhaftes Engagement mnden lsst. Auch die Gewerkschaften sind auf unterschiedlichem Niveau nach wie vor mit der andauernden Transformation der konomien befasst, ohne in die politische Gestaltung der Wohlfahrtsmodelle entscheidend eingreifen zu knnen. Neue explizit linke Bewegungen, wie sie sich im Zuge der Krise in Griechenland, Spanien oder Italien bildeten, sind derzeit nur in Slowenien zu beobachten. Dort hatte nach groen Protesten 2013 gegen die Regierungspolitik ein neues Parteienbndnis Vereinigte Linke Erfolg bei den Parlamentswahlen und verpasste nur knapp den Einzug in das EU-Parlament. Slowenien ist mit seiner trotz Krise vergleichsweise gut erhaltenen Wohlfahrtskonomie eher der Sonderfall im Reigen seiner Nachbarn.




Emanzipatorische Alternativen zur Austerittspolitik gesucht




Fehlen der westeuropischen Linken also die Partner fr ein gemeinsames Agieren? Das mag zumindest dann der Fall sein, wenn man einen engen Mastab an organisatorische oder programmatische bereinstimmungen anlegt. Aber das Fehlen solcher Schwesterbewegungen oder -parteien ist kein Grund, die eigene Europapolitik vor allem nach Westen und Sdwesten auszurichten. Eine linke Europapolitik bedeutet gerade nicht, das Wohlergehen anderer europischer Gesellschaften den inneren Krfteverhltnissen dort allein zu berlassen. Erst recht, wenn es sich um Transformationskonomien und -staatssysteme handelt, die im fnfundzwanzigsten Jahr nach der Wende in keiner Weise als stabil bezeichnet werden knnen. Sie sollte vielmehr das Ziel verfolgen, ein europisches Sozialmodell zu entwerfen, das fr alle Europerinnen und Europer eine Absicherung vor den Risiken der Krise einer immer strker vernetzten europischen Konzernwirtschaft leistet. Und zugleich  sollte gerade die deutsche Linke mit ihrer Erfahrung und ihrem Wissen um die Notwendigkeit einer weiteren Transformation aus dem ostdeutschen Teil des Landes sich in eine gesamteuropische Debatte einbringen. Denn noch weniger als in der Ex-DDR ist eine nachholende Entwicklung in Mittelost- und Sdosteuropa bisher gelungen, noch fr die Zukunft vorstellbar. Das Nachdenken ber alternative Wege ist also ein gemeinsames  ob in der Trkei, in Griechenland, Ostdeutschland oder in Tschechien, Ungarn oder der Ukraine.


Zu solch alternativen Wegen gehrt auch ein klares  Eintreten fr eine zivilgesellschaftliche Emanzipation und fr den Erhalt von Menschen- und Brgerrechten. Die Maidan-Proteste lediglich als faschistischen Putsch zu diskreditieren, wird der Lage dort in der Vereinfachung nicht gerecht. Zugleich fehlt es an einer konsequenten Bearbeitung massiver rechter Tendenzen, etwa wenn ein vlkischer Demagoge wie Viktor Orban sein Land zu einer gleichgeschalteten Autokratie umbaut. Die Welt wird komplizierter, wenn gerade dieser Orban Russland und China als erfolgversprechende Modelle illiberaler Staaten fr die Zukunft preist. Die Welt ist auch kompliziert, wenn in vielen Lndern im Osten nicht nur der globale Kapitalismus, sondern auch mafise Korruption allzuoft unter Einbezug ehemaliger staatssozialistischer Eliten eine wohlfahrtsstaatliche Entwicklung verhindern.


Es bleibt richtig, die Doppelbdigkeit der EU gegenber etwa der Ukraine und der Republik Moldau anzuprangern, die diesen  Lndern per Abkommen zwar Marktradikalismus diktieren, dann aber im Gegenzug nicht mal Visafreiheit ermglichen will. Aber bei dieser Kritik kann eine europische Linke im grten Land der EU angesichts des Elends in diesen Lndern und der Hoffnungen, die trotz aller Krisen weiterhin auf Europa gerichtet werden, nicht stehenbleiben. 


Das Augenmerk linker Auen- und Europapolitik sollte gerade dann auch auf die stlichen Teile Europas gerichtet sein, wenn sich dort aus welchem Grund auch immer eben keine emanzipatorische, linkssozialistische Bewegung herausgebildet hat. Politische Ansatzpunkte gibt es trotzdem genug: die Politik der Europischen Union samt Parlament und Kommission, das Agieren der Bundesregierung, aber auch Anknpfungspunkte vor Ort: bei der Ttigkeit von NGOs, ob mit menschenrechtlichem, friedenspolitischem oder humanitrem Hintergrund, Gewerkschaften oder kritischen Medien.


Ob Europa sich vereint oder zerfllt, ob es eine soziale Entwicklung oder einen Weg zurck zur Kleinstaaterei nimmt, entscheidet sich auch daran, ob es die Aufgabe der Integration und der Transformation der ehemaligen sozialistischen Lnder leistet, oder nicht.  Weder fr diese, noch fr Westeuropa, verspricht die Politik der Austeritt eine Zukunft und bedarf dringend einer gemeinsamen politischen Alternative.


Tobias Schulze ist Mitglied der prager-frhling-Redaktion und immer wieder im Osten Europas unterwegs.




„Wir fordern die Mächtigen mit Recht heraus“

Interview mit Miriam Saage-Maaß vom European Center for Constitutional and Human Rights




prager frhling: Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) organisiert inter- und transnationale Klageverfahren, unter anderem gegen Grokonzerne wie Nestl und Regierungen  wie die US-amerikanische. Kannst du uns kurz die Idee schildern?




Miriam Saage-Maa: Es geht um die Aufklrung und Anerkennung von Unrecht und es geht darum, die Verantwortlich fr Unrecht zur Verantwortung zu ziehen. Menschen, die gefoltert wurden, weil sie in Opposition zu ihrer Regierung standen; Personen die zufllig in das Fadenkreuz der CIA geraten sind; Arbeiter_innen, die bei der Produktion fr europische Unternehmen ausgebeutet werden, oder auch Menschen, denen durch groe Infrastrukturprojekte mit deutscher Beteiligung die Lebensgrundlage entzogen wird, fordern immer hufiger ihre Rechte ein. Das ECCHR untersttzt sie dabei. Diese Menschen wollen zum einen Aufklrung und Anerkennung des erlittenen Unrechts. Zum anderen sind sie oft auch auf materielle Entschdigung angewiesen, damit sie ihr Leben weiter gestalten knnen. Wir arbeiten mit den Betroffenen von solchen schweren Menschenrechtsverletzungen und ihren Organisationen aus dem globalen Sden zusammen. Gemeinsam mit ihnen und ihren Anwlt_innen berlegen wir, welches juristische Vorgehen sich fr sie und ihre Ziele eignet. Wir fordern die Mchtigen aus Politik und Wirtschaft mit Recht heraus.




prager frhling: Aber sind Rechtsverfahren dafr berhaupt geeignet? Kann man die Mchtigen damit wirklich herausfordern?
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	Never mind the papers! Recht ist umstritten und manchmal auch umkmpft.
	Rasande Tyskar (CC BY-NC 2.0)


Saage-Maa: Die linken Kritiken am Recht sind berechtig, wir setzen aber auf das emanzipatorische Potential des Rechtes. Wir wollen das Recht dem Unrecht der Mchtigen, egal ob es sich dabei um Staaten, Paramilitrs oder Wirtschaftskonzerne handelt, entgegensetzen. Durch rechtliche Verfahren, sei es eine Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main, eine Zivilklage in Italien oder eine Anzeige beim Internationalen Strafgerichtshof, helfen wir den Betroffenen, sich ein Forum zu erschlieen, in dem sie ihre Rechte und ihre Forderungen nach Aufklrung, Anerkennung und Entschdigung geltend machen knnen. Wir wollen die Straflosigkeit beenden. Wir sagen: Liebe Militrs und Staatsdiener, liebe Wirtschaftsbosse, wenn ihr Eure Macht missbraucht und Menschenleben zerstrt, msst ihr damit rechnen, dass Ihr Euch noch Jahrzehnte mit Gerichtsverfahren auseinandersetzen msst. Mit den Rumsfeld-Fllen und den draus resultierenden anderen Verfahren ist uns das in den vergangenen zehn Jahren gelungen. Wir geben nicht schnell auf.




prager frhling: Wir beschftigen uns ja in dieser Ausgabe des prager frhling mit internationaler Politik. Wie schtzt ihr denn die Entwicklung der letzten Jahre ein? Sind wir auf dem Weg zu einem umfassenden Weltrechtsprinzip? 




Saage-Maa: Leider sind wir noch weit entfernt von einem umfassenden Weltrechtsprinzip. Es gibt ein solides internationales Wirtschaftsrecht, das die Interessen der globalen Wirtschaft absichert. Doch die sozialen Menschenrechte sind nur schwer durchzusetzen, obwohl sie im internationalen Recht klar definiert sind. Das gilt fr das Verbot der Folter wie fr schwere Kriegsverbrechen gleichermaen. Sie gelten universell, die Durchsetzung ist jedoch schwierig.




prager frhling: Was msste denn getan werden, um das zu ndern?




Saage-Maa: Der Internationale Strafgerichtshof muss endlich bereit sein, auch gegen die westlichen Staaten und deren Verbndete vorzugehen. Die Aufnahme von Vorermittlungen gegen britische Militrs und Regierungsmitglieder wegen Folter im Irak im Mai 2014 waren ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Aber das ist noch nicht genug. Es muss international auch endlich anerkannt werden, dass Topmanager eine echte Rechtspflicht haben, Menschenrechtsverletzungen ihrer Tochterunternehmen und Zulieferbetriebe zu verhindern. Wer global Profite macht, muss auch global Verantwortung tragen. Derzeit knnen sich die Unternehmen aus der EU und Nordamerika noch hinter komplizierten Unternehmensstrukturen und Wertschpfungsketten verstecken. Diese sind aber nicht naturgegeben. Sie sind Ergebnis gezielter Freihandelspolitiken und neoliberaler Produktionsmethoden. Das ist organisierte Unverantwortung. Wir brauchen klare gesetzliche Regelungen. Das ist vor allem deswegen so wichtig, weil die Wirtschaftsaktivitten europischer Unternehmen eben nicht per se zur Entwicklung der Lnder des Sdens beitragen. Allzu oft schwchen die Geschftspraktiken die Gewerkschaften vor Ort oder tragen direkt oder indiretk zur blutigen Niederschlagung sozialer Proteste bei. Damit sich die betroffenen Menschen organisieren knnen und ihre sozialen Interessen gegen Wirtschaftsinteressen durchsetzen knnen, brauchen sie Freirume. Diese Freirume knnen auch durch juridische Verfahren geschaffen werden.




Dr. Miriam Saage-Maa ist stellvertretende Legal Director des European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR), wo sie das Programm Wirtschaft und Menschenrechte leitet. Sie hat unter anderem an zivilrechtlichtlichen Verfahren gegen Unternehmen wie Lidl und KiK wegen der Ausbeutung von Arbeitnehmer_innen in Bangladesch und Pakistan gearbeitet. Ebenso betreibt sie verschiedene strafrechtliche Verfahren gegen hochrangige Manager transnationaler Konzerne wegen deren Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen im Sudan, der DR Kongo oder Bahrain. 




Tarnen und Täuschen im Cyberkrieg

Auch in der fünften Dimension präsentiert sich das Militär lieber als Verteidigungsarmee

Matthias Monroy


Nach einer Cybersicherheitsstrategie[bookmark: _ftnref1][1] haben sich die EU-Mitgliedstaaten vergangenes Jahr auf einen Politikrahmen fr die Cyberabwehr geeinigt[bookmark: _ftnref2][2]. Die Unterzeichner bekrftigen den politischen Willen, im Bereich der Cyberabwehr strker mit der NATO oder den militrischen EU-Strukturen zu kooperieren. Es geht um zivil-militrische Zusammenarbeit auch im Cyberraum: Durch die Bndelung von Fhigkeiten mit doppeltem Verwendungszweck soll unntige Doppelarbeit vermieden werden. So knnte das Militr seine forensischen Fhigkeiten und Fhigkeiten in Bezug auf die Analyse von Schadsoftware beisteuern oder bei der Datenwiederherstellung helfen. Zuknftige Angriffe auch auf zivile Strukturen sollten mithilfe militrischer Cyberabwehr verhindert werden.




Regelmig werden zivil-militrische Cyberbungen abgehalten, mit denen die Reaktion auf digitale Strungen und Angriffe gebt werden. Mehrmals haben europische Behrden bereits an der bung Cyber Storm in den USA teilgenommen[bookmark: _ftnref3][3]. Sie wird vom Ministerium fr Heimatschutz organisiert, bindet aber alle militrischen Streitkrfte ein. Auch die Geheimdienste CIA und NSA sind regelmig mit von der Partie. Aus Deutschland waren das Bundesamt fr Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und das Bundeskriminalamt (BKA) an bestimmten Strngen von Cyber Storm beteiligt[bookmark: _ftnref4][4]. Zu den Szenarien gehrten cyberterroristische Anschlge, ber das Internet ausgefhrte Angriffe auf kritische Infrastrukturen, DDoS-Attacken zum Lahmlegen von Webseiten und politisch motivierte Cyberangriffe. hnliche bungen finden auch in Europa statt.




Bundeswehr entwickelt Fhigkeit zum Wirken in gegnerischen Netzen




Auch im Cyberraum stellt sich das Militr gern als Verteidigungsarmee dar. Allerdings werden auch digitale Gefechtsverbnde aufgebaut. Im Februar hatte Frankreich seine bereits lnger geplante, milliardenschwere Aufrstung gegen den Cyberkrieg bekannt gegeben[bookmark: _ftnref5][5]. Die Rede ist von einem Cybersicherheitspakt der Armee mit der Software- und Rstungsindustrie. Die Anstrengungen umfassen vor allem die Bereiche Forschung, Bildung und Aufklrung. Laut dem Verteidigungsminister beobachte Frankreich ein exponentielles Wachstum von digitalen Bedrohungen, Angriffe htten sich im letzten Jahr beinahe verdoppelt und seien komplexer geworden. Der Minister sprach von von einem neuen Krieg, von dem auer dem Militr auch der Bankensektor oder das Eisenbahnwesen betroffen seien. Neben einem Cyberkommando will Frankreich auch einen Geheimdienst der Cyberinteressen aufbauen. Die Ankndigung erfolgte in Gegenwart des Konzernchefs des Telekommunikationsunternehmens Orange. Dem auf digitale Kommunikation spezialisierten Konzern waren zuvor rund 800.000 Kundendaten gestohlen worden.
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	Tuschend echt - Krieg oder Kriegspiel sind schwer unterscheidbar
	US-Army (CC BY 2.0)


Auch die Bundeswehr beschftigt sich lngst nicht nur mit der Abwehr von Cyberbedrohungen. Bereits 2007 hat das Verteidigungsministerium die Gruppe Computer Netzwerk Operationen (CNO) eingerichtet. Sie gehrt zum Kommando Strategische Aufklrung und ist in Rheinbach bei Bonn stationiert. Angeblich war die Truppe noch nirgends eingesetzt, ihre Fhigkeiten werden aber fleiig trainiert. 2013 nahm das Kommando an der Cyberbung Combined Endeavor teil, die von der Bundeswehr als weltweit grte militrische IT-bung bezeichnet wird. Krfte aus 39 Nationen waren beteiligt, die bung fand im bayerischen Grafenwhr statt. Ziel sei gewesen, weltweit vernetzte militrische Operationen zu fhren. Die Bundeswehr war laut Eigenaussage mit 130 IT-Spezialisten aus Heer, Luftwaffe und Streitkrftebasis dabei. Deutschland bernahm mit Frankreich und den USA die Rolle einer Fhrungsnation, geleitet wurde das Manver von einem US-General. Was eigentlich abgewehrt werden soll wei der gar nicht so genau. Mit bungen wie Combined Endeavor wrden nach seiner Aussage Lsungen fr Probleme gesucht, von denen wir noch nicht einmal genau wissen, dass wir sie haben werden.




Zu den Aufgaben des deutschen CNO gehrt auch das Wirken gegen und in gegnerischen Netzen, kurzum: Der Cyberkrieg. Die Bundeswehr nennt das den Kampf in der fnften Dimension[bookmark: _ftnref6][6]. Der Spiegel berichtete 2009, die IT-Truppe beschftige sich mit den neuesten Methoden, in fremde Netzwerke einzudringen, sie auszukundschaften, sie zu manipulieren oder zu zerstren  digitale Angriffe auf fremde Server und Netze inklusive. Die Bundesregierung hat das in der Antwort auf eine Kleine Anfrage besttigt[bookmark: _ftnref7][7], allerdings behutsamer formuliert. Demnach wrden Schwachstellen in Soft- und Hardware genutzt, um in gegnerische Netzwerke einzudringen, dort aufzuklren, einzelne Funktionen zu stren und zeitweise auer Betrieb zu setzen oder dauerhaft zu schdigen.




Tarnen und Tuschen als Kriegslisten




Die Zeitschrift Technology Review schrieb nach einem Besuch bei der deutschen CNO[bookmark: _ftnref8][8], diese sei grundstzlich auch zu offensiven Operationen in der Lage und fhre diese unter anderem durch den Einsatz von Stealth-Techniken durch. Dadurch wrden Angriffe und Angriffsversuche getarnt. Laut der Bundesregierung ist eine solche Verschleierung des Wirkens gegen und in gegnerischen Netzen sogar erwnscht: Es handele sich um Tarnungstechniken, die den vlkerrechtlich grundstzlich erlaubten Kriegslisten zuzuordnen seien. Auch sei das Heimtckeverbot nicht verletzt, da das Vertrauen des Gegners nicht missbraucht wrde. Und zwar deshalb, weil die Bundeswehr in bewaffneten Konflikten lediglich militrische Netzwerke angreifen wrde, Krankenhuser aber verschont.




Wie in gewhnlichen Kriegen kann niemals ausgeschlossen werden, dass durch Cyberangriffe unbeteiligte Personen oder zivile Infrastrukturen geschdigt werden. Hierzu befragt erklrt die Bundesregierung, im Cyberraum werde nach den grundstzlich geltenden Regeln zur Vermeidung dieser Schden wie bei anderen Wirkmitteln verfahren. Dabei wrden die besonderen Aspekte des Cyber-Raums bercksichtigt. Blo: Was sind die besonderen Aspekte des Cyber-Raums? Laut dem Verteidigungsministerium muss etwa sichergestellt werden, dass das militrische Vorgehen andere, mit dem Internet verbundene zivile Netzwerke nicht beliebig beeintrchtigt. Deshalb soll vorher abgeschtzt werden, welche Verknpfungen unter den Netzen existieren, um nicht einen sogenannten Dominoeffekt oder Kaskadierungseffekt auszulsen.




Vor gut zwei Jahren beschrieb der  SPIEGEL in dem Artikel Ausweitung der Kampfzone die Unmglichkeit der Abgrenzung militrischer Ziele und ziviler Netze. So muss auch die Bundesregierung einschrnken, die Gefahr von unerwnschten Begleitschden wrde zwar mit anderen gewnschten Effekten in Beziehung gesetzt. Kollateralschden knnten aber nicht grundstzlich, sondern nur weitgehend ausgeschlossen werden.




Bei Cyberangriffen ist meist unklar, ob diese staatlichen oder nicht-staatlichen Ursprungs sind. Das ist insofern eine wichtige Information, als dass sich dadurch die Antwort auf die Attacken bestimmt. Wrde etwa das Eindringen in das Bundestagsnetzwerk vom Mai diesen Jahres dem kriminellen Milieu zugerechnet, wre auer dem Bundesamt fr Sicherheit in der Informationstechnik das BKA zustndig. Handelt es sich um einen staatlichen Hack, kme das fr Spionageabwehr zustndige Bundesamt fr Verfassungsschutz ins Spiel. Dringen nachweislich militrische Krfte in staatliche Computernetzwerke ein, knnte dies den Bndnisfall NATO nach Artikel 5 des Nordatlantikpakts oder auch die Beistandspflicht der EU-Mitgliedstaaten auslsen.




Aus Sicht des stellvertretenden Nato-Generalsekretrs Jamie Shea muss dabei nicht einmal eine Urheberschaft des Militrs gegeben sein. Auf einer Konferenz in Potsdam erklrte Shea krzlich[bookmark: _ftnref9][9], der NATO-Verteidigungsmechanismus gelte bereits ab einem Cyberangriff in einer bestimmten Grenordnung. Dieser sei dann gleichzusetzen mit einem bewaffneten Angriff.




Informelles Handbuch fr den Cyberkrieg




Vor zwei Jahren hatte eine Handvoll Rechtsexperten der NATO zusammen mit dem Internationalen Roten Kreuz und dem Cyberkommando der US-Armee das Tallinn Handbuch mit 95 Regeln fr den Cyberkrieg verffentlicht[bookmark: _ftnref10][10]. Unter anderem geht das Werk der Frage nach, welche Handlungen unter (erlaubte) Kriegslisten fallen und welche als (verbotene) Perfidie oder Heimtcke zu werten sind. Als erlaubte Tarnung und Tuschung gilt beispielsweise:




(a) Aufbau eines dummy-Computernetzwerks, das nicht-existierende Streitkrfte simuliert;


(b) bermittlung falscher Nachrichten, die bei gegnerischen Krften den Anschein erwecken, als fnden Operationen statt oder seien zu erwarten;


(c) Nutzung falscher Computer-Identitten oder Rechnernetzwerke (beispielsweise Honigtpfe, Honignetze), oder Computerbertragung


(d) Vorgetuschte Cyber-Attacken


(e) Geflschte Befehle die vorgeben, vom gegnerischen Kommando zu stammen


(f) Aktivitten psychologischer Kriegsfhrung


(g) bermittlung falscher Geheimdienstinformation die dafr vorgesehen ist, mitgeschnitten zu werden; und


(h) Gebrauch von Codes, Signalen oder Passwrtern des Gegners.




Die Aufzhlung drfte in etwa darstellen, womit sich das deutsche Kommando Computer Netzwerk Operationen befasst. Die Bundesregierung sieht das Tallinn-Handbuch jedoch nicht als Sammlung vlkerrechtlich bindender Regeln an[bookmark: _ftnref11][11]. Tatschlich knnte beispielsweise darber gestritten werden, ob militrische Cyberangriffe wirklich getarnt werden drfen. Im Rahmen kriegerischer Auseinandersetzungen haben die beteiligten Krfte Kombattantenstatus. Das bedeutet, dass sich auch deutsche Cybersoldaten mit den hoheitlichen Abzeichen der Bundesrepublik Deutschland kennzeichnen mssen. Das Verteidigungsministerium vertritt die Auffassung, dass dies nur fr die Uniform und nicht fr die genutzte Technologie gelten soll.




Die deutschen Cybersoldaten sollen sich also am Computer also Armbinden der Bundeswehr berziehen, whrend sie ihre weit entfernt ausgefhrten Cyberangriffe verschleiern oder sogar anderen Militrs in die Schuhe schieben drfen. Hier zeigt sich, wie wenig die der Cyberkrieg mit Schlachten des 20. Jahrhunderts gemeinsam hat. Denn dort mgen Kriegslisten zwar an der Tagesordnung gewesen sein, sie waren aber stets eingebettet in die Handlungen anderer Streitkrfte. Beim Cyberkrieg ist hingegen vorstellbar, dass dieser komplett ohne Heer, Marine und Luftwaffe auskommt.
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	Uniformpflicht? Nur vor dem Rechner
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Regel 35 erfasst Hacktivisten




Das Tallinn Handbuch versucht auch zu umreien, ab wann im Cyberraum aktive Zivilisten als Kombattanten anzusehen sind. Die Rede ist von den sogenannten Hacktivisten. Im Handbuch heit es hierzu, es handele sich um Brger, die auf eigene Initiative unter anderem aus ideologischen, politischen, religisen oder patriotischen Grnden in andere Computersysteme eindringen. Sie knnten laut Regel 35 ebenfalls zum militrischen Ziel werden, nmlich wenn sie an bewaffneten Konflikten teilnehmen.




Die Definition dieser Teilnahme ist allerdings so breit, dass selbst Technikjournalisten davon erfasst sein knnten. Eindeutig sei eine solche Partizipation etwa dann, wenn mithilfe von informationstechnologischen Mitteln Angaben ber feindliche Operationen gesammelt wrden. Auch die Suche nach Schwachstellen in einem gegnerischen IT-System wrde einen Gegenschlag rechtfertigen. Selbst digitale Friedensaktivisten knnten laut dem Tallinn Handbuch ins Visier geraten, wenn sie mit DDoS-Aktionen versuchen militrische Systeme zu blockieren.




Matthias Monroy ist Wissensarbeiter, Aktivist und Mitglied der Redaktion der Zeitschrift Brgerrechte & Polizei/CILIP. Er ist Teilzeit-Mitarbeiter des MdB Andrej Hunko und pbliziert in linken Zeitungen, Zeitschriften und Online-Medien, bei Telepolis, Netzpolitik und in Freien Radios. Alle Texte und Interviews unter digit.so36.net und auf Twitter@gipfelsoli.




[bookmark: _ftn1][1]http://eeas.europa.eu/policies/eu-cyber-security/cybsec_comm_de.pdf


[bookmark: _ftn2][2]http://www.parlament.gv.at/PAKT/EU/XXV/EU/04/66/EU_46648/imfname_10512803.pdf


[bookmark: _ftn3][3]http://www.dhs.gov/cyber-storm-securing-cyber-space


[bookmark: _ftn4][4]http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/075/1707578.pdf


[bookmark: _ftn5][5]https://netzpolitik.org/2014/franzoesisches-militaer-investiert-in-cybersicherheitspakt-und-baut-kapazitaeten-fuer-angriffe-auf/


[bookmark: _ftn6][6]http://www.bundeswehr-journal.de/2013/vom-kampf-in-der-funften-dimension/


[bookmark: _ftn7][7]http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/042/1804286.pdf


[bookmark: _ftn8][8]http://www.heise.de/tr/artikel/Die-deutschen-Cyber-Krieger-2192518.html


[bookmark: _ftn9][9] http://www.n24.de/n24/Nachrichten/Politik/d/6800450/eine-spur-fuehrt-nach-russland.html


[bookmark: _ftn10][10]http://issuu.com/nato_ccd_coe/docs/tallinnmanual


[bookmark: _ftn11][11]dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/133/1713357.pdf




Wegtreten

In Friedensfragen sind NVA-Generäle schlechte Ratgeber

Stefan Gerbing


Kurz vor dem 70. Jahrestag der Befreiung vom Nationalsozialismus ventilierte eine Gruppe von friedlich ergrauten NVA-Generlen unter dem Titel Soldaten fr den Frieden einen Aufruf ber junge welt und Russia Today. Unter der berschrift einer Warnung vor einer Eskalation des Krieges in der Ukraine wurden einige Klassiker der revisionistischen Verklrung des DDR-Militarismus aufgewrmt.


Das Dokument mag ein skurriles Relikt post-realsozialistischer Soldatenmnnlichkeit sein. Seine positive Rezeption in Teilen der Friedensbewegung[bookmark: _ftnref1][1] gibt dennoch Anlass fr eine kritische Reflektion des Konzepts von Frieden, das die selbst ernannten Friedenskmpfer vertreten. Zudem lohnt die Erinnerung an die Schden, die die Unterwanderungsversuche von DDR-Geheimdiensten u.a. durch die  welch Zufall  Generle fr den Frieden in der westdeutschen Friedensbewegung angerichtet haben.


Angesichts des Kriegs in der Ukraine und der Aufrstungsbestrebungen in Osteuropa bruchte es eine starke Friedensbewegung dringender denn je  sowohl in Russland und der Ukraine, als auch in den Nato-Mitgliedstaaten. Die Appelle kalter Krieger aus Ost und West sind dabei von zweifelhaftem Wert. Zwar gbe es einige Lehren aus der Rolle des Militrs beim Zerfall des Ostblocks zu ziehen, genau diese sind aber bei den Friedenssoldaten die groe Leerstelle.


Nicht zu verwechseln: Frieg und Krieden


Weil wir sehr gut wissen, was Krieg bedeutet, erheben wir unsere Stimme gegen den Krieg, fr den Frieden fhren die Verfasser als Legitimation an, um einen Friedensaufruf ausgerechnet in der Reihenfolge ihrer frheren militrischen Rnge zu unterzeichnen. Sie qualifiziere ihr Dienst in der NVA. Die sei schlielich keinen einzigen Tag an kriegerischen Auseinandersetzungen beteiligt gewesen und Frieden [] immer die wichtigste Maxime [ihres] Handelns gewesen. Auerdem, so loben sich die Verfasser selbst, sei es der NVA zu verdanken, dass 1989 keine Waffen zum Einsatz gekommen seien.


Nun wren nach dieser Logik auch die Bundeswehr bis 1989 ein reiner weier Friedensengel und mit ihr die Hlfte der europischen Nato-Armeen. An dieser Logik ist noch einiges mehr verquer, immerhin entsandte die DDR mehrere tausend Militrberater in die Staaten des globalen Sdens. Die Waffenbrder im Warschauer Pakt[bookmark: _ftnref2][2] marschierten in Ungarn, Afghanistan und der Tschechoslowakei ein und dass bei der Niederschlagung des Prager Frhling die an der Grenze unter erhhter Gefechtsbereitschaft stehenden NVA-Divisionen (ca. 20.000 Soldaten) nicht eingesetzt wurden, entschied Moskau, nicht Ostberlin. Davon, dass sich NVA-Kommandeure geweigert htten in die Tschechoslowakei einzumarschieren, ist nichts berliefert.[bookmark: _ftnref3][3]
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Mglich ist diese Perspektive, weil in der DDR der Begriff Frieden gezielt umgedeutet wurde: beispielhaft in der Parole: Der Frieden muss bewaffnet sein. Jegliche militrische Planung des Ostblocks war damit friedensfrdernd, selbst wenn sie bis zur ra Gorbatschow als nuklearer Premptivkrieg geplant wurden. Im brigen war es insbesondere die NVA-Fhrung, die Glasnost und Perestroika sowie den Abrstungsbestrebungen der Gorbatschow-ra besonders kritisch gegenberstand.[bookmark: _ftnref4][4]


Da Militarismus ein Wesensmerkmal von kapitalistischen bzw. imperialistischen Staaten war, stand der im Selbstverstndnis sozialistische Warschauer Pakt per Definition auf der Seite des Friedens.


Dabei wre die Definition des Militarismus im ostdeutschen Kleinen Lexikon der politischen Begriffe, ironischer Weise auf die selbst DDR selbst zutreffend: Die gesamte Wirtschaft wird militarisiert, [] die Gesellschaft mit einem Netz militaristischer Macht- und Propagandainstitutionen [umklammtert], heit es dort.[bookmark: _ftnref5][5]


Immerhin gehrten NVA und Grenztruppen fast 200.000 Personen an. Rechnet man noch die Truppen des Ministerium des Innern sowie der paramilitrischen Organisationen GST und Betriebskampfgruppen hinzu, gehrten fast 2 Mio. Menschen den sogenannten bewaffneten Organen an.[bookmark: _ftnref6][6] Die Militarisierung der Wirtschaft wurde nicht zuletzt dadurch deutlich, dass 1989 der Verteidigungsminister nicht wegen uerer Bedrohung vor Abrstungsbestrebungen warnte, sondern mit dem Verweis auf den drohenden Kollaps der DDR-konomie. Das Rstungsbudget war streng geheim und das Kommando wurde vom Nationalen Verteidigungsrat ausgefhrt, dessen Mitglieder geheim waren. Wehrkunde war ab 1978 verbindliches Unterrichtsfach, das Tragen von Emblemen wie Schwerter zu Pflugscharen zog regelmig Schulverweise und Schlimmeres nach sich. Ein Recht auf Kriegsdienstverweigerung gab es nicht.


Friedensbewegung  unabhngig oder berflssig


Der Text der Soldaten gegen den Frieden folgt der Logik, dass Gefahren fr den Frieden ausschlielich von USA und Nato ausgehen. Whrend deren Kriege der letzten zwei Jahrzehnte aufgefhrt werden, sind den Soldaten fr den Frieden weder die Annexion der Krim noch die Kriege Russlands in Tschetschenien und Georgien, sowie die fragwrdige Rolle im Transnistrien-Konflikt ein einziges Zeichen wert. Als wre die Sowjetunion nicht 1991 aufgelst worden und die Russische Fderation keine kapitalistische Gromacht, halten die Generle an ihren Schablonen aus dem Kalten Krieg fest. Wenn Vizeverteidigungsminister Manfred Grtz im Interview bei Russia Today davon spricht, die Nato sei bis an die Grenzen der Sowjetunion herangerckt ist dies mehr als ein Versprecher.[bookmark: _ftnref7][7]


Man knnte diese Verklrungen einiger alter Soldaten a.D. rechts liegen lassen. Die Friedensbewegung schafft sich jedoch ab, wenn sie Partei fr eine Seite in militrischen Konflikten nimmt, statt militrisches Denken und militrische Konfliktlsungsstrategien zu kritisieren. In den 1980er versuchte das Ministerium fr Staatssicherheit mit gesteuerten Gruppen die Proteste gegen den Nato-Doppelbeschluss zu vereinnahmen und in eine der Sowjetunion genehme Richtung zu lenken. An vorderster Front bezeichnender Weise Generle fr den Frieden  eine von einem IM gegrndete und geleitete Gruppe ehemaliger Nato-Generle. Die Schlagseite der lautstarken Kritik an der Pershing-II- Stationierung und das Schweigen zur SS-20-Aufrstung auf der anderen Seite, hat der Friedensbewegung geschadet. Die Gelder, welche die SED in die westdeutsche Friedensbewegung investierte waren ein Danaergeschenk. Die Unterwanderungsversuche durch das MfS haben nicht nur die Glaubwrdigkeit gefhrdet, der Versuch der Einflussnahme brachte eben auch Bespitzelung und Denunziation mit sich. Wer Kontakte zu den kirchlichen Friedensgruppen in der DDR pflegte, musste mit berwachung durch die Stasi rechnen und sich gleichzeitig von Jugend- und Presseoffizieren der Bundeswehr in Diskussionen die vermeintliche Steuerung durch diese vorwerfen lassen.


Lehren aus dem Herbst 1989


Dabei gibt es durchaus Lehren, die sich aus der Geschichte der bewaffneten Organe ziehen lassen. Im Herbst 1989 wurde Einsatz der NVA gegen Protestierende diskutiert, hektisch geprobt und mit einer Ausnahme dann doch nicht durchgefhrt.[bookmark: _ftnref8][8] Der zentrale Grund, der eine Eskalation verhinderte, war neben der angekndigten Nichteinmischung aus Moskau, Zweifel ber die Durchfhrbarkeit des Einsatzes. Es gab ein Bewusstsein fr die fehlende Legimitt eines mglichen Militreinsatzes, das sich bis auf die Mitglieder der Betriebskampfgruppen und sogar einige Generale der NVA erstreckte. Erstere verlieen in Scharen die Organisation, als Einsatzszenarien im Innern geprobt wurden, Letztere stellten sich Verteidigungsminister Heinz Keler und Vizeverteidigungsminister Fritz Streletz (beide Unterzeichner des Aufrufs) explizit entgegen. Statt sich also mit Konfliktparteien zu solidarisieren, gilt es sich mit allen zu solidarisieren, die sich dem Militr verweigern. In der Ukraine und in Russland. Bisher gibt es von ihnen zu wenige.


Stefan Gerbing ist Redakteur des prager frhling. 
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Die Renaissance einer neuen Friedenspolitik?

Chancen und Hindernisse einer rot-grün-roten Außen- und Sicherheitspolitik

Jürgen Trittin
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Deutschland im Jahr 2015. Whrend in der Ukraine aus einem heien Krieg in Europa kaum ein frozen conflict werden will, von Libyen ber Somalia bis zu Syrien und dem Irak Staatszerfall und islamistischer Terror vordringen und neue Flchtlingsstrme nach Europa schicken, whrend in Europa ein erbitterter Kampf zwischen Austeritt und Investition ausgefochten wird, lebt Deutschland im Biedermeier 2.0. Zwar wird in seinen Eliten seit einem Jahr ein Diskurs zu Deutschlands Verantwortung in der globalisierten Welt gefhrt, doch in Wahrheit ist das Land sich selbst genug.


20 Monate nach der Bundestagswahl haben sich die Umfragewerte der Parteien kaum gendert. Zehn Jahre nach dem Beginn ihrer Kanzlerschaft regiert Angela Merkel Deutschland unangefochten. Als Alternative zur wahrscheinlichen Fortsetzung der Groen Koalition 2017 erregt noch Schwarz-Grn gewisse Aufmerksamkeit. Aber eine Bundesregierung ohne ihre CDU? Unvorstellbar.


Umso grer war die Aufregung, als genau das in Thringen geschah. Der erste Ministerprsident der Linken mit seiner rot-rot-grnen Koalition erzeugte wtende Reaktionen, die sich aus der Begrenztheit von Landespolitik nicht erklren lassen. Die aggressive Kampagne der CDU dagegen transportierte vor allem ihre Furcht, dass Rot-Rot-Grn (R2G) auf Bundesebene ein Ende des Dauerabos der Union auf die Regierung sein knnte.


Doch wie realistisch ist der Grund fr diese angstgetriebene Reaktion? Nach der Einfhrung des Mindestlohns, dem Verfassungsgerichtsurteil zu Hartz-IV und der Rente mit 63 drfte sich zwar das zentrale Konfliktpotenzial zwischen den beiden roten Parteien gemindert haben. Doch da gibt es noch die Auen- und Europapolitik. Ungeachtet des inzwischen von allen Parteien gewollten Abzugs aus Afghanistan und der Allparteiengegnerschaft zur Intervention in Libyen wird sie als die grte Hrde fr R2G angesehen. In einer Welt, in der sich Krisen und Konflikte lngst globalisiert haben und Deutschland und die EU sich ihrer globalen Verantwortung stellen mssen, ist dies keine triviale Frage. Ihre Beantwortung ist fr das Zustandekommen und den Bestand einer rot-grn-roten Bundesregierung von zentraler Bedeutung.


Zwar wird das weitgehend geschlossene Vorgehen von Kanzlerin und Auenminister in der Ukraine-Krise auch von Teilen der Opposition mitgetragen. Doch daneben herrscht in der Groen Koalition reichlich Streit, von der Frage der Federfhrung in der Sicherheitspolitik zwischen Auen- und Verteidigungsministerium bis zum Streit zwischen Euro-Befrwortern und -gegnern innerhalb der Union. Eine Begrenzung von Rstungsexporten, ein Ende der paternalistischen Austerittspolitik, eine ambitionierte Klimapolitik und der Kampf gegen Ungleichheit bruchten also dringend andere Mehrheiten. Woran also scheitert eine rot-grn-rote Auen- und Sicherheitspolitik? Gibt es die Chance auf eine neue Friedenspolitik?


In der Auenpolitik der Bundesrepublik Deutschland gibt es einen breiten Konsens, der fr alle drei Parteien als Grundlage ihres auen- und sicherheitspolitischen Handelns dienen knnte und sollte. Dazu gehren: die unwiderrufliche Einbindung Deutschlands in die Europische Union; die Freundschaft zu den USA, ein enges transatlantisches Verhltnis und die Mitgliedschaft in der NATO; ein kooperatives und nicht konfrontatives Verhltnis zu Russland; die Anerkennung und Verteidigung des Existenzrechts Israels und die Verantwortung fr eine Friedenslsung in Nahost; das Friedensgebot des Grundgesetzes und die Verpflichtung auf das Vlkerrecht sowie das Primat der Vereinten Nationen und eine Politik der Multilateralitt.


Dieser Konsens ist die Konsequenz aus der deutschen Verantwortung fr zwei verheerende Weltkriege, entstanden unter den Bedingungen der Bipolaritt und Folge ihrer berwindung. Dieser Konsens als Handlungsgrundlage fr eine operative Auen- und Sicherheitspolitik bedarf einer Feinjustierung. Es gilt, Antworten auf neue globale Risiken und die Interessen neuer Akteure  konomisch, politisch und militrisch  zu geben. In einer multipolaren Welt ist effektiver Multilateralismus eher methodischer Anspruch als tgliche Praxis.


Herausforderungen einer neuen Friedenspolitik


Der fortschreitende Klimawandel, die verschrfte Rohstoffkonkurrenz, die wachsende Ungleichheit und die Verbreitung von Waffen sind die grten Risiken, die den Frieden und die Sicherheit in der Welt bedrohen. Aus dem sich gegenseitig verstrkenden Zusammenwirken dieser Risiken entstehen Staatszerfall und Kriege  manifeste Gefahren fr die Sicherheit nicht nur von Europa, wie ein Blick auf die Karte internationaler Krisenherde zeigt. Kein Land kann diesen Risiken allein begegnen. Es bedarf internationaler Kooperation und kohrenter Politikanstze. Deutschland als viertgrte Volkswirtschaft der Welt, wirtschaftlich strkste Macht in der EU und drittgrter Waffenexporteur der Welt muss seiner Verantwortung fr die globale Sicherheit gerecht werden.


Das haben wir nie so deutlich gesehen wie in diesen Tagen. Sei es der Russland-Ukraine-Konflikt direkt vor der Haustr Europas, das unmenschliche Wten des IS im Nordirak und in Syrien, der anhaltende Brgerkrieg in Syrien, der Nahostkonflikt oder die gewaltsamen Konflikte in Mali, Libyen, Nigeria, der Zentralafrikanischen Republik und im Sudan  Krieg und Leid bestimmen die tgliche Agenda. Hier liegen die Herausforderungen einer neuen Friedenspolitik.


Auen- und Sicherheitspolitik als Friedenspolitik bedeutet, Krisen gar nicht erst entstehen zu lassen. Wir mssen verhindern, dass der Klimawandel weiter zu Drren und berschwemmungen und damit zu Hunger und Vertreibung fhrt. Wir mssen verhindern, dass Menschen ausgegrenzt und nicht am Wohlstand und politischen und gesellschaftlichen Entscheidungen beteiligt werden. Wir mssen verhindern, dass Krisen und Konflikte durch die Lieferung von Waffen und Rstungsgtern noch angeheizt werden und Staaten zerfallen. Wir mssen verhindern, dass ein ungerechtes Finanz- und Steuersystem nur einige wenige begnstigt und zu einem Auseinanderfallen unserer Gesellschaft fhrt. Und wir mssen den Nachfragedruck auf Energieressourcen mindern. Klimawandel und Ungleichheit zu bekmpfen, ist aktive Krisenprvention und der Schlssel zu Frieden und globaler Sicherheit. Fr jede der drei Parteien von R2G erfordern die neuen Herausforderungen eine berprfung und Neujustierung ihrer Auenpolitik auf der Grundlage des Konsenses dieser. Eine Regierungskoalition aus Rot-Grn-Rot kann nur tragfhig und erfolgreich sein, wenn sich alle den Herausforderungen neuer globalisierter Risiken stellen.


Dem Primat der Vereinten Nationen und der Multilateralitt gerecht zu werden, verlangt, dass man zu seinen Verpflichtungen steht. R2G muss die Politik des Wortbruchs Deutschlands gegenber der Welt beenden.


So hat Deutschland 2006 bei den G8 zugesagt und sich in Europa verbindlich verpflichtet, im Jahr 2015 mindestens 0,7% seines Bruttoinlandsprodukts fr ffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) auszugeben. Aktuell gibt Deutschland mit 10,6 Milliarden Euro gerade einmal 0,38% hierfr aus. Der Stillstand Made in Germany unter der Groen Koalition hat das Ziel 2015 verfehlen lassen. Nun will die Koalition diesem Ziel durch 8,3 Mrd.  zustzlich bis 2019 nher kommen. Dieses dient aber vor allem der Kaschierung einer massiven Aufrstung der Bundeswehr und zustzlich 8 Mrd.  im Verteidigungshaushalt.


Die Erhhung der Rstungsausgaben auf 2 % des BIP folgt mit ihrer Fokussierung auf schweres Gert einer mit dem Ukraine-Konflikt behaupteten Renaissance symmetrischer Konflikte. Sie ist eine doppelt falsche Prioritt. Sie gibt die falschen Antworten auf die Risiken und sie bindet Mittel, die dringend anderswo bentigt werden. Eine Verdoppelung der Investitionen in Klimaschutz und zur Bekmpfung der globalen Armut wre praktizierte deutsche Verantwortung in einer globalisierten Welt, es wre aktive Krisenprvention. Ein ODA-Aufholplan zur Erreichung des 0,7-%-Ziels innerhalb einer Legislaturperiode ist keine Banalitt. Er geht mit massiven Ziel- und Verteilungskonflikten einher. Die schwarze Null der Groen Koalition wurde nmlich nicht nur zu Lasten der Sozialversicherungen erzielt, sondern auch, indem der Welt 10 Milliarden Euro deutscher Entwicklungszusammenarbeit vorenthalten wurden. Wir mssen internationale Versprechen einhalten und unseren finanziellen Beitrag leisten. Zu dieser Haushaltsprioritt mssen aber alle drei Parteien bereit sein. Die SPD hat gerade diesen Aufholplan nicht zur Prioritt in der Groen Koalition gemacht.


Deutschland ist als Pol zu klein, um all den Herausforderungen der Welt allein zu begegnen. Deshalb ist eine kohrente und effektive EU-Auenpolitik in unserem ureigenen Interesse. Derzeit kommt es in wichtigen auenpolitischen Entscheidungen der EU nicht selten zu Blockaden. Um diese aufzulsen, brauchen wir die Mehrheitsentscheidung im Rat.


Wenn die groen Herausforderungen in der Regel nicht primr militrisch gelst werden knnen und Prvention und Nachsorge um Good Governance eine immer wichtigere Rolle spielen, verschieben sich die Gewichte zwischen den auenpolitischen Instrumentenksten. Fr zivil-militrische Missionen und State Building verfgt die Gemeinsame Auen- und Sicherheitspolitik der Europischen Union ber die geeigneteren Mittel als etwa die NATO, die hier vllig blank ist. Die EU hat auch die bessere Mglichkeit der demokratischen Legitimation. Sie msste dem Europischen Parlament jene umfassenden Rechte geben, die sich der Deutsche Bundestag fr den Einsatz der Bundeswehr im nationalen Rahmen gesichert hat  dann wre brigens auch eine europische Armee eine echte Perspektive.


Nur eine demokratisch legitimierte und kontrollierte EU ist auch nach auen stringent und handlungsfhig. Hier muss vor allem DIE LINKE an einer Neujustierung ihrer Positionen arbeiten. Ein starkes und unwiderrufliches Bekenntnis zu Europa ist die Voraussetzung fr eine funktionierende Zusammenarbeit mit SPD und Grnen. Dieses Bekenntnis muss aber auch den Willen zu einer bertragung von Kompetenzen von nationaler auf EU-Ebene nach sich ziehen. Ein bisschen Europa gibt es nicht.


Das gilt auch fr die Wirtschafts- und Finanzpolitik wie die globale Handelspolitik. Die Botschaft der griechischen Whlerinnen und Whler ist eindeutig  eine Sparpolitik, die nicht spart, sondern die Staaten in immer grere Schulden, soziale Spaltung, Elend und Arbeitslosigkeit treibt, hat keine demokratische Legitimation mehr. Die Wahlen in Spanien, wo PODEMOS die Nase vorn hat, und Portugal, wo sich die Rckkehr der Sozialisten abzeichnet, drfte die der EU von Deutschland aufgezwungene Austerittspolitik weiter unter Druck bringen.


Fr die Parteien von R2G ist das eher Auftrag als Herausforderung. Der Auftrag der Menschen im Sden an die fortschrittlichen Krfte in Deutschland lautet: Beendet die Austeritt. Das ist eine Aufforderung an die SPD, sich nicht in der Groen Koalition einzurichten. Es wirft nachdrcklich die Frage auf, ob Grne in einem schwarz-grnen Bndnis die Kraft htten, die Hegemonie der Austeritt, die den Diskurs des offenen Neoliberalismus abgelst hat, tatschlich zu durchbrechen. Dies war einer der drei Punkte, an denen die schwarz-grnen Sondierungen 2013 scheiterten.


Vor allem aber ist die Botschaft der Menschen aus dem Sden eine Mahnung an die Linkspartei, sich vom Kurs der bloen Opposition zu verabschieden und so das Dauerabonnement der CDU auf die Kanzlerschaft zu beenden.


Damit aber beginnen die Probleme erst. Natrlich gibt es nach dem Scheitern jahrzehntelanger WTO-Verhandlungen und angesichts der Rolle und Strke Asiens fr Europa und die USA berragende geostrategische Grnde fr ein Freihandelsabkommen. Diese sind so berragend, dass auch der Verzicht auf regulatorische Kooperation und Investor-Staat-Schiedsverfahren an ihnen nicht scheitern wrde. Das aber setzt europische Allianzen voraus. Im Alleingang, auch des wirtschaftlich strksten Landes, wird diese Auseinandersetzung nicht zu gewinnen sein. Es geht um mehr und bessere globale Governance im Welthandel und nicht ums Chlorhhnchen. Bessere globale Governance wird es nicht geben, wenn demokratische Governance geschwcht und knftige Regulierung erschwert wird. Das Primat der Demokratie ber den Markt muss gestrkt werden.


Restriktive Rstungsexportpolitik und das Primat der Vereinten Nationen


Kanzlerin Merkel erklrte 2011, dass die Staaten, die bereit seien, sich zu engagieren, auch dazu befhigt werden mssten. Das schliet auch den Export von Waffen mit ein, sagte sie. bersetzt heit das: Wir schicken Waffen statt Soldaten. Nur ist das einzig Klare an den Kriterien fr deutsche Waffenexporte ihre Beliebigkeit. High-Tech-Waffen und Panzer gingen an Saudi-Arabien, das sich nicht nur an der militrischen Niederschlagung einer Volksbewegung in Bahrein beteiligte, sondern mit seinen Krperstrafen und Enthauptungen Folie und Vorbild fr den Schrecken des IS geliefert hat. Der angeblich verlssliche Bndnispartner Katar erhielt trotz seiner Nhe zu den islamistischen al-Nusra-Brigaden und der Finanzierung der Moslembrder wie der Hamas Panzer.


Das Hochrsten von tagesaktuell verbndeten Despotien kann nicht die Konsequenz aus dem Scheitern einer Reihe von militrischen Interventionen der letzten zehn Jahre sein. Das Problem der meisten Krisen- und Konfliktregionen sind nicht zu wenige Waffen, im Gegenteil. Immer mehr Waffen und Rstungsgter fhren zu grerer Gewalteskalation und noch mehr Opfern. Auerdem gibt es keine vollstndige Kontrolle ber den Verbleib dieser Waffen. Nicht selten fallen sie in die falschen Hnde. Das konnte man in der Vergangenheit an den aus Deutschland stammenden G36-Gewehren sehen, die bei Gaddafis Truppen in Libyen gefunden wurden. Auch im Falle der Lieferung von deutschen Waffen an die Peschmerga in den Nordirak hat die Bundesregierung keine Kenntnisse ber den genauen Verbleib dieser Waffen.


Aus diesem Grund brauchen wir ein restriktives Rstungsexportgesetz, das Waffenlieferungen in Krisengebiete generell untersagt und dem Parlament ein greres Informations- und Kontrollrecht zuspricht. Auerdem muss Deutschland aktiv fr die Durchsetzung einer Kleinwaffenkonvention eintreten. ber Rstungsexporte sollte zudem im Auswrtigen Amt und nicht im Bundeswirtschaftsministerium entschieden werden. Hier muss vor allem die SPD ihre Position hinterfragen und neu justieren. Obwohl sich auch die SPD bislang zu einer restriktiveren Rstungsexportpolitik bekannt hat, gehen auch unter Minister Gabriel noch die meisten Rstungsgter an Drittstaaten. Ein Schwanken zwischen der Forderung nach einer restriktiven Rstungsexportpolitik und dem Hochhalten der Arbeitnehmerrechte in der Rstungsindustrie schadet dem Anliegen einer neuen Friedenspolitik.


Die Vereinten Nationen (VN) mssen Rahmen und politische wie rechtliche Grundlage fr multilaterales Handeln sein. Ein Lippenbekenntnis zu den VN reicht nicht. Das bedeutet, dass sich eine rot-grn-rote Bundesregierung fr eine Reform der VN hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und Entscheidungsfhigkeit einsetzen muss. Das ist keine Absage an das Engagement in den G20 oder den Bretton-Woods-Institutionen wie IWF und Weltbank. Gerade konomische und finanzpolitische Entscheidungen bedrfen der Abstimmungen zwischen den groen Volkswirtschaften  sie mssen aber zurckgefhrt werden in den Rahmen der Vereinten Nationen. Dafr aber mssen die BRICS-Staaten in IWF und Weltbank endlich die Stimmrechte bekommen, die ihrem konomischen Gewicht und ihrer Verantwortung entsprechen. Der Aufbau konkurrierender Finanzinstitutionen fr Schwellenlnder ist nicht im Interesse Europas.


Die Kernaufgabe der Vereinten Nationen, Weltfrieden und internationale Sicherheit zu wahren (UN-Charta), muss die oberste Leitlinie einer Auen- und Sicherheitspolitik von R2G sein. Sie wird ihr Engagement fr die und in den Vereinten Nationen massiv ausbauen mssen. Und zwar sehr handfest. Hierzu zhlen nicht nur eine Vorreiterrolle bei der Bekmpfung globaler Ungleichheit und des Klimawandels sowie die Einhaltung der dafr gemachten Zusagen. Hier ist vor allem ein strkeres Engagement im Bereich der Friedenssicherung gefragt.


Die Erfahrungen von mehr als einem Jahrzehnt militrischer Interventionen, an denen sich Deutschland beteiligt hat, lassen sich wie folgt zusammenfassen: Es gibt keine kurzfristigen Lsungen  sie dauern mindestens zehn Jahre lnger als sie mediale Aufmerksamkeit erheischen. Interventionen scheitern nicht an den militrischen Fhigkeiten, sondern an fehlenden politischen Perspektiven und ungengender ziviler Untersttzung bei Staatenbildung und Entwicklung. Und sie scheitern an fehlender Legitimierung und Ownership.


Interventionen ohne eine politische Nachfolgelsung vergrern die Probleme, seien sie gegen das Vlkerrecht wie im Irak oder mit einem Mandat des Sicherheitsrats erfolgt wie in Libyen. In beiden Fllen stehen wir vor einer katastrophalen Destabilisierung ganzer Regionen.


Positiv gesprochen hat Friedenssicherung nur dann eine Chance, wenn sie den Dreiklang von Sicherheit, Entwicklung und Menschenrechten wahrt. Hieraus folgt, dass Interventionen nicht gleich Interventionen sind. Es ist ein riesiger qualitativer Unterschied, ob die UN zusammen mit der Afrikanischen Union versucht, zu verhindern, dass die Zentralafrikanische Republik zur Beute krimineller Banden wird, oder ob die USA im Irak gegen das Votum des Sicherheitsrates intervenieren. Diese Differenzierung ist wohl die grte Herausforderung, vor der die Linkspartei steht.


Aber auch sie kann sich der Tatsache nicht entziehen, dass es die Vereinten Nationen sind, die heute die zweitgrte Anzahl von Truppen im Auslandseinsatz hat  und das nicht als Folge von Interventionswut, sondern aufgrund der Globalisierung von Krisen und Staatszerfall. Und schon heute zahlt Deutschland jeden dieser Einstze zu gut 7%. Wer nicht dabei sein will, msste logischerweise aus den Vereinten Nationen austreten. Wer das nicht will, sollte alles dafr tun, dass diese friedenserhaltende Aufgabe besser und effektiver durchgefhrt wird. Die Haltung Die Deutschen zahlen und Bangladeschis halten den Blauhelm hin ist das Gegenteil internationaler Verantwortung, sondern fllt eher in die Kategorie Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass.


Die Vereinten Nationen sind der geeignetste Ort fr die Legitimierung multilateralen Handelns. Deshalb muss Deutschland auch einen Beitrag hierzu leisten  finanziell, aber auch mit deutlich mehr Personal, zum Beispiel fr internationale Polizeimissionen. Auch die Bundeswehr muss fr die Teilnahme an VN-gefhrten Missionen besser und effizienter aufgestellt werden. Dies setzt den Abschied von der Konzeption der klassischen Territorialverteidigungsarmee voraus  eine Idee, mit der die SPD noch hadert.


Wenn ich dafr pldiere, dass sich Deutschland mit seinen Fhigkeiten aktiver an UN-Friedensmissionen beteiligt, aber sich auf die Teilnahme an Operationen mit eindeutiger Legitimierung durch den Sicherheitsrat beschrnkt, so liegt darin auch ein begrenzender Faktor. Es darf keine Interventionen mehr ohne Mandat der Vereinten Nationen geben  und diese sollten in der Regel unter dem Kommando der VN erfolgen. Ein solches Mandat wre im aktuellen Fall der internationalen Ausbildungsmission im Nordirak notwendig gewesen. Dass ein Auenminister der SPD sich an dieser Stelle nicht gerade fr ein VN-Mandat verkmpft hat, ist eine schlechte Botschaft.


Aber auch in anderer Weise limitiert die strikte Bezugnahme auf den VN-Rahmen auenpolitische Anstze. Etwa bei den Grnen und den Sozialdemokraten, die aus dem Kampf fr Menschenrechte eine grere Bereitschaft zu Interventionen herleiten. Ihr Motiv teile ich. Nur wenn aus diesem gesinnungsethischen Ansatz ein verantwortungsethisches Handeln folgen soll, dann gelten die Limitierungen von Interventionen auch fr diese gut gemeinten Motive.


Die eindeutige Legitimierung durch den Sicherheitsrat, die Umsetzung im Rahmen der VN, ein politisches Konzept fr die Konfliktlsung und die Fhigkeit, eine solche Mission auch ber ein Jahrzehnt mit den notwendigen politischen, wirtschaftlichen und militrischen Mitteln auszustatten, mssen die limitierenden Kriterien fr internationales Eingreifen sein. Auch die Frage der Leistbarkeit ist eine Kategorie verantwortungsethischen Handelns.


Auen- und Sicherheitspolitik muss sich mit einer umfassenden Globalisierung (Dirk Messner) auseinandersetzen. Sie ist schon lange keine blo wirtschaftliche mehr. Krisen und Kriege haben sich ebenso globalisiert wie die natrlichen Grenzen des Planeten, die Informationsgesellschaft und kulturelle Haltungen. Und in ihr ist Deutschland, neben den USA und China, aufgrund seiner konomischen Leistungsfhigkeit, seines geschtzten Gesellschaftsmodells und seiner Rolle als Klima- und Energiewendepionier das potenziell einflussreichste Land in der Weltpolitik (Andrew Cooper). Gerade eine Regierung der linken Mitte wird sich davor nicht wegducken knnen. Es wird sie nur geben mit dem Mut zu einer neuen Friedenspolitik.


Jrgen Trittin ist Mitglied des Deutschen Bundestages. Sein hier dokumentierter Text erschien zuerst in Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte.




Kein Vergeben, kein Vergessen?

Vergessene Kriege und identifikationsträchtige Konflikte für Linke




Es gibt weltweit mehr als 50 Kriege und bewaffnete Konflikte mit oft mehreren Beteiligten. Schon die Zahl gegenwrtiger bewaffneter Konflikte zeigt, dass selbst politisch interessierte Menschen kaum ber alle gleichermaen informiert sein knnen. Nimmt man als Indikator fr die Relevanz von Konflikten fr DIE LINKE die Zahl der Beitrge auf den Webseiten von Partei und Bundestagsfraktion, fhren wenig berraschend Afghanistan, der israelisch-palstinensische Konflikt und der Krieg in der Ukraine.[bookmark: _ftnref1][1] Sicher: Auch linke Pressearbeit findet nicht im luftleeren Raum statt. Sie reagiert auf Themenlagen und Medieninteresse. Sie richtet sich also nach den Gesetzen der hegemonialen (Un)Aufmerksamkeitskonomien. Parlamentarische Aktivitt nach der Tagesordnung im Bundestag. Dennoch: Die Frage warum mancher Konflikt zum hot topic taugt und andere nur zum vergessenen Krieg, kann das allein noch nicht beantworten.


Wir versuchen eine Erklrung an fnf fast willkrlich ausgewhlten Beispielen.
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	Beim Kongo verstehen manche nur Chinesisch
	Jean Baptiste Dodane (CC BY-NC 2.0)


Demokratische Republik Kongo


Mit 14 Beitrgen auf der Seite der Partei DIE LINKE rangiert der Kongo eher am unteren Ende der Aufmerksamkeitsskala. Bewaffnete Auseinandersetzungen mit nichtstaatlichen Akteure sowie mit den Nachbarn Uganda und Ruanda kosteten seit 1996 ca. 3,6 Mio. Menschen das Leben. Mit 100.000 Flchtlingen pro Jahr[bookmark: _ftnref2][2] und 2,7 Mio. Binnenvertriebenen[bookmark: _ftnref3][3] handelt es sich um Konflikte mit einer hohen Zahl an Opfern.


Wenige Flchtlinge schaffen es bis nach Europa. ber die Region im subsaharischen Afrika wissen auch linke Europer_innen meist wenig. Die Konflikte im Kongo sind komplex und nicht in einfachen Narrativen von good und bad guys zu erzhlen. Deswegen kommt in den Beitrgen auf der Webseite von DIE LINKE die DR Kongo auch meist nur in exemplarischen Aufzhlungen von Konfliktgebieten vor.


Ukraine


Ein neuer Konflikt, der mit 188 Beitrgen auf der Seite der Partei bereits den Nahostkonflikt als hot topic abgelst und mit 451 Beitrgen auch bei der Bundestagsfraktion unter den Top-Five zu finden ist. Die Vereinten Nationen gehen von etwas ber 6.000 Todesopfern aus. Entscheidend fr die starke Aufmerksamkeit ist jedoch nicht die Zahl der Opfer.


Mit NATO und EU als beteiligte Player ist der Konflikt auch Feld von Auseinandersetzung im Bundestag. EU, Nato und russische Regierung versuchen zudem die europische ffentlichkeit massiv in ihrem jeweiligen Sinne zu beeinflussen. Sie bedienen sich dabei anknpfungsfhigen Narrativen. Whrend die Nato Geschichten aus dem kalten Krieg aufwrmt verwendet russische Propaganda gern den Zweiten Weltkrieg als Hintergrundfolie. Die Annexion der Krim oder die Operationen der prorussischen Bataillone in der Ostukraine werden dann auf einmal zur Abwehr ukrainischer Faschisten verklrt, whrend die ukrainischen Oligarchen und ihre Truppen zu lupenreinen Demokraten im Abwehrkampf gegen den Sowjetimperialismus umgelogen werden. Zum Verstndnis trgt beides nur wenig bei.
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	Russia Yesterday. Sowjetischer Panzer im Norden Eritreas
	David Stanley  (CC BY 2.0)


Eritrea & thiopien


Eritrea ist eines der Lnder, aus denen sehr viele Menschen nach Deutschland flchten. Es herrscht ein repressives politisches Regime, seit der Unabhngigkeit 1993 haben keine Wahlen stattgefunden und regierungskritische uerungen werden brutal verfolgt. Bis 2012 gab es regelmige bewaffnete Grenzkonflikte mit thiopien.


In thiopien wird die Regierung der vormals marxistisch-leninistischen EPRDF von den in den 1970er Jahren entstandenen nationalistischen Guerillas der Oromo Liberation Front (OLF) und der Ogaden National Liberation Front (ONLF) bekmpft. Beide Lnder befinden sich am Horn von Afrika und sind daher Anrainerstaat des Operationsgebiets der EU-Militraktion Atalanta. Mit dreiig bzw. fnfunddreiig Nennungen auf der Webseite der Bundestagsfraktion liegen beide Lnder weitab von den 1892 Treffern, die Afghanistan dort erzielt.


In der westlichen (Un)Aufmerksamkeitskonomie ist Afrika in diesem Fall zentraler Standortnachteil. Wenn berhaupt kommen sie im Zusammenhang mit westlichen Militroperationen vor. Doch hier ist Somalia die eingefhrte Marke fr failed states, die globalen Handelsrouten im Weg sind. Nachrichten aus beiden Lndern haben es daher zustzlich schwer. Wenn niemand fragt, fllt daher auch nur einigen linken Auenpolitiker_innen was zum Thema ein.


Israelisch-palstinensischer Konflikt


Israel und Palstina werden bei der Zahl der Nennungen auf der Webseite der Fraktion nur von Afghanistan berflgelt. Zwar sind darunter auch Beitrge, die Israel nicht allein im Zusammenhang mit dem israelisch-palstinensischen Konflikt erwhnen. Dennoch erscheint ihre Zahl auffllig hoch, schlielich ist Deutschland anders als in Afghanistan keine unmittelbare Konfliktpartei und auch die Zahl der Opfer ist nicht vergleichbar mit z.B. Syrien, das fast genauso hufig erwhnt wird.


Wettbewerbsvorteil in der Aufmerksamkeitskonomie  es gibt ein breites Reservoir an Halbwissen und fast jedeR hat eine, meist starke, Meinung. Damit ist der israelisch-palstinensische Konflikt vor allem eins: Projektionsflche fr deutsche Befindlichkeiten.


Kolumbien
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	Am Boden: Hubschrauber warten auf "Government Contractors" aus Kolumbien
	US Army  (CC BY 2.0)


Der Krieg der kolumbianischen Regierung gegen die Guerillas FARC und ELN sowie die berflle rechtsgerichteter Paramilitrs und Drogenkartelle sind ein beraus blutiger Konflikt, der bereits seit mehr als einem halben Jahrhundert andauert. Die Zahl der Todesopfer ist whrend der Friedensverhandlungen von FARC und kolumbianischer Regierung von jhrlich fast 3500 Menschen auf ca. 500 im vergangenen Jahr gesunken. Nachdem die FARC im Mai dieses Jahres einen einseitig verkndeten Waffenstillstand nach einer Militroffensive beendete, knnte sich dies jedoch sehr schnell wieder ndern. Zwanzig Beitrge auf der Webseite von DIE LINKE zeigen jedoch, dass dieser Krieg zu den weniger beachteten gehrt. Auch auf der Seite LINKSFRAKTION ist Kolumbien mit 155 Treffern im Ranking der Nennungen einen hinteren Platz.


Berichterstattung ber die Situation in Kolumbien gibt es im deutschen Fernsehen hchstens in Spartensendungen oder nach spektakulren Geiselbefreiungen wie im Falle von ngrid Betancourt. Trotz z.T. mehr als berechtigten politischen Forderungen hat die FARC mit Geiselnahmen, Verwicklungen ins Drogengeschft und der Rekrutierung von Minderjhrigen viel von ihrem Nimbus als Befreiungsbewegung verspielt.


Fazit


Mediale Konjunkturen beeinflussen bei der Beschftigung mit Kriegen und bewaffneten Konflikten auch DIE LINKE. Allerdings beschftigen sich in der LINKSfRAKTION Fachpolitiker_innen auch mit weniger beachteten Kriegen und Konflikten.


Kriege, in denen Deutschland als Konfliktakteur direkt oder auch nur mittelbar beteiligt ist, werden strker beachtet, als solche bei denen dies nicht der Fall ist. Das bedeutet jedoch auch, dass der Fokus auf den europischen Militroperationen liegt. Wenn wie bei Atalanta der Name der betroffenen Lnder nicht vorkommt oder als Horn von Afrika verallgemeinert wird, bleiben die betroffenen Gesellschaften ein blinder Fleck.


Die Zahl der Opfer oder die Bedeutung fr die betroffenen Gesellschaften ist kein vordergrndiges Kriterium, wie man im direkten Vergleich z.B. des israelisch-palstinensischen Konfliktes und dem Krieg in Kolumbien erkennen kann. Symbolische Aufladungen und Identifikationen mit einer der beiden Seiten prgen die Fokussierung viel strker, als alle anderen Kriterien.


Die Grenzen der eigenen Kenntnis durch Erwhnungsdidaktik zu berdecken, bei der schlagwortartig internationale Konflikte aufgezhlt werden, ist sicher kein Umgang. Die gelegentliche selbstkritische Reflektion der eigenen Aufmerksamkeitslogiken und der Verstricktheit in mediale Konjunkturen, kann helfen, aufmerksamer mit diesen umzugehen.




[bookmark: _ftn1][1] Ohne aufwendige Inhaltsanalyse kann die Zahl der Beitrge mit einem bestimmten Suchwort selbstverstndlich nur eine ungefhre Themengewichtung anzeigen.


[bookmark: _ftn2][2] Im Jahr 2013
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Ich bin eine Femma

Das große Marxismus-Feminismus-Outing




prager frhling hat Feministinnen unterschiedlicher Generationen gebeten, einmal aufzuschreiben, wann sie zum ersten Mal entdeckt haben, dass sie Femmas sind  feministische Marxistinnen bzw. marxistische Feministinnen.
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Als Frauen strickten


Regina Stosch


Es war die Zeit als Frauen strickten. In Seminaren, in Veranstaltungen. Ich strickte auch. Bis ich einen Artikel von Silvia Bovenschen las: Warum Frauen stricken. Sie stricken, weil sie etwas Produktives machen wollen in den fr sie unendlich unproduktiven Uni-Seminaren oder Vorlesungen. Sie stricken, weil sie dann kein schlechtes Gewissen haben, wenn sie die Kerle Dnnschiss reden lassen.


Dann gab es das Frauen-Aktiv-03. Nummer wie der Fachbereich. Wir strickten nicht. Wir lasen, diskutierten Marx, Engels, Bebel. Dann Frigga. Opfer-Tter-Debatte, gemeinsame Erinnerungsarbeit. Wir hrten auf zu stricken und brachten uns ein. Es war ganz selbstverstndlich, dass wir uns in unseren Veranstaltungen als sozialistische Feministinnen vorstellten. Wir gaben eine Zeitung heraus: Die Rote Zora. Irgendwo habe ich noch Exemplare. Ich sehe uns immer lachend und unglaublich stark.
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	Annegret Gabelin
	

Umwlzung und Selbstvernderung


Annegret Gabelin


Im Januar sprachen wir in unserer Frauengruppe darber, ob und wie jede von uns feministische Marxistin oder marxistische Feministin wurde bzw. immer wieder neu im Werden ist. Als Kind der DDR und aufgewachsen mit Eltern, die sich mit voller Kraft und Begeisterung in den Aufbau und die Gestaltung des Landes einbrachten, war meine erste Antwort: Marxismus htte ich mit der Muttermilch aufgesogen. Sehr frh war Marxismus fr mich vor allem eine Wissenschaft, die ich mir anzueignen hatte  und auch aneignen wollte: Ich studierte Philosophie und Wissenschaftlichen Kommunismus  so hie der Studiengang an der Leningrader Staatlichen Universitt.


Nach dem Zusammenbruch der DDR half und hilft mir marxistisches Denken, Fragen neu zu stellen, sicher geglaubte Erkenntnisse zu berprfen und zu korrigieren. Mit Feminismus begann ich mich erst in den 1990er-Jahren zu befassen. Viele neue Erkenntnisse, spannende Fragen und Frauen mit den verschiedensten Erfahrungshintergrnden  all dies war und ist fr mich ein kontinuierlicher Weg des Lernens.


Aber dann habe ich etwas begriffen, was fr mich den marxistischen Feminismus quasi auf den Punkt bringt: Obwohl ich es selbst schon oft sprach, wurde mir pltzlich  in einer unserer Diskussionen im Januar  klar, was der Knackpunkt ist: Es geht darum, die Hierarchie der Produktion der Lebensmittel ber die Produktion des Lebens aufzubrechen, zu beseitigen, beide Produktionen ins Gleichgewicht zu bringen und dem guten Leben fr alle in einer intakten friedlichen Umwelt unterzuordnen. Das ist das Programm einer grundlegenden Umwlzung der Gesellschaft und zugleich der Selbstvernderung. Denn es bedeutet, mit dem Profitprinzip als Triebfeder aller kapitalistischen Gesellschaften zu brechen und die Frage in den Mittelpunkt zu stellen: Was braucht der Mensch?


Femma im Werden


Conny Swillus- Knchel



	[image: ]
	Cornelia Swillus-Knoechel
	

Die Bezeichnung marxistische Feministin/ feministische Marxistin habe ich erstmals auf dem Dialektikseminar im Januar 2015 wahrgenommen und gemeinsam mit anderen Frauen im Zusammenhang mit Marxistsein diskutiert. Wenn ich dieser Begrifflichkeit noch im Werden anhnge (was Teil der Diskussion war), dann war dies mein erstes Mal.


Dabei empfinde ich dies hnlich wie mein feministisches Werden; war ich 1990 doch noch felsenfest davon berzeugt, dass ich den Feminismus nicht brauche. Ich war doch emanzipiert, hatte Job und Kinder und Gleichberechtigung.


Jahre spter reflektiert, begriff ich, dass ich zwar gleichberechtigt war, aber bei weitem nicht gleichgestellt, denn Haushalt und Kindererziehung gehrten selbstverstndlich zu meinen Aufgaben. Dennoch war mir klar, dass der Feminismus, den Alice Schwarzer vertritt, nicht meine Anliegen trifft, da die gesellschaftlichen Aspekte hier eher erzkonservativ und systemerhaltend behandelt werden und teilweise sogar Fremdenfeindlichkeit aufweisen.


Mit dem Begreifen, dass Geschlechterverhltnisse Produktionsverhltnisse sind und daher verndert werden mssen, um eine wirklich solidarische, geschlechtergerechte Gesellschaft zu erreichen verstehe ich mich daher als marxistische Feministin im Werden und setze mich seit Jahren fr die Vier-ineinem-Perspektive ein, eine erstrebenswerte Utopie, fr die es sich zu streiten lohnt. Mit Vergngen und enormer Wissensbereicherung habe ich das neue Buch von Frigga Haug Der im Gehen erkundete Weg gelesen, der mich darin bestrkt, mich als marxistische Feministin zu bezeichnen.


Es ist lange her, so mag einiges aus der Entfernung nicht eckig genug erinnert.


Frigga Haug


Aber es muss gewiss eines nach dem anderen gesprochen werden. Als Marxistin bezeichnete ich mich verwegen und stolz, als wir im Argument mit der Lektre der Grundrisse begannen. Da wir die ersten waren in Berlin, trugen wir diese kollektive Identitt stolz nach auen  dies unterschied uns, machte uns zu einer fantastischen, ernsthaften Gruppe.


Von Feminismus war da gar keine Rede. Es war Mitte der 1960er.


In der Frauenbewegung war ich fast von Beginn an, jedenfalls ab 1969 im Aktionsart zur Befreiung der Frau. Das hatte fr mich nichts mit Feminismus zu tun, im Gegenteil (in meinem neuen Buch Der im Gehen erkundete Weg. Marxismus-Feminismus ist das sorgfltig dokumentiert.).


Indem ich nach der Herkunft und Dauer von Frauenunterdrckung suchte und forschte, arbeitete ich mich an Marx und Engels ab. Hielt zweifelnde Reden zur Mnnlichkeit von Sprache und Denken im Kommunistischen Manifest. Ich schlug in der Arbeiterbewegung einen anderen Umgang mit der Frauenbewegung vor, um die Linke zu strken. Ich schlug in der Frauenbewegung einen anderen Umgang mit uns selbst vor, um uns als politische Kraft zu strken.


Erst als ich die Opfer-Tter-These, die ich aus den Feuerbachthesen von Marx gewonnen und fr die Frauenbewegung als Aufforderung zur Erinnerungsarbeit ffentlich gemacht hatte, wurde ich von DKP-Seite geladen, um aus den Reihen der Linken ausgestoen zu werden.


Ich glaubte es nicht, weil ich mich als Marxistin wusste. Ich musste es glauben, als keiner mehr mit zu tun haben wollte. Da begriff ich, dass sie mir die Marxistin nicht nehmen konnten. Dass ich aber Feministin war, weil ich von der Einschreibung der Frauen in den Marxismus nicht lassen wollte.


Den Bekennerinnenbrief: Ich bin eine marxistische Feministin habe ich nie geschrieben, aber fortan schrieb ich Aufsatz um Aufsatz, die ganz selbstverstndlich Marxismus-Feminismus hieen. Der erste, der im Mllhaufen meiner Texte noch vorliegt, ist ein Vortrag, gehalten in Regensburg 1981. Ich erinnere, wie ich zgerte, dann aber Trotz mit Bekennermut sich mischt auf der Suche nach einem neuen Zuhause. Da bin ich noch. Es ist ziemlich wohnlich geworden. Die Strme, die jetzt Dach und Fundament angreifen sind andere geworden. Mal sehen, wie es weitergeht.


Frauen spren die Verschrnkung von Kapitalismus und Patriarchat


Kerstin Wolter


Mein erstes Mal - gab es so etwas berhaupt? Hat es ein Erlebnis gegeben, durch das ich mich danach als Marxistin-Feministin bezeichnet habe? Ich wei es nicht. Vielleicht. Was ich sicher wei ist, dass es bis zum heutigen Tag, an dem ich diese Zeilen schreibe, eine Entwicklung gab. Aber nicht nur in mir. Auch um mich herum sind Dinge passiert. Dinge, die mich haben nachdenklich werden lassen. Dinge, durch die ich vieles besser verstand. Dinge, die viele neue Fragen stellten.


Aufgewachsen in einem Nest in Mecklenburg-Vorpommern. So klein, dass es weder sprbar etwas zum Aufbegehren gab, noch Strukturen, Gruppen, Organisationen, die diesem Aufbegehren eine Form htten geben knnen. Wahrscheinlich fhrte das eine zum anderen. Trotzdem wurde ich schon dort zur Antikapitalistin. Wenn man das heute so nennen kann. Mehr ein Gefhl der Wut gegen die Ungerechtigkeit. Die Ungerechtigkeit, die irgendwo da drauen stattfand. In meinem Nest gab es so etwas wie Ungerechtigkeit nicht. Dann kam ich nach Berlin  endlich! Dem Landleben entkommen. Irgendwas musste nun passieren. Ich wusste einiges besser und wollte nun auch aktiv werden gegen die Ungerechtigkeit, die hier fr mich sprbarer wurde. Und vor allem wollte ich noch mehr wissen. Begierig steckte ich meine Nase in die blauen Bnde. Was ich dort las, lie mich vieles so viel besser verstehen. Ob es wirklich so war oder ob ich es so wollte? Ich wei es nicht. Wahrscheinlich beides. Ich las die Bcher nicht allein. Es war ein Lesekreis, organisiert vom SDS. Ich hatte meine politische Heimat gefunden. Bald war ich nicht mehr nur eine Antikapitalistin. Sozialistin ja, das wollte ich sein. Aber eine Marxistin? Ob schon ich das Studium marxistischer Literatur vertiefte, wollte ich mich nicht so recht als Marxistin bezeichnen. Warum sich zu einem alten Mann bekennen? Auerdem war es doch nicht nur er allein, der kluge Worte schrieb. Was war mit Luxemburg, Gramsci und vielen anderen? Was war mit den vielen klugen Menschen, die noch heute Bcher schreiben?


Aber etwas anderes war passiert. Statt mich Marxistin zu nennen, nannte ich mich schon lngst und viel weniger skeptisch etwas anderes: eine Feministin. Die vielen kleinen und groen Ungerechtigkeiten zwischen Frauen und Mnnern, bereiteten mir schon frher ein Unbehagen. Im SDS lernte ich, diese Ungerechtigkeiten zu verstehen und ich erfuhr, dass mein Unbehagen nicht nur meines war. Das langsame Verstehenlernen von Patriarchat und Kapitalismus ffnete mir die Augen dafr, dass auch mein Nest nicht von Ungerechtigkeit verschont geblieben war. Dass viele Menschen nach 1990 arbeitslos wurden, dass sich jeder immer mehr zurck zog in die eigenen vier Wnde, dass die Mehrheit der Frauen materiell und emotional von ihren Mnnern abhngig war. Vieles wurde mir klar. Und klar wurde mir auch immer mehr, dass es nicht so bleiben sollte. Also machte ich weiter. Irgendwann, immer tiefer im marxistischen Denken verhaftet, erschien es mir irgendwann alberner mich nicht als Marxistin zu bezeichnen, als es zu tun. Und so war ich es dann Marxistin und Feministin. Doch beides zusammenzubringen, schien mir nicht leicht. Gelesen hatte ich viel ber die Verschrnkung von Kapitalismus und Patriarchat. Dennoch wollte es fr mich mit der Verschrnkung noch nicht so klappen. Selbst als ich mit anderen eine Gruppe grndete, die sich marxistisch-feministisch nannte, eilte der Name unseren eigenen Gedanken voraus. Und wenn ich ehrlich bin, erwische ich mich immer wieder beim Zweifeln darber, wo die Verschrnkung anfngt und wo sie aufhrt. Geht das eine aus dem anderen hervor? Huhn oder Ei  was war zuerst da? Dann rufe ich mich zur Rson: Was fr eine unntze Frage! Wir, vor allem wir Frauen, spren die Verschrnkung jeden Tag, mal mehr, mal weniger. Aber dennoch stetig. Gerade wegen dieser Verschrnkung, sage ich beiden Teilen, Patriarchat und Kapitalismus, den Kampf an. Deshalb, und nicht nur deshalb, bin ich Marxistin-Feministin.




Die verborgenen Stätten der Reproduktion

Marxismus feministisch vom Kopf auf die Füße stellen

Tove Soiland
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	Tove Soyland
	Rosa Luxemburg-Stiftung(CC BY 2.0)_


Marxismus-Feminismus ist, wie wir sptestens seit dem diesjhrigen Kongress The Strength of Critique. Trajectories of Marxism-Feminism wissen, kein einheitliches Theoriegebude. Keiner akademischen Schulbildung entsprungen, sondern in der Schule der Zweiten Frauenbewegung selbst und somit als Resultat kollektiver Theoriebildung entstanden, ist M-F dementsprechend heterogen. Gleichwohl gibt es einen gemeinsamen Fokus: Allen Ausrichtungen gemein ist die Skandalisierung von Ausbeutungsformen, die nicht in der normalen Lohnarbeit aufgeht. Wenn es Marx eigentliche Leistung war, aufgedeckt zu haben, wie unter kapitalistischen Verhltnissen Aneignung fremden Eigentums in vertraglich korrekter Form stattfinden kann, nmlich in den verborgenen Sttten der Produktion als Mehrwertakkumulation, so machten marxistisch orientierte Feministinnen sptestens ab den 1970er Jahren geltend, dass dieser sozusagen normalen Form der Ausbeutung, die Marx mit dem Mehrwert vor Augen stand, eine andere, nicht nur von Marx selbst , sondern vor allem vom spteren Marxismus ignorierte Form der Ausbeutung zugrunde lag: Die in den Haushalten meist von Frauen gratis verrichtete Hausarbeit erwies sich bei nherer Betrachtung als die noch viel verborgenere Sttte der Reproduktion, die, so die These der damaligen Feministinnen, die Ausbeutung der normalen Lohnarbeit nicht nur berhaupt ermglichte, sondern diese in ihrem Beitrag fr die gesamte Kapitalakkumulation bei weitem berstieg: Bevor ein Arbeiter in der Fabrik lohnerwerbsttig und damit an seinem Mehrwert ausbeutbar wird, ist sehr viel Gratis-Arbeit notwendig, die von den Lohnkosten in keinerlei Weise abgedeckt sind.


Wie richtig diese Annahme war, wissen wir sptestens seit der Erhebung des um die Gratisarbeit erweiterten Bruttoinlandproduktes: die Volumen der in Haushalten unbezahlt geleisteten Arbeit bersteigt heute in den meisten westlich-kapitalistischen Gesellschaften dasjenige der Lohnerwerbsarbeit (Madrin 2010).


Infragestellungen


Feministinnen stellten mit dieser Sichtweise eine zentrale Grundannahme von Marx in Frage, nmlich, dass sich die Kapitalakkumulation nach jenem ersten, auch von Marx anerkannten Prozess der ursprnglichen Akkumulation ausschlielich im Rahmen der von ihm analysierten Mehrwertausbeutung abspiele. Und sie brachten damit auch andere politische Subjekte als den traditionellen Blue-Collar-Arbeiter ins Spiel. In einer auch heute noch beeindruckend eigenstndigen Theoriebildung haben insb. die damaligen Bielefelder Soziologinnen Maria Mies, Veronika Bennholdt-Thomsen und Claudia von Werlhof in Anlehnung an Rosa Luxemburgs These, dass der Kapitalismus auch in seiner vollen Reife in jeder Beziehung auf die gleichzeitige Existenz nichtkapitalistischer Schichten und Gesellschaften angewiesen ist (GS 5: 313), postuliert, dass die husliche Produktion mit ihrer unbezahlten Reproduktionsarbeit als eine solche nicht-kapitalistische Produktionsweise aufzufassen sei. Rckblickend fasst Mies das, was sie und ihre Kolleginnen damals theoretisch zu fassen suchten, in das Bild einer Unterwasser-konomie, in der die Lohnarbeit und damit die normale Form der Ausbeutung nur die Spitze des Eisbergs ist, die auf einem unsichtbaren Sockel unbezahlter Subsistenzarbeit fut, der ganz andern Formen von Enteignung ausgesetzt ist (Mies 2009: 275). Damit nahmen die Bielefelder Soziologinnen nicht nur die heutige Diskussion um Neue Landnahmen vorweg, deren zentrale Aussage es ist, dass Formen der Akkumulation durch Enteignung von ihrem Umfang her die Ausbeutung der Lohnarbeit bei weitem bersteigt (Harvey 2005). Sie sahen es auch als Fehleinschtzung der damaligen Linken, davon auszugehen, dass der voranschreitende Kapitalismus schlielich alle Menschen in Normalarbeitsverhltnisse und damit in die normale Form der Ausbeutung integrieren wrde. Dessen Voranschreiten, so ihre damals geradezu visionre These, fhrt im Gegenteil dazu, dass ein immer grerer Teil der Bevlkerung sich mehrheitlich auerhalb von Lohnverhltnissen reproduziert, dass mit anderen Worten mit zunehmender Ausdehnung kapitalistischer Verhltnisse auch eine (stdtische) Subsistenzproduktion laufend wchst.


Die Hausfrauisierung der Lohnarbeit


Mit dem in diesem Zusammenhang geprgten Begriff einer Hausfrauisierung der Lohnarbeit nahmen sie damit in gewisser Weise auch die heutige Diskussion um Prekarisierung vorweg. Mit diesem Begriff verbanden die Bielefelder Soziologinnen schon damals den bergang von  eben eigentlich nur fr die kurze Zeit des Fordismus geltenden  Normalarbeitsverhltnissen in deregulierte Formen von Lohnarbeit fr alle. Von Hausfrauisierung, so ihre damalige Prognose, wrden im Zuge der Globalisierung alle Erwerbsttigen, also auch Mnner, betroffen. Um dieses Phnomen zu bezeichnen, prgte Bennholdt-Thomsen bereits zu Beginn der 1980er Jahre den Begriff der marginalen Masse (1981: 43). Masse meint, dass mittlerweile (in weit entwickelten Kapitalismen wie den unsrigen) eine Mehrheit der Bevlkerung so funktionieren muss. Marginal meint, dass sie eine Randexistenz fhren, die jedoch zur Normalitt wird. Die Bedeutung der marginalen Masse liegt fr Bennholdt-Thomsen darin, dass diese sich aus der Perspektive des Kapitals kostenlos reproduziert, ihm aber, je nach Bedarf, dennoch wieder zur Verfgung steht. Ihre Reproduktionskosten sind damit, obwohl sie Lohnerwerbsttige sind, in keiner Weise vom Kapital entschdigt, ein Umstand, den Marx kaum vorsah. Die Hausfrauisierung der Lohnarbeit postuliert damit letztlich das  fr kapitalistische Verhltnisse notwendige  Verquicksein von Lohn- und Subsistenzarbeit. Diese Theoretikerinnen gingen damit von einer gerade in fortgeschrittenen Kapitalismen notwendig werdenden Artikulation unterschiedlichen Produktionsweisen aus.


Dass heute der Care-Sektor zum privilegierten Ort hausfrauisierter Lohnarbeit und damit zum wichtigsten Arbeitsfeld der marginalen Masse geworden ist, konnten allerdings die Bielefelder Soziologinnen damals noch nicht vorhersehen. Durch die teilweise berfhrung der vormals von Frauen unentgeltlich geleisteter Arbeit in die Lohnfrmigkeit ist ein laufend expandierende wertschpfungsschwacher Sektor entstanden, in dem es unter kapitalistischen Verhltnissen kaum mglich ist, ein existenzsicherndes Einkommen zu generieren. Die darin Ttigen, wiederum meist Frauen, bleiben deshalb, und weil sie heute oftmals selbst Haushaltsvorstndinnen sind, fr ihre eigene Reproduktion in groem Umfang auf die unbezahlte Arbeit  meinst anderer Frauen  angewiesen, die damit demselben Mechanismus ausgesetzt sind.


Um die damalige Hausarbeitsdebatte und somit den Marxismus-Feminismus fr postfordistische Verhltnisse zu adaptieren, ist deshalb ein Zusammengehen mit der seit Beginn der 1990er Jahre neu entstandenen Feministischen konomie notwendig, die mit ihrem Begriff der Care-konomie genau dieses Wechselverhltnis zwischen bezahlter und unbezahlter Care-Arbeit zu fassen sucht. Die feministische konomie stellt damit ein wichtiges Mittel bereit, den Care-Sektor sowohl von den konomischen Dynamiken wie von den Grenordnungen her mit dem brigen Teil der Wirtschaft in Beziehung zu setzen (Madrin 2010; 2014). Sie kann damit teilweise erklren, warum die auch von einem Teil der Frauenbewegung als Weg der Emanzipation angestrebte berfhrung der vormals von Frauen gratis verrichteten Hausarbeit in die Lohnfrmigkeit unter kapitalistischen Verhltnisses zwangslufig dazu fhrt, dass der Care-Sektor ein Niedriglohnsektor bleibt.


Genau in diesem Punkt aber stimmt auch der produktivistische Bias des Marxismus nicht: Produktivittsfortschritte erhhen nicht zwangslufig den Lebensstandard fr alle. Wenn heute in fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften rund 30% des BIP dem wertschpfungsschwachen Care-Sekor zuzurechnen sind, so stellt dies ganz neue Fragen  auch an eine marxistische Linke, die in diesem Punkt oftmals immer noch fordistisch denkt.//




Neue Widersprche zwischen den Sektoren der Wertschpfung




Insgesamt lsst sich deshalb mit Silvia Federici sagen, dass wir heute nicht mehr von einem generellen Widerspruch oder Interessenskonflikt zwischen Kapital und Arbeit ausgehen knnen, wie das noch zu Marx Zeiten der Fall war. Nicht alle Lohnerwerbsttigen geraten heute unter Druck, sondern vorrangig diejenigen, die in irgendeiner Weise in Reproduktionsarbeit, bezahlte wie unbezahlte, involviert, d.h. im Care-Sektor ttig sind. So betrachtet verluft der neue Widerspruch heute vielmehr zwischen dem wertschpfungsschwachen und dem wertschpfungsstarken Sektor resp. zwischen den Personengruppen, die jeweils darin beschftigt sind.


Neoliberale Restrukturierungsprogramm intervenieren nicht zufllig vorrangig in diesen wertschpfungsschwachen Sektor, weil er es ist, der die Kapitalinteressen am meisten tangiert. Neoliberalismus, so liee sich aus der Perspektive eines aktualisierten Marxismus-Feminismus sagen, ist deshalb nicht einfach die Privatisierung von Bahn und Post. Er ist auch und vielleicht sogar vorrangig eine massiver Eingriff in die Weise, wie Menschen heute gezwungen sind, sich zu reproduzieren. Was sich hier vollzieht, ist ein stillschweigendes Strukturanpassungsprogramm fr den Bereich der individuellen und sozialen Reproduktion, das weitgehen unbeachtet  und damit auch ungestrt  von (traditioneller) linker Theoriebildung operiert.


Es sei denn, es interveniere hier ein neu erwachter Marxismus-Feminismus  was er ja glcklicherweise an verschiedensten Orten bereits tut.




Tove Soiland unterrichtet feministische und politische Theorie bei einer Gewerkschaft und anderen Bildungsinstitutionen. Sie ist Redaktionsmitglied der Zeitschrift Widerspruch. Beitrge zu sozialistischer Politik.




Literatur


Fraser, Nancy (2014: Behind Marxs hidden abpode. In: New Left Revies 86, S. 55-72


Haug, Frigga (1990): konomie der Zeit, darin lst sich schliesslich alle konomie auf. Neue Herausforderungen an einen sozialistischen Feminismus. In: Das Argument 184, S. 879-893.


Bennholdt-Thomsen, Veronika (1981): Subsistenzproduktion und erweiterte Reproduktion. Ein Beitrag zur Produktionsweisendiskussion. In: Gesellschaft: Beitrge zur Marxschen Theorie 14 (hrsg. H.G. Backhaus et al.). Frankfurt: , S. 30-51.


Donath, Susan (2001): The Other Economy. A Suggestion for a Distinctively Feminist Economics. In: Feminist Economics, vol. 6, no. 1, 115-123, (dt. bersetzung in: Bischel, Iris et al., 2014: Kritik des kritischen Denkens (= Denknetz Jahrbuch 2014). Zrich, 167-177).


[bookmark: OLE_LINK2]Chorus, Silke (2007): konomie und Geschlecht? Regulationstheorie und Geschlechterverhltnisse im Fordimus und Postfordismus. VDM Verlag.


Federici, Silvia (2010): The reproduction of labour-power in the global economy, Marxist theory and the unfinished feminist revolution. Reading for Jan. 27, 2009, UC Santa Cruz seminar The Crisis of Social Reproduction and Feminist Struggle.

https://caringlabor.wordpress.com/2010/10/25/silvia-federici-the-reproduction-of-labour-power-in-the-global-economy-marxist-theory-and-the-unfinished-feminist-revolution/ (4.2.2015).


Feministische Autorinnengruppe (2013): Das Theorem der neuen Landnahme: eine feministische Rckeroberung. In: Baumann, Hans/Bischel, Iris et al. (Hg.): Care statt Crash. Sorgekonomie und die berwindung des Kapitalismus. (= Denknetz Jahrbuch 2013). Zrich, 99-118.


Harvey, David (2005): Der Neue Imperialismus. Hamburg: VSA.


Luxemburg, Rosa (1978, erst. 1912): Die Akkumulation des Kapitals. Ein Beitrag zur konomischen Erklrung des Imperialismus. In: Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke Band 5, konomische Schriften. Ostberlin (zit. als GW Bd. 5).


Madrin, Mascha (2010): Care-konomie  eine Herausforderung fr die Wirtschaftswissenschaften. In: Bauhardt, Christine / Cağlar, Glay (Hg.): Gender and Economics. Feministische Kritik der politischen konomie. Wiesbaden, 81-103.


Madrin, Mascha (2011): Das Auseinanderdriften der Arbeitsproduktivitten: Eine feministische Sicht. In: Denknetz (Hg.): Gesellschaftliche Produktivitt jenseits der Warenform. Jahrbuch 2011. Zrich, 56-70.


Madrin, Mascha (2014): Kommentar zu Donaths Artikel aus der Sicht einer feministischen Politkonomin. In: Bischel, Iris / Knobloch, Ulrike et al.: Kritik des kritischen Denkens. (= Denknetz Jahrbuch 2014). Zrich, 178-187.


Marx, Karl (1962): Das Kapital. Kritik der politischen konomie. Erster Band. Berlin (MEW 23).


Mies, Maria (2009): Hausfrauisierung, Globalisierung, Subsistenzproduktion. In: Linden, Marcel von der / Roth, Karl Heinz: ber Marx hinaus. Hamburg, 255-290.




Europa am Scheideweg

Zwischen dem Pfad von Solidarität & Demokratie und dem Kurs der Spaltung

Alexis Tsipras


Am 25. Januar dieses Jahres hat das griechische Volk, eine mutigen Entschluss gefasst. Es hat den Weg unnachgiebiger Austeritt, den das Memorandum ihm gewiesen hatte, in Frage gestelltund einer neuen Regierung, die frei ist von den Lasten und vetternwirtschaftlichen Verstrickungen der Vergangenheit das Mandat erteilt, mit ihren Partnern zu verhandeln, um zu einem ehrenhaften Kompromiss zu finden; zu einer bereinkunft, die das Land in der Eurozone hlt, mit einem nachhaltigen Wirtschaftsprogramm, frei von der festgefahrenen Hartnckigkeit und den Fehlern der Vergangenheit.
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Denn eben diese Hartnckigkeit und diese Fehler hat das griechische Volk teuer bezahlen mssen. In nur fnf Jahren ist die Arbeitslosigkeit auf 28% angestiegen (60% unter jungen Menschen), das Mittlere Einkommen ist um 40% gesunken. In nur fnf Jahren ist Griechenland zum Land mit dem hchsten Grad sozialer Ungleichheit in der Europischen Union geworden.




Und das Schlimmste ist, dass dieses Programm trotz der tiefen Schlge, die es der Gesellschaft zugefgt hat, nicht dazu gefhrt hat, die Wettbewerbsfhigkeit der griechischen Wirtschaft wiederherzustellen. Die Staatsverschuldung ist von 124% des BIP auf 180% geschossen. Die griechische Wirtschaft ist, trotz der schweren Opfer, die die Bevlkerung erbracht hat, weiterhin in stndiger Unsicherheit gefangen, die das Resultat vollkommen unrealistischer fiskalischer Anpassungsziele sind und sie dazu verdammen, in der Teufelsspirale von Austeritt und Rezession zu verharren.




Auswege aus dem Teufelskreis




Bedeutendstes Ziel der griechischen Regierung im viermonatige Verhandlungsprozess mit den Institutionen und mit unseren Partnern in der Eurozone war es, diesem Teufelskreis zu entkommen, der Unsicherheit ein Ende zu setzen.


Und zwar mit einer bereinkunft von beiderseitigem Nutzen, die in Hinblick auf die zu erzielenden berschsse, realistische Zielsetzungen formuliert und so Wachstum und Investitionen zurck auf die Tagesordnung bringt. Die endgltige Lsung der griechischen Problematik ist heute drngender und notwendiger denn je. Eine solche bereinkunft wrde auch das Ende der europischen Wirtschaftskrise, die vor sieben Jahren ausgebrochen ist, einleiten und der Unsicherheit in der Eurozone ein Ende setzen.




Europa hat heute die Mglichkeit, Entscheidungen zu treffen, die einen radikalen Aufschwung der griechischen Wirtschaft auslsen werden und den Grexit-Szenarien ein Ende setzen wrden, die einer langfristigen Stabilisierung der griechischen Wirtschaft im Wege stehen und das Vertrauen, das Anleger und Brger unserer gemeinsamen Whrung haben, erschttern.




Die Vorschlge Griechenlands




Es wird behauptet, die griechische Seite sei in dieser Hinsicht nicht sehr entgegenkommend, da sie sich unnachgiebig zeige und keine Vorschlge vorlege.




Ist das tatschlich so? Wir erleben entscheidende, unter Umstnden gar historisch ausschlaggebende Augenblicke, die nicht nur ber die Zukunft Griechenlands sondern auch fr den weiteren Werdegang Europas entscheidend sein werden. Deshalb zielt meine Wortmeldung darauf ab, die Wahrheit wiederherzustellen und die weltweite ffentlichkeit ber die tatschlichen Absichten und Positionen der Republik Griechenland in Kenntnis zu setzen.




Auf Grundlage des Eurogruppenbeschlusses vom 20. Februar hat die griechische Regierung ein Paket weitreichender Reformvorschlge vorgelegt, die darauf abzielten zu einer Lsung zu kommen, die sowohl dem Beschluss des griechischen Volkes als auch dem Regelwerk und den Beschlssen, auf denen das Funktionieren der Eurozone fut, Rechnung tragen.




Der Kern unserer Vorschlge stellt die Festlegung auf niedrige  und eben deshalb realisierbarer  Primrberschsse fr die Jahre 2015 und 2016 dar sowie die Festlegung auf hhere Primrberschsse in den darauffolgenden Jahre, fr welche ein entsprechendes Wirtschaftswachstum zu erwarten ist.


Ein gleichermaen zentraler Bestandteil unserer Vorschlge stellt die Verpflichtung zur Erhhung der ffentlichen Einnahmen dar, und zwar durch eine Lastenumverteilung von niedrigen Einkommen hin zu hohen Einkommen. Diese haben sich bis zum heutigen Tage davor gedrckt, ihren Anteil zur Bewltigung der Krise zu leisten, da sie in meinem Land systematisch beschtzt wurden, sowohl von den inlndischen Eliten als auch dank der vorgetuschten Blindheit der Troika.




Die neue Regierung hat diesbezglich ihre Absichten und ihre Entschlossenheit vom ersten Augenblick an klar und deutlich gezeigt und eine gesetzliche Regelung gegen betrgerische Dreiecksgeschfte verabschiedet und die Zoll- und Steuerkontrollen verstrkt, um Schwarzhandel und Steuerflucht zu bekmpfen. Zum ersten Mal seit Jahren wurde von Medieneigentmern, die Tilgung ihrer gegenber der griechischen Staatskasse ausstehenden Schulden verlangt. Im Land ist ein klarer Wandel zu spren, was auch am beschleunigten Arbeitsrhythmus der Gerichte in Hinblick auf schwere Flle von Steuerhinterziehung sichtbar wird. Mit anderen Worten: die Oligarchen, die sich Jahre lang des Schutzes des politischen Systems sicher sein konnten, haben aus guten Grnden nun schlaflose Nchte.


Doch nicht nur die Grundausrichtung unserer Regierung, sondern auch die Konkretisierung unserer Vorschlge, die wir im Rahmen der Gesprche mit den Institutionen dargelegt haben, haben es vermocht, den tiefen Graben, der uns noch vor einigen Monaten voneinander trennte, zu berwinden.


So hat die griechische Regierung sich dazu bereit erklrt, eine Vielzahl institutioneller Reformen umzusetzen, wie beispielsweise die Strkung der Unabhngigkeit des Generalsekretariats fr ffentliche Einnahmen und der Statistikbehrde ELSTAT. Sie hat Initiativen zur Beschleunigung der Arbeit der Justizbehrden sowie Eingriffe in den Produktmarkt vorgenommen, um Verzerrungen und Privilegien zu beseitigen.


Ferner haben wir uns, obwohl wir das von den Institutionen favorisierten Privatisierungsmodell entschieden ablehnen, da es keine Wachstumsperspektiven schafft und nicht geeignet ist, Ressourcen in die Realwirtschaft zu leiten und diese statt dessen in die Abzahlung eines nicht tragbaren Staatschuldenberges schttet, uns dennoch bereit erklrt, das Privatisierungsprogramm, mit kleinen nderungen, zu Ende zu fhren und auf diese Weise unsere Bereitschaft aufeinander zuzugehen, praktisch unter Beweis gestellt.




Darber hinaus, haben wir uns zu einer umfassenden Reformierung der Mehrwertsteuer und einer Vereinfachung des Mehrwertsteuersystems bereit erklrt, welche den Umverteilungscharakter der Steuer strkt und ihre effektive Einnahme verbessert.




Wir haben konkrete Vorschlge eingereicht, die zu einer weiteren Erhhung der ffentlichen Einnahme zum Ergebnis haben werden (Sonderabgabe auf besonders hohe Gewinne, Besteuerung von Online Glcksspiel, Manahmen, die die Tilgung gegenber der ffentlichen Hand ausstehenden Zahlungen erleichtern, Einfhrung einer Steuer auf Luxusgter, Ausschreibung der Rundfunklizenzen, die eine Einnahmequelle darstellen, die von der Troika in den vergangenen fnf Jahren zufllig vergessen hatte und vieles mehr).


All dies sind Manahmen, die die Staatseinnahmen erhhen ohne in die Rezession zu fhren, da sie keinen negativen Auswirkungen auf die Nachfrage haben und keine weiteren Lasten auf die Schultern niedriger und mittlerer Einkommensschichten brden.




Wir haben einer weitreichenden Reform des Rentensystems, durch Zusammenlegung der Rentenkassen und die Abschaffung von Vorruhestandsregelungen, und damit der Erhhung des tatschlichen Renteneintrittsalters, zugestimmt.


Und all das, obwohl die finanziellen Verluste, welche das berleben der Rentenkassen mittelfristig in Frage stellten Folge politischer Fehlentscheidungen sind, die den vorherigen griechischen Regierungen und der Troika anzulasten sind (Krzungen der den Rentenkassen zu Verfgung stehenden Reserveeinlagen um 25 Milliarden infolge der Schuldenrestrukturierung; extrem hohe Arbeitslosigkeit, die nahezu ausschlieliche Folge des radikalen Austerittspolitik darstellt, die seit 2010 in Griechenland umgesetzt wird)




Schlielich haben wir, trotz unseres gegenber den Arbeitnehmern geleisteten Versprechens, das Arbeitsrecht wieder den Europischen Standards anzupassen, die in den vergangenen fnf Jahren unter dem Vorwand der Wettbewerbsfhigkeit gnzlich ausgehhlt worden sind, dazu bereit erklrt, die Reformierung des Arbeitsrechts nicht ohne vorherige Beratung mit der ILO voranzubringen, welche die Vorschlge der griechischen Regierung sehr positiv aufgenommen hat.




Angesichts all dieser Tatsachen darf man sich zu Recht fragen, warum Vertreter der europischen Institutionen weiterhin an ihren monotonen uerungen ber mangelnde Vorschlge der griechischen Seite festhalten. Welchem Zweck dient die anhaltende Drosselung der der griechischen Wirtschaft zu Verfgung stehenden Liquiditt, obwohl Griechenland doch bewiesen hat, dass es die gegenber dem Ausland eingegangenen Verpflichtungen Rechnung trgt. So hat unser Land seit August 2014 mehr als 17 Milliarden Euro an Zinsen und Abschreibungen (also etwa 10% des BIP des Landes) gezahlt, ohne dabei ber jegliche externe Finanzierungsquellen zu verfgen.




Welchem Zweck dient die systematische Verbreitung inoffizieller Kommentare, denen zufolge wir weit entfernt sind von einer Lsung, die der europischen und weltweiten politischen und wirtschaftlichen Unsicherheit, die von der andauernden Griechenlandkrise befeuert wird, ein Ende setzt?




Die Rentenfrage




Die offizielle Antwort bestimmter Institutionenvertreter lautet, dass wir deshalb weit entfernt von einer Lsung sind, weil die griechische Seite auf die Wiedereinfhrung kollektiver Verhandlungen besteht und sich weigert, weitere Rentenkrzungen vorzunehmen.


Ich muss diesbezglich etwas klarstellen:


Zunchst einmal ist es fr die griechische Seite nicht hinnehmbar, dass der Schutz der Arbeitnehmerrechte in Griechenland nicht den europischen Standards entspricht und das europische Arbeitsrecht verletzt. Wir verlangen nicht mehr und nicht weniger als das, was fr alle anderen Mitgliedstaaten der Eurozone gilt. Dies war auch der Auslser meines gemeinsamen Statements mit Kommissionsprsident Juncker.


In Hinblick auf die Rentenfrage ist die Positionierung der griechischen Regierung durch Zahlen belegt und logisch durchdacht. Die Renten in Griechenland sind in den vergangenen Jahren um 20% bis 48% gekrzt worden. Gegenwrtig bewegen sich 44,5% der Renten unterhalb der Grenze relativer Armut und laut Eurostat sind rund 23,1% der Rentner in Griechenland von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht.


Es muss also vollkommen klar sein, dass diese Situation, die das Resultat der im Memorandum besiegelten Politik ist, fr Griechenland ebenso wenig hinnehmbar ist wie fr jedes andere zivilisierte Land.


Lassen sie uns die Dinge beim Namen nennen:


Die Tatsache, dass es bisher noch nicht zu einer Lsung gekommen ist, ist nicht auf die vermeintlich unnachgiebige, sture und unverstndliche Haltung Griechenlands zurck zu fhren, sondern auf das beharrliche Festhalten bestimmter Kreise an vllig unrealistischen Forderungen und auf deren absolute Gleichgltigkeit gegenber dem demokratischen Votum des griechischen Volkes. Und das obwohl die Institutionen sich dazu verpflichtet haben, die notwendige Flexibilitt walten zu lassen, um dem Mandat, das die griechische Bevlkerung ihrer Regierung erteilt hat, Rechnung zu tragen.




Wozu also diese Beharrlichkeit?


Ein erster Gedanke wre zu sagen, sie knne auf die Weigerung bestimmter Kreise zurckzufhren sein, sich Fehler einzugestehen.


So drfen wir nicht vergessen, dass der IWF vor einigen Jahren ffentlich zugegeben hat, sich hinsichtlich der Rezession, welche die Umsetzung des Memorandums auslsen wrde, schlicht verrechnet hat.




Es geht nicht nur um Griechenland




Meiner Ansicht nach entspricht diese Erklrung einer sehr oberflchlichen Betrachtungsweise. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Zukunft Europas von der Beharrlichkeit oder dem Trotz bestimmter institutioneller Amtstrger abhngt.


Deshalb komme ich zu dem Schluss, dass es im Fall Griechenland nicht nur um Griechenland geht. Vielmehr markiert unser Land den Kollisionspunkt zweier fundamental verschiedener Strategien fr die Zukunft des Europischen Einigungsprozesses.


Die erste Strategie setzt auf die Vertiefung des Einigungsprozesses auf Basis von Gleichheit und Solidaritt zwischen den Staaten und ihren Brgern.


Die Verfechter dieser Strategie setzen an der Tatsache an, dass man von der neuen griechischen Regierung nicht erwarten kann, dass sie tut, was ihre Vorgnger getan haben. Diese sind, das darf man nicht vergessen, grandios gescheitert sind. Und sie setzen an eben diesem Punkt an, weil alles andere dazu fhren wrde Wahlen, in Programmlndern per se auszuschlieen und hinzunehmen, dass Minister und Regierungschefs von den Institutionen eingesetzt werden und die Brger dieser Lnder bis zum Ende des Programms auf ihr Wahlrecht zu verzichten haben.


Die Untersttzer dieser ersten Strategie fr Europa sind sich darber im Klaren, dass alles andere die Abschaffung der Demokratie in Europa bedeutet, das Ende aller Ausreden und den Beginn des Zerbrechens der Europischen Einheit. Das knnen wir nicht hinnehmen.


Letztlich wrde es die Geburtsstunde einer technokratischen Monstrositt markieren, die Europa gnzlich von seinem Grndungsgeist entfremden wrde.




Und genau darauf zielt die zweite Strategie auch ab; auf die Dichotomisierung der Eurozone und schlielich der EU.


Der erste Schritt auf diesem Weg ist die Teilung der Eurozone entlang zweier Geschwindigkeiten. Dabei wird der harte Kern die Regeln der Austeritts- und Anpassungspolitik diktieren und einen Obersten Finanzminister der Eurolnder mit uneingeschrnkten Machtbefugnissen einsetzen, der das Recht haben wird Haushaltsbeschlsse souverner Staaten abzulehnen, die nicht mit dem radikalen Dogma des Neoliberalismus in Einklang zu bringen sind. Fr Staaten, die sich damit nicht abfinden wollen, wird es eine simple Lsung geben: die harte Bestrafung. Austerittszwang, capital control, disziplinierende Manahmen, Strafzahlungen und Parallelwhrung.


So konstituiert sich die neue europische Herrschaftsordnung, deren erstes Opfer Griechenland ist und eine einmalige Gelegenheit darstellt, ein Exempel zu statuieren und so ein Signal an alle zu senden, die sich nicht disziplinieren lassen wollen.


Dabei bleiben die hohen Risiken und groen Gefahren, die diese Strategie in sich trgt unbercksichtigt. So besteht nicht nur die Gefahr, die Eurozone von einem einheitlichen Whrungsraum in einem Raum stabiler Wechselkurse zu verwandeln und damit das Ende des vereinigten Europa einzuleiten; man befeuert darber hinaus auch einen Prozess zunehmender wirtschaftlicher und politischer Verunsicherung, der aller Wahrscheinlichkeit nach die Erschtterung des wirtschaftlichen und politischen Gleichgewichts des gesamten Westens zur Folge haben wird.


Europa steht am Scheideweg. Angesichts der groen Zugestndnisse von Seiten Griechenlands, liegt die Entscheidung nun nicht etwa in den Hnden der Institutionen, die mit Ausnahme der Europischen Kommission, nicht von der Bevlkerung gewhlt werden und ihnen gegenber keine Rechenschaft ablegen mssen. Die Entscheidung liegt in den Hnden der europischen Regierungschefs.


Welche Strategie wird sich durchsetzen? Der Realismus eines solidarischen Europa der Gleichheit und Demokratie oder die Strategie des Bruchs und der Teilung?


Falls noch jemand der Meinung sein sollte, bei dieser Entscheidung ginge es allein um Griechenland, so liegt er falsch. Ich rate dazu sich abermals jenes Meisterwerk Hemingways vorzunehmen, das den Titel trgt: Wem die Stunde schlgt.




Alexis Tsipras ist Vorsitzender von SYRIZA und seit dem 26. Januar 2015 griechischer Ministerprsident.




»Das Vaterland nicht im Stich lassen ...«

Rosa Luxemburgs Antikriegspolitik

Frigga Haug
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Manche historische Gestalten sind dermaen umwoben von Mythen, dass kaum jemand sich mehr die Mhe macht, das Dickicht zu durchdringen. So geht es Rosa Luxemburg, der von den meisten Menschen gekannten Unbekannten. Die Legenden wissen sie als blutig und Gewalt verherrlichende Politikerin[bookmark: _ftnref1][1][bookmark: _ftnref2][2], als friedfertig und Freundin von Blumen und Tieren, als Mrtyrerin und Revolutionrin. Letzteres, was sie am meisten war, verliert sich im Dunkel der Verehrung.


In den vielfltigen Kriegsszenarien dieses Gedenkjahres 2014 ist es ntzlich, Luxemburg noch einmal zu lesen, um von der Art ihrer historisch-kritischen Analyse fr die Geschichtsschreibung um den Ersten Weltkrieg zu lernen und vor allem fr das Begreifen der Vorgnge 100 Jahre spter. Was in diesem Beitrag am meisten interessiert, ist ihre unablssige Arbeit gegen den Krieg, die Weise ihres politischen Eingreifens. Dies ist nicht die Historikerfrage nach der Schuld am Krieg und auch nicht die simple, als Meinungserkundung gestellte, ob sie fr oder gegen den Krieg war. Uns bewegt mit Luxemburg das Problem der Hegemoniegewinnung. Sie fragt, wie es gelingen konnte, eine internationalistische starke Arbeiterpartei, die bewusst fr den Frieden eintrat, in eine kriegsbefrwortende Handlangerin des internationalen Kapitals zu verwandeln und entsprechend das Volk in Kriegsbegeisterung zu versetzen. Sie fragt in praktischer Absicht: nmlich in die Vergangenheit, was versumt oder falsch gemacht wurde, um aus Fehlern zu lernen, nach vorn, was in dieser Lage zu tun, wie also zuknftig Politik zu machen sei. Dies macht ihre Analyse unentbehrlich und aktuell.




Triebkrfte




Ihrer zentralen Schrift zum Krieg gibt sie den erstaunlichen Titel Die Krise der Sozialdemokratie. Ihre Analyse gilt zum einen den Krfteverhltnissen, den Interessen im Kampf um Kolonien und zeigt so mit klaren Argumenten die internationalen Kapitale und die Rolle Deutschlands, zum anderen gilt sie der Herausarbeitung der Widersprche, in die imperialistische Gelste die Gromchte verstrickten, bis der Krieg zur einzigen Lsung wurde. Der kapitalistische Aufschwung, der nach der Kriegsperiode der 1860er und 1870er Jahre in dem neukonstituierten Europa Platz gegriffen und der namentlich nach berwindung der langen Depression, die dem Grnderfieber und dem Krach des Jahres 1873 gefolgt war, in der Hochkonjunktur der neunziger Jahre einen nie dagewesenen Hhepunkt erreicht hatte, erffnete bekanntlich eine neue Sturm-und-Drangperiode der europischen Staaten: ihre Expansion um die Wette nach den nichtkapitalistischen Lndern und Zonen der Welt [], ein energischer Drang nach Kolonialeroberungen. (1916, GW 4, 76f) Sie nennt England  gypten, Sdafrika; Frankreich  Tunis, Tonking; Italien  Abessinien; Russland  Zentralasien und die Mandschurei; Deutschland  Afrika und die Sdsee; die Vereinigten Staaten  die Philippinen (77), denn alle diese Vorgnge schufen neue auereuropische Gegenstze (77). Kurz, was sich fr die Sozialdemokratie entschlsseln lie, war ein hin- und herwogendes Meer von Gegenstzen und Allianzen, ein heimlicher Krieg aller kapitalistischen Staaten gegen alle, und dass der europische Weltkrieg zur Entladung kommen wrde, sobald die partiellen und abwechselnden Gegenstze zwischen den imperialistischen Staaten eine Zentralisationsachse, einen berwiegenden starken Gegensatz finden wrden, um den sie sich zeitweilig gruppieren knnen. Diese Lage wurde geschaffen mit dem Auftreten des deutschen Imperialismus (78).


Von aktuellem Interesse ist, wie Luxemburg die kapitalistische Entwicklung denkt  nicht konomistisch, deterministisch und unilinear, wie man ihr unterstellt, sondern als eine Art berdeterminierung: Auf Schritt und Tritt gibt es zwei historische Notwendigkeiten, die zueinander in Widerstreit geraten (160), eine Akkumulation von Gegenstzen und Widersprchen, die gleich einer Ladung Dynamit auf ein neues Gleichgewicht drngen durch Krieg. Sie zeigt die Anordnung, das Hin und Her von Aggression und Annexion und benennt die einzelnen Faktoren im Krfteverhltnis, so auch den schwchsten, jeder Opposition unfhigen Parlamentarismus, dazu alle brgerlichen Schichten in schroffstem Gegensatz zur Arbeiterklasse zusammengeschlossen und hinter der Regierung verschanzt (78).


Ihre Charakterisierung des Finanzkapitals ist hellsichtig: Es sei zu einer geschlossenen Macht von grter, stets gespannter Energie zusammengepresst, zu einer Macht, die, gebieterisch schaltend und waltend in Industrie, Handel und Kredit des Landes, gleich ausschlaggebend in Privat- wie in Staatswirtschaft, schrankenlos und sprunghaft ausdehnungsfhig, immer nach Profit und Bettigung hungernd, unpersnlich, daher grozgig, wagemutig und rcksichtslos, international von Hause aus, ihrer ganzen Anlage nach auf die Weltbhne als den Schauplatz ihrer Taten zugeschnitten ist (78).




Parteipolitik




Luxemburgs kraftvolle Worte zum Weltkrieg sind Schulbeispiele fr eine klare Analyse und Standpunktlogik bei gleichzeitig literarischer Darstellung. Unerbittlich prangert sie die Tter an, nennt die Opfer, zu denen die Kulturen ganzer Vlker gehren. Aber vor allem geht es um die Politik der Partei (der Sozialdemokratie) und um das Volk. Die bei Marx aufgesprte Konstellation, die die Krise als Mglichkeit von Entwicklung zu fassen erlaubt, wird von Luxemburg aufgenommen und weitergefhrt. Die Stze aus dem Kommunistischen Manifest sind so bekannt, dass sie vorausgesetzt werden knnten, um sie in Luxemburgs Paraphrasen wiederzuerkennen. Fr die Nachwachsenden zur berprfung sei ein Passus gleichwohl erinnert im Wortlaut. Alle festen eingerosteten Verhltnisse mit ihrem Gefolge von altehrwrdigen Vorstellungen und Anschauungen werden aufgelst, alle neugebildeten veralten, ehe sie verknchern knnen. Alles Stndische und Stehende verdampft, alles Heilige wird entweiht, und die Menschen sind endlich gezwungen, ihre Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen mit nchternen Augen anzusehen. (MEW 4, 465) Luxemburg benutzt sprachliche Elemente aus dem Manifest immer wieder zur eindringlichen Darstellung der Kriegskatastrophe, und sie nimmt sie zur Kennzeichnung der Sozialdemokratie, die darum zugleich verurteilt ist als auch zur Erneuerung aufgerufen. So heit es etwa in dem kleinen Text Trmmer (1914): Aber jeder Krieg vernichtet nicht blo leibliche Gter, nicht blo materielle Kulturwerte. Er ist zugleich ein respektloser Strmer gegen hergebrachte Begriffe. Alte Heiligtmer, verehrte Einrichtungen, glubig nachgesprochene Formeln werden von seinem eisernen Besen auf denselben Schutthaufen geworfen, auf dem die Reste zerschossener Kanonen, Gewehre, Tornister und sonstiger Kriegsabfall lagern. (GW 4, 10) In den heftigen Eingangspassagen zur Krise der Sozialdemokratie malt sie mit den nmlichen Worten aus dem Manifest das Bild der brgerlichen Gesellschaft: Das Geschft gedeiht auf Trmmern. Stdte werden zu Schutthaufen, Drfer zu Friedhfen, Lnder zu Wsteneien, Bevlkerungen zu Bettlerhaufen, Kirchen zu Pferdestllen; Vlkerrecht, Staatsvertrge, Bndnisse, heiligste Worte, hchste Autoritten in Fetzen zerrissen; jeder Souvern von Gottes Gnaden den Vetter von der Gegenseite als Trottel und wortbrchigen Wicht, jeder Diplomat den Kollegen von der anderen Partei als abgefeimten Schurken, jede Regierung die andere als das Verhngnis des eigenen Volkes der allgemeinen Verachtung preisgebend; und Hungertumulte [] und Pest [] und Elend und Verzweiflung berall. (52f) Aber nicht dieser Hexensabbat gilt ihr als die eigentliche weltgeschichtliche Katastrophe, sondern die Kapitulation der internationalen Sozialdemokratie in dieser Anarchie (53). Und was erlebten wir in Deutschland, als die groe historische Probe kam? Den tiefsten Fall, den gewaltigsten Zusammenbruch. Nirgends ist die Organisation des Proletariats so gnzlich in den Dienst des Imperialismus gespannt, nirgends wird der Belagerungszustand so widerstandslos ertragen, nirgends die Presse so geknebelt, die ffentliche Meinung so erwrgt, der wirtschaftliche und politische Klassenkampf der Arbeiterklasse so gnzlich preisgegeben wie in Deutschland. Aber die deutsche Sozialdemokratie war nicht blo der strkste Vortrupp, sie war das denkende Hirn der Internationale. (55) Die verzweifelte Emprung ber die Rolle der Sozialdemokratie bei der Bewilligung der Kriegskredite gilt vor allem dem Umstand, dass durch solche Selbstaufgabe der Partei die steuerlosen Massen in die Arme des imperialistischen Krieges geworfen werden, als eine Tat, die mit einem Schlag der Hoffnung auf die Vereinigung der Proletarier aller Lnder vorerst ein Ende setzte. Der Krieg sei Selbstmord der europischen Arbeiterklasse (163). Noch ein solcher Weltkrieg, und die Aussichten des Sozialismus sind unter den von der imperialistischen Barbarei aufgetrmten Trmmern begraben. (Ebd.) Die Trmmer sind die groe Zahl der vernichteten, ausgerotteten, zerstampften Produktionsweisen, Vlker, Kulturen, um an ihre Stelle die Profitmacherei in modernster Form zu setzen (160); die Trmmer sind auch Ergebnis des Massenmords an einem Proletariat, welches geschult und aktionsfhig war (162).


Die Verzweiflung fllt die Zeilen mit heftigen Worten ber Schande und Schmach der Sozialdemokratie, des Turmwchters (152) der Internationale, ihren Verrat, ihr jmmerliches, beispielloses Versagen (147). Sie entziffert das Ja der Sozialdemokraten in seiner ethisch-politischen Wirkung und begreift es als eine ffentliche Verkndung sozialdemokratischer Politik im sich herausbildenden Weltkapitalismus. Darin ist es: Preisgabe der Opposition, der grundstzlichen Kritik und Einstellung des Klassenkampfes. Die Worte, die sie dafr findet, sind: Katastrophe, Versagen, Niederlage, Verrat, Barbarei, Ende, Pflichtvergessenheit, Disziplinbruch.




Verzicht auf Klassenkampf




In dieser Weise werde unter der Parole der Unabhngigkeit und Freiheit der Nationen die wechselseitige Ausrottung der Proletarier (64) betrieben. Indem die Fhrung der Sozialdemokratie solcherart beschlossen hat, das Vaterland zu verteidigen, und der herrschenden Klasse versprach, fr die Zeit des Krieges auf jeden Klassenkampf zu verzichten, den Burgfrieden zu wahren, verlngerte sie den Krieg, das wechselseitige Morden, begann sie den Kampf gegen die revolutionren Russen und bereitete in dieser Form dem internationalen Proletariat Niederlage auf Niederlage. Mit der Leugnung des Klassenkampfes am vierten August gab sich die sozialistische Partei selbst den Laufpass als aktive politische Partei, als Vertreterin der Arbeiterpolitik (126). Die Sozialdemokratie hat  dank ihren Fhrern  nicht eine falsche Politik, sondern berhaupt gar keine eingeschlagen, sie hat sich als besondere Klassenpartei mit eigener Weltauffassung vllig ausgeschaltet (147f).


Weil die arbeitende Klasse die sozialdemokratische Partei zu ihrer Fhrung hervorgebracht hat, bedeutet die Preisgabe des Klassenkampfes die Selbstaufgabe der Partei. Und umgekehrt sind diese Fehler der Partei Vernichtung der Arbeiterklasse im wrtlichen Sinn. Entgegen der spteren Auffassung, Luxemburgs vielfache uerungen ber das Lernen der Arbeiterklasse aus Niederlagen knnten geradezu ein Lob der Niederlagen als Lob des Lernens darstellen, heit es bei ihr: Aber das heutige Wten der imperialistischen Bestialitt in den Fluren Europas hat noch eine Wirkung []: Das ist der Massenuntergang des europischen Proletariats. [] Es sind die besten, intelligentesten, geschultesten Krfte des internationalen Sozialismus [], die jetzt zuhauf niedergeknebelt, niedergemetzelt werden. (162)


Luxemburg fragt, inwieweit auch die Bourgeoisie den Klassenkampf fr die Zeit des Krieges einstellte, auf Ausbeutung, gar auf Eigentum verzichtete. Es ist von vornherein klar, dass dies eine rein rhetorische Frage ist, jedoch wird man zugleich berfhrt, dass selbst der Vorgang, solche Umkehrung fr ganz und gar unsinnig, ja fr Kabarett zu halten, ein Einverstndnis mit der kapitalistischen Logik, einen vorweg eilenden Gehorsam zeigt: Haben etwa Privateigentum, kapitalistische Ausbeutung, Klassenherrschaft aufgehrt? Haben etwa die Besitzenden in der Aufwallung des Patriotismus erklrt: Jetzt, angesichts des Krieges, geben wir fr seine Dauer die Produktionsmittel, Grund und Boden, Fabriken, Werke, in den Besitz der Allgemeinheit, verzichten auf die alleinige Nutznieung der Gter, schaffen alle politischen Privilegien ab und opfern sie auf dem Altar des Vaterlandes, solange es in Gefahr ist? (124)


Gerade weil das Verlangen nach Zweiseitigkeit des Burgfriedens als unmglich berfhrt wird, kann jetzt als Lehre gezogen werden: Fr die Bourgeoisie war der gesamte Krieg von vornherein ohnehin keiner fr Nation und Vaterland, sondern es ging um die Aufteilung der Welt unter den Imperialmchten, die wiederum in wechselseitiger Verschrnkung und Abhngigkeit agierten. Luxemburg untersucht den Reifegrad in der Weltentwicklung des Kapitals, [] ein unteilbares Ganzes, das nur in allen seinen Wechselbeziehungen erkennbar ist und dem sich kein einzelner Staat zu entziehen vermag (137). Fr jedes der aktiv oder als Beute beteiligten Lnder prft sie diesen Prozess der Transformation in den Weltkapitalismus auf den je unterschiedlichen Stufen. Mal ist der Staat der schiebende, mal der geschobene Teil (98). Mal wird der Krieg auf friedlichem Weg durch Einfhrung von Kulturgtern und dabei Vernichtung der einheimischen Produktionsweise vorbereitet: Die Kehrseite dieser groartigen friedlichen Kulturwerke [gemeint sind Bagdadbahn, Trockenlegung von Seen und Bewsserung, finanziert durch ffentliche Verschuldung] ist der friedliche und groartige Ruin des kleinasiatischen Bauerntums (83); mal findet seit 1895 eine ununterbrochene Kette blutiger Kriege statt, die Luxemburg als Expansion des europischen Kapitalismus in die nichtkapitalistischen Lnder der Welt charakterisiert.


Luxemburg unterstreicht: Die Partei kann, da sie selbst ein Produkt des Klassenkampfes ist, diesen nicht einfach abstellen. Der Kapitalismus ist keine Gruppierung von Parteien, die Bndnisse miteinander schlieen und zu gemeinsamen Taten aufbrechen knnen, auch nicht zeitweilig (wie dies der gemeinsame Aufbruch aller Parteien in den imperialistischen Krieg suggeriert). Er ist eine Produktionsweise. Die Politik kann schieben oder geschoben werden, die kapitalistische Entwicklung beschleunigen oder verlangsamen, aber sie wird sie nicht aufhalten. Diese Produktionsweise rast ber die Erde wie eine Epidemie; aber in sich trgt sie ihren eigenen Gegensatz  die zur Ausbeutung notwendige Arbeiterklasse , wie sie im Weltmastab mit dem zweiten Gegensatz ringt  den anderen Produktionsweisen als dem fr ihre Akkumulation notwendigen Hinterland. Die aus solcher Produktionsweise mit Klassenkampf geborene Partei kann die kapitalistische Produktionsweise nur insoweit mitregeln, als sie darin Lebensbedingungen aushandelt und die Rolle der Kritik bernimmt. Sie muss Zielbewusstsein und Zusammenhang in die verschiedenen rtlichen und zeitlichen Fragmente des Klassenkampfes [] bringen (124).






Parteipresse




Luxemburg fhrt in ihrer Kritik zunchst die Rolle der Parteipresse vor, die bis 1914 in klaren Worten ber die Vorbereitung des Weltkriegs informierte, aber gleichsam ber Nacht ihre Berichterstattung nderte. Ausfhrlich stellt sie die Arbeit der oppositionellen Presse und damit der sozialdemokratischen Fhrung vor, die ja seit zehn Jahren die Vorbereitung des Ersten Weltkriegs verfolgte und verurteilte; sie dokumentiert die Vielzahl der Losungen und Resolutionen, die auf den Treffen der Sozialistischen Internationale gefasst wurden. Sie alle zeigen, dass die deutschen Sozialdemokraten die Machtkmpfe der internationalen Bourgeoisie um die verschiedenen Weltteile und ihre Ausbeutung kannten und auch den aus diesem Wissen gefassten Entschluss, als Arbeiter den lange vorbereiteten Krieg nicht mitzumachen.


Luxemburg zitiert aus dem Handbuch fr sozialdemokratische Whler von 1911: Wird nicht ein Schrei des Entsetzens [] die Vlker erfassen und sie veranlassen, diesem Morden ein Ende zu machen? (58) Sie dokumentiert unter vielen anderen die Resolution der Confdration Gnrale du Travail in Paris 1911: Die deutschen, spanischen, englischen, hollndischen und franzsischen Delegierten der Arbeiterorganisation erklren bereit zu sein, sich jeder Kriegserklrung mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zu widersetzen. Jede vertretene Nation bernimmt die Verpflichtung, [] gegen alle verbrecherischen Umtriebe der herrschenden Klassen zu handeln. (58f) Sie berichtet ber die einvernehmliche Auffassung, Krieg sei ein kulturfeindliches Unternehmen (59); vom Widerstand aller sittlichen Krfte; ber das Neue in der Geschichte: die Massen hren auf, willenlose, gedankenlose Herden zu sein (60). Die reaktionren Unternehmungen waren fr die deutsche Sozialdemokratie klar (88), denn offen sprachen die [] Wortfhrer des deutschen Imperialismus (91). Die Linien lassen sich bis wenige Tage vor dem Tag verfolgen, an dem die Sozialdemokratie all ihr Wissen verga und eben ganz ohne Notwendigkeit das Zeichen ihres Einverstndnisses mit dem Krieg gab.


Luxemburg arbeitet in ihrer Kritik mit den im 21. Jh. als ganz modern, gar postmodern geltenden neuen Methoden der diskurstheoretischen Medienanalyse. Dabei stellt sie den populistischen Diskurs der Bourgeoisie zur Stabilisierung ihrer Hegemonie heraus. Und genau dieser Diskurs war es, der von der sozialdemokratischen Fhrung und ihrer Presse bis 1914 kritisiert und dann schlagartig ber Nacht begeistert bernommen wurde. Damit hat sie sich selbst der herrschenden Klasse geknebelt [] vor die Fe gelegt (126). Sie schlug sich die wichtigste Waffe aus der Hand: die Kritik des Krieges vom besonderen Standpunkt der Arbeiterklasse (ebd.).


Luxemburg fhrt im Einzelnen vor, wie die Sozialdemokraten in der Presse ihre Darstellungen radikal umkehrten. Sie verkauften den Arbeitern die Notwendigkeit des Krieges, indem sie die tatschlichen imperialistischen Absichten der Kriegsparteien in moralisch positive Werte verwandelten. Sie beschworen ein Vaterland, das in Gefahr sei, die nationale Verteidigung werde notwendig, ein Volkskrieg um die eigene Existenz, Kultur und Freiheit msse gefhrt werden. Ein groer Teil unserer Parteipresse war sittlich entrstet, dass von den Gegnern Deutschlands die Farbigen und Wilden, Neger, Sikhs, Maori, in den Krieg gehetzt wurden. Nun, diese Vlker spielen im heutigen Kriege ungefhr dieselbe Rolle wie die sozialistischen Proletarier der europischen Staaten. Und wenn die Maori von Neuseeland nach Reuters-Meldungen darauf brannten, sich fr den englischen Knig die Schdel einzurennen, so zeigten sie just so viel Bewusstsein fr die eigenen Interessen wie die deutsche sozialdemokratische Fraktion, welche die Erhaltung der Habsburgischen Monarchie, der Trkei und der Kassen der Deutschen Bank mit der Existenz, Freiheit und Kultur des deutschen Volkes verwechselte. Ein groer Unterschied []: Die Maori trieben noch vor einer Generation Menschenfresserei und nicht marxistische Theorie. (109)


Wiewohl fr heutige, auf Rassismusverdacht hin postkolonial geschulte Ohren die Aussage ber die menschenfressenden Maori unkundig und auch eurozentrisch-verchtlich klingen muss, sollen jenseits solchen politischen Zweifels zwei Wendungen aufgehoben werden. Luxemburg berfhrt die sittliche Emprung der eigenen Genossen, die sich vor die Unterdrckten anderer Vlker stellen, weil sie in fremdem Interesse handeln mssen, direkt in eine Lehre ber das internationale und damit auch das nationale Proletariat im eigenen Land, das von den selben Genossen ungerhrt in den Krieg gehetzt wird, wo es fr fremde Interessen sterben und morden soll. Das Emprungsgefhl wird positiv aufgenommen, gedreht und erweitert. Komplizierter noch aber ist die Nennung marxistischer Theorie in diesem Kontext. Es hrt sich spontan naiv an und berheblich zugleich. Marxistische Theorie taucht auf als Werkzeug, das andere (noch) nicht besitzen, die daher, im Unterschied zur Sozialdemokratie und zur geschulten Arbeiterklasse, irren knnen.


Diese Auffassung, dass Erkenntnis und Begreifen des Kapitalismus und seiner Bewegungsgesetze Grundlage sozialistischer Arbeiterpolitik und Voraussetzung fr den Internationalismus der Arbeiterklasse ist, bestimmt Luxemburgs gesamtes Wirken in der Sozialdemokratie. Als sie den Satz ber die Maori schreibt, wei sie schon, dass keine marxistische Theorie die eigene geschulte Arbeiterklasse und schon gar nicht die Partei und ihren Vorstand davor bewahrte, in aberglubische, vorwissenschaftliche, nationalistische Auffassungen zurckzufallen. Was ihre Worte fr uns schwer lesbar macht, ist wohl, dass unsere eigene Arbeit, Sinn und Wirkung unseres Tuns als linke Intellektuelle, damit genauso als unwirksam und daher vergeblich verurteilt ist. Luxemburg beschwrt also, was ebenso unsere Lebenshoffnung ist, dass Erkennen und Begreifen zu vermitteln nicht vergeblich sei. Selbst in dieser Lage arbeitet Luxemburg intensiv an Bewusstsein und politischer Wahrnehmung, also an Hegemonie, und gibt in diesem Kontext einen kurzen Lehrgang aus der geschichtlichen Erfahrung von bald 70 Jahren nach der Mrzrevolution (113). Der gesamte Text mit historischen Ausfhrungen zu den einzelnen Kriegen und Diplomatien, der jeweiligen Propaganda, den Interessen der beteiligten imperialistischen Mchte und ihrer Gegenstze bis hin zur Notwendigkeit kriegerischer Lsung behlt auch als Schulungsmaterial bleibenden Wert.


Erinnern wir an die These zur revolutionren Realpolitik, mit der sie die Bedeutung marxistischer Theorie als klaren Bruch mit bisheriger Politik, selbst wenn diese sozialistisch war oder sein wollte, bestimmt: Es gab vor Marx eine von Arbeitern gefhrte brgerliche Politik, und es gab revolutionren Sozialismus. Es gibt erst seit Marx und durch Marx sozialistische Arbeiterpolitik, die zugleich und im vollsten Sinne beider Worte revolutionre Realpolitik ist. (GW 1/2, 373) Fr Luxemburg ist klar, dass eine von grundlegender Theorie geleitete Politik einer gewichtigen Presse bedarf, um die wissenschaftliche Durchdringung dessen, was ist, populr zu machen, d.h. fr das Volk verstndlich zu verbreiten. Sie zeigt auf, dass die sozialdemokratische Presse dies nach Ausbruch des Weltkriegs nicht nur versumt hat, sondern im Grunde energisch daran arbeitet, einen patriotischen Taumel der Massen zu erzeugen: [Sie] erhob laut das Prinzip der nationalen Einigkeit zum Lebensinteresse des deutschen Volkes (GW 4, 122). [Sie schuf] mit ihrer patriotischen Hetze in Poesie und Prosa das entsprechende und notwendige geistige Narkotikum fr ein Proletariat, das nur noch seine Existenz und Freiheit retten kann, indem es das tdliche Eisen in die Brust russischer, franzsischer und englischer Brder stt (64); [] erfllte die sozialdemokratische Presse die Luft mit jubelndem Lerchengesang ber die Freiheit, die von deutschen Gewehrkolben den armen Opfern des Zarismus gebracht werde (112).


Luxemburg fhrt vor, wie die Partei in der Frauenfrage ganz in brgerliche Muster zurckfllt und wie gerade dieses die Gesamtkraft und sozialistische Zielrichtung schwcht: Die Leitung der sozialdemokratischen Frauenbewegung proklamierte die Vereinigung mit brgerlichen Frauen zum gemeinsamen nationalen Frauendienst. [Statt die] wichtigste nach der Mobilmachung im Lande gebliebene Arbeitskraft der Partei [] zur sozialdemokratischen Agitation [zu nutzen], kommandierte [die Parteifhrung sie] zu nationalen Samariterdiensten, wie Verteilung von Suppen, Erteilung von Rat usw. (121). Die sozialdemokratische Presse (Hamburger Echo, 6.10.1914) warnte die Proletarierinnen davor, ihren Mnnern im Felde von ihrer und ihrer Kinder Not, von der ungengenden Versorgung durch den Staat zu berichten, und riet ihnen, auf die Krieger lieber durch Schilderungen holden Familienglcks und durch freundliche Darstellung der Hilfe, die bisher gewhrt wurde, beruhigend und erhebend zu wirken (122). Diskursanalytisch zeigt Luxemburg ein politisches Vorgehen der sozialdemokratischen Presse, wie es bis heute im Kriegsszenario um Syrien, Ukraine, Israel-Palstina allgemein fr die brgerliche Presse blich ist  die Verschiebung von Interessen und sozialistischer Perspektive der Arbeitenden auf Werte, die nationalistische Dummheit erzeugen und die den Arbeitern selbst und der sie vertretenden Partei den Garaus machen: Sie bringen Krieg mit Humanitt, Morden mit Bruderliebe, Bewilligung von Mitteln zum Kriege mit sozialistischer Vlkerverbrderung (64) zusammen, sodass der Krieg zur heiligen Volkssache und demokratisch geadelt wird (67). Da aber der Krieg nichts sei als methodisches Morden, sei dafr ein Rausch ntig, eine Bestialitt der Praxis [,] der Gedanken und der Gesinnung (64).


So lieferte die Parteipresse ein geistiges Narkotikum fr ein Proletariat durch eine Verkehrung und Umorientierung der ihm wichtigen Ziele. Ein Mittel dieser Inszenierung war ausgerechnet in diesem Moment des groen Vergessens eine letzte Erinnerung an Marx und Engels. Die deutschen Sozialdemokraten legitimierten den Feldzug gegen Russland mit den Alten Meistern, zitierten dafr deren Schriften gegen den Zarismus. Luxemburg zeigt die Indienstnahme dieser Analysen als groteske Verwechslung, da es bei den Klassikern um den Kampf fr das unterdrckte Volk in Russland ging, zum Zeitpunkt des Ersten Weltkriegs dagegen um eine Mobilisierung gegen die Revolutionre dort (109).


Luxemburg fhrt also vor, wie das Volk von der sozialdemokratischen Presse in Kriegstaumel versetzt wird. Im angeblichen Kampf um Kultur und Freiheit werde eine Pogromstimmung erzeugt: Man glaubte, dass belgische Frauen deutschen Verwundeten die Augen ausstechen, dass die Kosaken Stearinkerzen fressen und Suglinge an den Beinchen packen und in Stcke reien; dass sie darauf aus sind, die deutsche Kultur zu vernichten und den Absolutismus einzufhren (95).




Nation und Internationalismus




Die berlegungen Luxemburgs spitzen sich zu auf Fragen nach der Mglichkeit von Internationalismus fr das Proletariat und der Bedeutung des Nationalen. Wieder geht es ihr nicht einfach darum  das Nationale grozgig berspringend , Internationalismus als Parole einfach zu behaupten. Sie zeigt vielmehr, dass dieser Krieg selbst kein nationaler war bzw. dass die beteiligte Bourgeoisie international konstituiert war. Doch hindert die offenkundige Tatsache, dass jede der beiden konkurrierenden Kapitalgruppen in Marokko: sowohl die Mannesmann-Gruppe wie die Krupp-Schneider-Gesellschaft, ein ganz internationales Gemisch von deutschen, franzsischen und spanischen Unternehmern darstellte, im Ernst und mit einigem Erfolg von einer deutschen Interessensphre zu sprechen (92). Umgekehrt bedeuteten die glnzenden Geschfte etwa von Krupp und Deutscher Bank, die als nationales Interesse verkndet waren, keineswegs fr die Proletarier das Vaterland. Aber: Die Legende gehrt so gut zum Kriegfhren wie Pulver und Blei. Das Spiel ist alt. Neu ist nur, dass eine sozialdemokratische Partei an diesem Spiel teilgenommen hat. (74)


Was die Parlamentarier als tragischen Konflikt abbilden, der sie in den imperialistischen Krieg fallen lasse, nennt sie eine reine Einbildung, brgerlich-nationalistische Fiktion (148). Luxemburg arbeitet mit dem Begriff Nation, indem sie ihn an dem verkndeten Anspruch misst, frei und selbstbestimmt sein zu wollen. Im sozialistischen Sinne dieses Begriffs gibt es keine freie Nation, wenn ihre staatliche Existenz auf der Versklavung anderer Vlker beruht (135f). Und es liegt ein wahrhaft teuflischer Witz der Geschichte darin, dass Sozialdemokraten, die Erben der deutschen Patrioten von 1848, in diesen Krieg ziehen  das Banner des Selbstbestimmungsrechts der Nationen in der Hand! Oder ist etwa die Dritte Republik mit den Kolonialbesitzungen in vier und mit Kolonialgrueln in zwei Weltteilen ein Ausdruck der Selbstbestimmung der franzsischen Nation? (135)


Luxemburg historisiert die Begriffe und weist ihre Geltung einem bestimmten Kontext zu. Diesen nennt sie das historische Milieu: und dieses Milieu macht es, dass heutzutage nationale Verteidigungskriege berhaupt nicht mehr mglich sind (142). Sie bezieht sich hier auf Kautskys berlegungen zum Patriotismus des Proletariats. Unabhngigkeit und Selbstndigkeit seien nationale Interessen, die Bourgeoisie und Proletariat selbst bis in einen Krieg zusammenschlieen knnten. Dies habe aber mit Erstarken des Proletariats ein Ende, weil jetzt die Bourgeoisie bei jeder nationalen Erschtterung frchten msse, dass am Ende eines Krieges eine Revolution drohe. Insofern stelle die Bourgeoisie, seit sie politisch mit dem Proletariat rechnen muss, ihre Klasseninteressen ber die nationalen. Und das heie, dass die Bourgeoisie keine nationalen Kriege mehr fhrt, sondern dass ihr Militarismus nur der Verfechtung des Profits gilt, nicht der Sicherstellung der Unabhngigkeit und Unverletztheit des eigenen Volkstums, das niemand bedroht, sondern nur der Sicherstellung und Erweiterung der berseeischen Eroberungen, die blo der Frderung des kapitalistischen Profits dienen (Kautsky 1907, 23; zit. n. Luxemburg, GW 4, 143).




Nach der neuerlichen Lektre von Luxemburgs Krisenbericht bleibt als Eindruck, dass ihre Analyse zur Transformation des Kapitalismus zum Weltkapital uerst aktuell ist, dass selbst die unaufhrliche Kette von Kriegen, deren Analyse sie betreibt, sich fortsetzt und die Fragen der jeweiligen Interessen und des Staatshandelns darin in hnlicher Weise begriffen werden knnen und mssen, wie Luxemburg vorfhrt. Es tut not, solche Analysen unaufhrlich anzustellen, sie zu publizieren, zu diskutieren, zu erneuern. Dringlich ist die Existenz von Gruppen, von Bewegungsintellektuellen, Institutionen, Medien, welche die kritische Analyse der Gegenwart fortwhrend betreiben.




Sozialistische Politik




Zunchst wollte ich auch vom Zweifel schreiben, den ich in Bezug auf ihre Einschtzung des Proletariats hatte. Die ihm zugeschriebene Aufgabe kam mir zu gro vor, das Setzen auf diese Klasse waghalsig, insbesondere angesichts neuerer Entwicklungen der Schwchung ihrer Organisationen. Doch bei genauerem Hinsehen zieht sich durch die gesamte Schrift selbst der Zweifel an diesem Proletariat, das durch eine verrterische Presse im Handumdrehen in eine kriegsbegeisterte Menge verwandelt werden kann, die zum Brudermord auszieht. Das Proletariat braucht in dem Meer von Beliebigkeiten und Dummheit eine Orientierung, einen Leuchtturm (GW 4, 152). Das Ringen um kritisches Bewusstsein bleibt notwendig, denn, wie Luxemburg dies ausdrckt: Der Burgfrieden und die Bewilligung der Kriegskredite durch die Sozialdemokratie beweisen, dass die Gesellschaft in Deutschland fr die politischen Freiheiten in sich selbst damals keine Grundlage hatte, da sie die Freiheit so leicht und ohne jede Reibung entbehren konnte.


Die Botschaft ist klar: Die Arbeiterklasse ist von ihren Interessen her in der Lage, ihr Schicksal und damit das der arbeitenden Menschen der Welt in eigene Hnde zu nehmen, aber dem herrschenden Kapitalismus ist nichts entgegenzusetzen ohne eine stndige Schulung, eine wissenschaftliche Analyse und organisatorische Leitung, ohne parlamentarische Aufklrungsarbeit  die Parlamentstribne ein gewaltiges Werkzeug der Volksaufrttelung (150). Bei Luxemburg besteht sozialistische Politik darin, die unkundigen und noch stumpfen Massen berhaupt erst ins politische Leben zu ziehen und fr den Aufbau einer alternativen Gesellschaft zu gewinnen. In diesem Sinn ist die Freiheit der Andersdenkenden nicht Toleranz, sondern das Daseinsmoment lebendiger Diskussion und des Experiments. Eine neue Gesellschaft kann nicht nach alten Rezepten konstruiert werden. Sie braucht das Experiment  sie ist ein solches.


Wie aber denkt Luxemburg zuknftige sozialistische Politik nach dem Versagen der Partei und ihrer Intellektuellen? Ihre Diagnose: Bisher lebten wir in der berzeugung, dass Interessen der Nationen und Klasseninteressen der Proletarier sich harmonisch vereinigen []. Waren wir in diesem Kardinalpunkt unserer Weltanschauung in einem ungeheuren Irrtum befangen? Wir stehen vor der Lebensfrage des internationalen Sozialismus. (Krise, 64f) Die Frage ist offen: Der Weltkrieg hat die Bedingungen unseres Kampfes gendert und uns selbst am meisten. (56)[bookmark: _ftnref3][3] Im Rckblick auf die Gothaer Konferenz von 1917, auf der die USPD gegrndet wurde, formuliert sie die Aufgabe: Nun ist aber fr jeden denkenden Arbeiter klar, dass eine Wiedergeburt der Arbeiterbewegung aus ihrem heutigen Zusammenbruch und ihrer heutigen Schmach unmglich ist, wenn man sich ber die Ursachen [] nicht klar ist. Wer die gewaltige welthistorische Krise des deutschen und des internationalen Sozialismus seit Ausbruch des Krieges nicht fr eine vom Himmel gefallene Zufallserscheinung hlt, muss begreifen, dass der Kladderadatsch des 4. August 1914 wohl schon im Wesen der Arbeiterbewegung vor dem 4. August 1914 wurzelte. (GW 4, 270f) Kenne man die Wurzeln, knne man sie ausreien und den zum Neubau ntigen festen Grund gewinnen. Daraus ergebe sich, dass der Ausgangspunkt, der erste Schritt zur Schaffung einer neuen sozialistischen Bewegung in Deutschland eine grndliche, eine durchgreifende Auseinandersetzung mit der Vergangenheit sein musste. Nur aus dem Quell der Selbstkritik, einer grausam grndlichen Prfung der eigenen Fehler in Programm, Taktik und Organisation knnen die klaren Richtlinien fr die Zukunft gewonnen werden, [] es galt, eine politische Prfung der Praxis der deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften in den Hauptzgen vorzunehmen, ihre Hauptmngel in der Vergangenheit aufzudecken, die Finger in ihre wunden Stellen zu legen, was wir auch in der Agitation vor jedem einfachen Arbeiter tun mssen, wenn wir ihn unter die Fahne der Opposition rufen (271).


Brecht, der viele Stze von Luxemburg in seine Texte bernahm, sie zuspitzend und so verschiebend, dass Widersprche, wichtig fr eingreifendes Handeln, deutlicher werden, schreibt auch dies in eine politisch-ethische Regel um: Das Schlimmste ist nicht, Fehler zu haben, nicht einmal sie nicht zu bekmpfen, ist schlimm. Schlimm ist, sie zu verstecken. [] Wie soll einer an deiner Seite in den Kampf gehen, wenn du ihm deine Fehler nicht gezeigt hast? (GA 18, 112)


Statt Kritik an einzelnen Personen zu ben, fordert Luxemburg zu erforschen, was deren Macht ermglichte. Statt sich von der vergangenen Partei kritisch abzugrenzen, klammere man sich an ihre berlebten und ausgehhlten Formeln und Schemata (GW 4, 272). Das Erfurter Programm war eine falsche Richtung [], die zum Abgrund fhrte (ebd.). Worauf es also ankam, war, endlich aus dem Zwielicht der Formeln herauszutreten, die Praxis, die mit dem Zusammenbruch endete, zu beleuchten, neue Wege einzuschlagen. (Ebd.) Sie nennt als Hauptfehler Brokratismus und die Entartung der Demokratie in der alten Partei (272f). Luxemburgs Kritik gilt jetzt schon dem berdauern der alten Fehler in der neu gegrndeten USPD[bookmark: _ftnref4][4], der sie mit ihrer Gruppe Richtung Internationale beigetreten ist, um  im Vertrauen auf zunehmende Verschrfung der allgemeinen sozialen Lage und im bewussten Hinarbeiten auf sie  die neue Partei vorwrts zu drngen, ihr mahnendes Gewissen zu sein und als Ausdruck der weitgehendsten Bedrfnisse der Arbeiterbewegung im ganzen bei Zuspitzung und Aufeinanderplatzen der sozialen Gegenstze die wirkliche Fhrerschaft in der Partei zu bernehmen (ebd.). Dabei knne es nicht darum gehen, wie die Linksradikalen behaupten, das Richtige zu tun, von dem man schon wei, sondern um die klrende Kritik der Fehler der Arbeiterbewegung zur Aufrttelung und Erziehung der Massen (274). Diese Massen mssen geistig den Traditionen der 50-jhrigen Vergangenheit entrissen, von ihnen befreit werden. Und das knnen sie nur im groen Prozess stndiger schrfster innerer Selbstkritik der Bewegung im ganzen. (Ebd.) Aufhebenswert bleibt in jedem Fall, einen Begriff von sozialistischer Demokratie weiter zu entwickeln, der die Gefhle und Wnsche, die Sehnschte der Menschen enthlt. Oskar Negt folgert: Es ist [] notwendig, prinzipiell zu argumentieren, einen positiven und offensiven Begriff der sozialistischen Demokratisierung zu entwickeln, der nicht nur den Verstand der Menschen, sondern auch ihre Gefhle, ihre Befreiungsphantasien, ihre unmittelbaren Interessen erreicht und so in allen Gesellschaftsbereichen als anschauliche Alternative zu den bestehenden Herrschaftsverhltnissen verstanden werden kann. (1976, 462)


Die Niederschlagung des Spartakusaufstandes in Berlin im Januar 1919 und die Ermordung Rosa Luxemburgs machten der neuen sozialistischen Politik zunchst ein Ende.




Das Nationale als Projekt




Durch die gesamte Analyse und Kritik zieht sich thematisch wie ein Erinnerungsmotiv die Frage des Nationalen. Es ist der Stoff, aus dem die Reaktion Kraft gewinnt, es bestimmt Irrtmer und Fehler, nicht bearbeitete Sehnschte, es ist das Unfertige und Unabgegoltene in der Politik der Arbeiterbewegung. Wie kann sie international agieren, wenn das Nationale weder in den Gefhlen noch im Verstand in ein sozialistisches Projekt gedacht ist? Unter Luxemburgs Verurteilungen der Sozialdemokratie, die ihr faktisch die eigene Auslschung aus der Geschichte bescheinigen, steht auch der rtselhafte Satz: Und als die Sozialdemokratie am 4. August 1914 behauptete: Wir lassen das Vaterland in der Stunde der Gefahr nicht im Stich [], hat [sie] das Vaterland in der Stunde der grten Gefahr im Stich gelassen, [indem sie] das Gewebe von patriotischen und diplomatischen Lgen [], womit dieser Anschlag auf das Vaterland umwoben war (GW 4, 147), nicht zerriss. Dass Kriegshetze mit Berufung aufs Vaterland betrieben wird, ist nicht erstaunlich; auch nicht, dass die Internationalistin Luxemburg dies emprt ausstellt; berraschend ist vielmehr, dass sie dies auch mit Berufung aufs Vaterland tut, welches auf diese Weise zweimal und zwar an entgegengesetzten Stellen auftritt. Die unmittelbare Frage, ob sie nun fr oder gegen die Anrufung des Vaterlandes sei, ob sie fr oder gegen das Nationale streite, lsst sich auf dieser Ebene nicht beantworten. Hier aber liegt der Schlssel zu ihrer Politik auch gegen den Krieg.


In ihrer erst 2012 vollstndig auf Deutsch verffentlichten Schrift zur Nationalittenfrage und Autonomie (geschrieben 1908/9) positioniert sie die Frage in den Rahmen von Sozialismus und Demokratie. In Kritik an Lenin arbeitet sie heraus, dass das von ihm proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Nationen nur auf den ersten Blick sozialistisch sei. Solange die Arbeiterbewegung schwach sei, sei, wie Holger Politt herausliest, das gegenseitige Abschlachten unter nationalistischen Parolen (30) mglich, auch eine Volksabstimmung nicht unverflschte Quintessenz (31), sie zu fordern, hohle kleinbrgerliche Phraseologie (32). Der Autonomiebegriff msse selbst auf geschichtlichem Grund entwickelt werden. Luxemburg schreibt einen kurzen Abriss ber die Entwicklung der geistigen Atmosphre (159) und zeigt, die Hebung des kulturellen Niveaus der Bevlkerung ist Resultat kapitalistischer Entwicklung und zugleich Bedingung sozialistischer Demokratie. Der Kapitalismus hat aus jeder uerung menschlicher Energie, darunter auch aus dem knstlerischen Schaffen, einen Handelsgegenstand gemacht, doch andererseits hat er durch die Massenproduktion von Kunstgegenstnden aus der Kunst  zumindest in der Stadt  fr breite Kreise der Bevlkerung ein gesellschaftliches Alltagsbedrfnis gemacht. Theater, Musik, Malerei, Bildhauerei, die seit den Zeiten der Naturalwirtschaft ein Monopol und privater Luxus fr einige vermgende Mzenen gewesen waren, sind in der brgerlichen Gesellschaft eine ffentliche Erscheinung und fr die Stadtbevlkerung ein Teil des normalen Alltagslebens geworden. (158f)


Luxemburg muss das Paradox lsen, in Klassenverhltnissen zugleich gegen das Brgertum zu mobilisieren, als auch es zu beerben. Die geistigen Verhltnisse (159) sind Teil der Klassenverhltnisse. Nationale Autonomie ist nicht Autonomie der Nationen, sondern ein Projekt, welches die Aneignung brgerlicher Kultur, gewachsen auf dem Boden der Grostadt, voraussetzt und sie zugleich umformt. Sie tut dies in bestimmten nationalen Formen. Daher ist es ebenso unsinnig, gegen Nationales zu streiten, wie das Kulturell-Nationale folkloristisch (165) rckzubinden an buerliche Elemente wie Sitten, Trachten, Glauben, Sprache (167), die nationale Besonderheit also in ethnischer Bedeutung zu fassen. Die Perspektive dieses Projekts ist die Nationalkultur in internationaler Kulturgemeinschaft (160). Ihre Grundlage die lokale Selbstverwaltung, um den steifen Staatsapparat an die gesellschaftlichen Bedrfnisse anzupassen (vgl. Politt, Einleitung 27). Autonomie als Landesselbstverwaltung brauche eigene brgerliche Entwicklung, eigenes Stadtleben, eigene Intelligenz, eigenes literarisches und wissenschaftliches Leben, brauche die wesentlichen Einrichtungen brgerlicher Gesellschaft fr den Aufbau sozialistischer Gesellschaft: ffentliche Bildung, ffentliche Gesundheitsfrsorge, Wasserversorgung und Kanalisation, Verkehrssysteme, Steuersystem  mit drei Freiheiten: Freiheit der Meinung, des Zusammenschlusses, der Versammlung  als groartige Mitgift (31). Dies wre Vaterland und Heimat, in dem kulturell-nationale Bedrfnisse (Luxemburg, 162) im Aneignungsprozess als Zusammenhang und Zusammenhalt geistiger Interessen befriedigbar sind.


In Krise der Sozialdemokratie arbeitet Luxemburg diesen Gedanken weiter aus: Wenn das Kapital wegen des Profits im Weltmastab handelt, steht dem ein Weltproletariat gegenber, dessen Internationalismus proletarischen Patriotismus aber nicht ausschliee, der aber die Arbeiter aller Lnder wegen der gleichen Interessenlage hindere, sich in mrderischen Kriegen aufeinanderhetzen zu lassen. So ist nicht das Nationale oder Patriotismus das zu Negierende  sie wren gerade gegen imperialistische Kriege zu mobilisieren, und die Aufgabe einer sozialdemokratischen Partei wre es, den proletarischen Patrioten klarzumachen, dass die Anrufung ihrer nationalen Interessen eine ideologische Verflschung ist. Statt also dem imperialistischen Kriege den Mantel der nationalen Verteidigung flschlich umzuhngen, galt es gerade mit dem Selbstbestimmungsrecht der Vlker und mit der nationalen Verteidigung Ernst zu machen, sie als revolutionren Hebel gegen den imperialistischen Krieg zu wenden. (GW 4, 144)


Die positive Wendung Luxemburgs zum Nationalen und zum Selbstbestimmungsrecht, obwohl sie doch eine glhende Internationalistin war, findet ihre Fundierung in der Weise, wie sie an Marx anschliet und Politik macht. Dass etwa der Begriff der Nation dazu benutzt wird, die Nationen gegeneinanderzuhetzen, versteht sich nicht aus dem nationalen Interesse schlechthin. Aufgerufen zur Verteidigung seiner Nation msste das Volk zur eigenen Bewaffnung schreiten (Volksmiliz statt stehendes Heer), um dann selbstbestimmt zu verhandeln, ob und gegen wen es Krieg fhren will. Die Enteignung von Nation und Selbstbestimmung zu imperialistischen Zwecken kann rckgngig gemacht werden durch Wiederaneignung. Oder einfacher: Ein Selbstbestimmungsrecht der Vlker ist berhaupt erst im zu erkmpfenden Sozialismus verhandelbar. Luxemburg beruft sich auch in diesem Kontext auf Marx, der begeistert ber die Pariser Kommune schreibt: Das erste Dekret der Kommune war daher die Unterdrckung des stehenden Heeres und seine Ersetzung durch das bewaffnete Volk. [] Wenn sonach die Kommune die wahre Vertreterin aller gesunden Elemente der franzsischen Gesellschaft war, und daher die wahrhaft nationale Regierung, so war sie gleichzeitig, als eine Arbeiterregierung, als der khne Vorkmpfer der Befreiung der Arbeit, im vollen Sinn des Wortes international. (Der Brgerkrieg in Frankreich, MEW 17, 338, 346; zit. Luxemburg, GW 4, 145) Selbst die Begriffe der Nation und der nationalen Selbstbestimmung sind so nichts Festes, nichts Metaphysisches, sondern mit einem historisch erstrittenen Inhalt zu fllen, der seine Verallgemeinerung vertrgt.[bookmark: _ftnref5][5] Brecht nimmt diesen Auftrag mehrfach an. In den Flchtlingsgesprchen lsst er Ziffel ein Land suchen, in dem Scheien auf die Heimat nicht mehr ntig ist (XVIII, GW 14, 1498).


Als Grabschrift fr Rosa Luxemburg schreibt Brecht (1929):


Hier liegt begraben / Rosa Luxemburg / Eine Jdin aus Polen / Vorkmpferin deutscher Arbeiter / Gettet im Auftrag / Deutscher Unterdrcker. Unterdrckte / Begrabt Eure Zwietracht!


Er bersetzt die Spannung von Nationalismus und Internationalismus in ein (von Eisler vertontes) Kinderlied als Vorschlag fr die neue Nationalhymne (1949):


Kinderhymne


Anmut sparet nicht noch Mhe / Leidenschaft nicht noch Verstand / Dass ein gutes Deutschland blhe / Wie ein andres gutes Land.  Dass die Vlker nicht erbleichen / Wie vor einer Ruberin / Sondern ihre Hnde reichen / Uns wie andern Vlkern hin.  Und nicht ber und nicht unter / Andern Vlkern wolln wir sein / Von der See bis zu den Alpen / Von der Oder bis zum Rhein.  Und weil wir dies Land verbessern / Lieben und beschirmen wirs / Und das liebste mags uns scheinen / So wie andern Vlkern ihrs.
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Anmerkungen:


[bookmark: _ftn1][1]   

Der Beitrag verwendet u.a. Materialien aus meinem Buch Rosa Luxemburg und die Kunst der Politik.




[bookmark: _ftn2][2]   

Manfred Scharrer, Gewerkschaftshistoriker, diagnostiziert, dass sie die sozialistische Arbeiterbewegung in eine anti-demokratische Sackgasse fhrte und dass  hier denkt er wie Helmut Kohl  nur Luxemburgs Freiheitsdefinition Bestand hatte (2002, 185). Demokratie war fr Rosa Luxemburg nur ntzlich bis zum Tag der Revolution, dann kam die Phase der Diktatur []. Sie ist fasziniert von der Revolution und nicht von der Demokratie, sie ist fasziniert von der Gewalt und nicht vom Parlieren. Sie beschwrt den Glauben vom Zusammenbruch des Kapitalismus. (15)




[bookmark: _ftn3][3]   

Es ist eine hnliche Problematik, der Gramsci beim Aufkommen des Faschismus einer weiteren welthistorischen Niederlage der Arbeiterbewegung als Klassenbewegung begegnet. Notwendig wird die Erarbeitung einer neuen Strategie, Hegemonie im Volk zu gewinnen und zu behalten. Daran arbeitet Gramsci in den Gefngnisheften.




[bookmark: _ftn4][4]   

Die Unabhngige Sozialdemokratische Partei Deutschlands wurde auf der Konferenz der Parteiopposition in Gotha vom 6. bis 8. April 1917 gegrndet.




[bookmark: _ftn5][5]   

Die Fragen um die Nation hat die Linke in Europa in entgegengesetzte Lager gespalten. Nach den Erfahrungen mit dem NS schien das Nationale ganz selbstverstndlich zu den Posten zu zhlen, die auf den Kehrrichthaufen der Geschichte gehrten. Einen vielstimmigen Protest von links lste die Verkndung der PDS-Vorsitzenden aus, sie liebe Deutschland. Die Diskussionen um Migration brachten eine Verschrfung der Positionen, der Verachtung der eignen Nation (besonders in Deutschland) bei gleichzeitiger Verkndung kultureller Toleranz gegenber anderen Nationen. Bei Luxemburg und Kautsky wre zu studieren, das Nationale nicht als historisches Relikt feststehend zu verklren oder zu bekmpfen, sondern es ebenso als Entwicklungsprojekt der einzelnen Vlker in Befreiungskmpfen zu sehen, als eine Kraft, mit der vorangeschritten werden kann. Voraussetzung ist wiederum die stndige Analyse des historischen kapitalistischen Milieus.




Blasphemische Gedanken

Rezension des neuen Buchs von Slavoj Zizek

Susanne Schade


Nach dem Anschlag auf Charlie Hebdo und whrend der terroristischen Bedrohungen durch den Islamischen Staat ist die Zeit gekommen, um die Hintergrnde zu analysieren. Mit seinem neuen Buch Blasphemische Gedanken  Islam und Moderne liefert einer der wichtigsten Denker unserer Zeit dafr wesentliche und gewagte Impulse. Nachdenken mit Zizek bedeutet, auf den Pfaden von Kant, Hegel und Marx und der Psychoanalyse Lacans zu wandeln. Mehr noch, Nachdenken mit Zizek bedeutet, an die Grenzen des Denkbaren zu gehen. Jenseits des diskursiven Gegensatzes von Islam und skularem Christentum gilt es auch fr die Linke eine Position zu entwickeln und ihre aktuelle Einmischung in politische Praktiken zu hinterfragen.


Die Herausforderung besteht genau darin, so Zizek, den Akt des Denkens mit der Hitze des Augenblicks in Einklang zu bringen (7). Zizek verknpft dabei die Anschlge auf Charlie Hebdo mit den Greultaten des IS in der arabischen Welt: Fr ihn ist ein Hndchen Halten westlicher Staatsmnner auf der Trauerfeier fr die Opfer der Anschlge auf Charlie Hebdo ein Bild der Heuchelei, da sie sich trotz Kssen und Umarmungen als Konkurrenzsubjekte gegenberstehen und hinter ihren Rcken die Messer wetzen wrden (7). Ein Triumph der Ideologie, der das Volk jenseits ihrer Unterschiede gegen eine terroristische Bedrohung vereint. Denn fast tglich werden wir in den Medien mit der Radikalitt des Islamischen Staates berschwemmt. Der IS macht keinen Hehl aus seiner Brutalitt sondern stellt sie ffentlich zur Schau, indem er etwa Enthauptungen medial inszeniert, indem er sexuelle Versklavungen zugibt und rechtfertigt.
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	Beim Barte des Propheten! Prof. Žižek im vertrauten Kreise
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Wie lsst sich das erklren ? Die Grnde dafr liegen zum einen in der westlichen Demokratie selbst. So schreibt Zizek: Der liberale Westen ist deshalb so unertrglich, weil er Ausbeutung und Gewaltherrschaft nicht nur praktiziert, sondern diese brutale Realitt wie zum Hohn als ihr genaues Gegenteil verkleidet, nmlich als Freiheit, Gleichheit und Demokratie (23). Eine der zentralen Thesen des Essays ist, dass das Aufkeimen des Fundamentalismus vom Scheitern einer Revolution zeugt. Es ist ein Beweis dafr, dass es ein Potential fr eine Revolution gab, das die Linke es aber nicht zu mobilisieren verstand. Das Paradox sei, so Zizek, dass der Liberalismus ein neue, eine radikale Linke braucht, weil er allein sich selbst unterminieren wrde und seine zentralen Grundwerte nicht zu retten vermag (15). Gerade durch das Verschwinden der skularen Linken in den muslimischen Lndern war ein Aufstieg des radikalen Islamismus erst mglich.


Der Islam erkennt zwar auch den Willen nicht zu glauben an, aber dennoch ist es unmglich fr einige Muslime zu schweigen, wenn sie mit Blasphemie  mit einer Abwertung ihrer Religion  konfrontiert werden. Warum sind ihre Reaktionen so leidenschaftlich, wenn sich Hohn und Spott ber sie erhebt? Warum geht dieser Handlungsdurck so weit bis zu Mord und Gewalttaten? Und umgekehrt: Warum ist es fr die westliche Welt so unertrglich, wenn Muslime ein Kopftuch tragen oder in eine Burka verhllt sind. Das Problem liegt fr Zizek in der Verfhrung. Wann bin ich wirklich frei? Und wann glaube ich, dass ich frei handle, wenn ich in Wirklichkeit von den Bildern und der Rhetorik verfhrt werde? (27). Whrend der Westen die Verfhrung als Ausdruck von Individualismus feiere, gelte die Verfhrung im Islam als das grere bel. Gerade die Verschleierung der Frau im Islam spricht dafr, dass eine ganze Sphre uerst sexualisiert ist, die Frau diejenige sei, die verfhrt, wogegen der Mann sich nur schwer wehren kann. Werden Frauen im Islam vergewaltigt, dann ist sie die diejenige, die verfhrt hat. Diese Lesart Zizeks wirft Fragen auf. Ist der muslimische Mann so schwach, dass er sich nicht gegen die sexuellen Reize einer Frau zu wehren vermag, und sind die medialen Representanzen eines westlichen Kulturraums schon eine Verfhrung an sich und sind deshalb die Reaktionen so leidenschaftlich und explosiv?


Folgt man Zizek so wurzelt der islamische Terror nicht darin, dass sich die Funadmentalisten fr kulturell und religis berlegen halten, sondern darin dass sie sich selbst insgeheim fr unterlegen halten. Das Problem, so Zizek , liegt nicht in den kulturellen Unterschieden, darin die Identitt zu bewahren, sondern darin, dass die Fundamentalisten bereits so sind wie wir  dass sie unsere Standards insgeheim bereits verinnerlicht haben und sich an ihnen messen (14).


Die Psychoanalyse hat bisher wenig dazu beitragen, die vielfltigen Diskurse des Islams zu entschlsseln. Freud, Lacan und auch ein Carl Gustav Jung haben sich nur begrenzt mit dem Islam auseinandersetzt. Was bleibt ist ein riesiger blinder Fleck in den Theoriebildung psychoanalytischer Tradition. Daher schpft Zizek im zweiten Teil seines Essays ausschliesslich aus dem Werk zur Psychoanalyse und dem Islam von Fethi Benslama. Whrend im Judentum und im Christentum eine Vater-Beziehung fr die psychoanalytische Erklrung zentral ist, schliesst der Islam Gott aus dem Bereich der vterlichen Logik aus: Allah ist kein Vater, nicht einmal ein symbolischer (37). Freud, der sich selbst als gottloser Jude bezeichnete, zieht in seinen Schriften einen Parallele zwischen der Vater-Kind-Beziehung, der kindlichen Verehrung eines bermchtigen Vaters und der Gottesanbetung. In seinem Text Die Zukunft einer Illusion stellt er in Frage, inwieweit die Illusionierung von Besnftigungsstrategien der bedrohlichen Macht in der Vaterfigur Gottes in monotheistischen Religionen zwar keine reale sei, aber eine seelische Entlastung und berantwortung der eigenen Zukunft an Dritte. Insofern sei fr Freud die Grundlage der Religion die menschliche Hilflosigkeit und die infantile Vatersehnsucht (Freud, 1927). Der Islam hingegen entscheidet sich fr die Abstammunglinie Hagars und fr Abraham als den biologischen Vater; er wahrt damit den Abstand zwischen Vater und Gott und erhlt so Gott im Bereich des Unmglichen (42). Im Islam so Zizek weiter, verkpert gerade Hagar den direkten Zugang zu Gott und damit kndigt Hagar den mystischen/ weiblichen Zugang zu Gott an, der spter im Sufismus entwickelt wird (46). Mit einem Rckgriff auf den Kastrationsbegriff von Lacan liefert Zizek so eine neue Interpretation des Islams.


Der Essay Zizeks kann durchaus als ein Meilenstein im Ringen um einen psychoanalytischen Zugang zum Islam gesehen werden; wirft er gerade doch viele Fragen auf, die nach Beantwortung suchen. Fr eine Linke gilt es umsomehr sich den vielfltigen Diskursen des Islams zu widmen und herauszuarbeiten, welche unterschiedlichen Strmungen es innerhalb des Islams gibt, welche davon in linker Tradition stehen, welche sich dem Thema Frau und Orient widmen oder einem mnnlichen Islam, welche auch hinterfragen wie selbst eine skularisierte Sicht durchdrungen von religisen Diskursen sein kann. Vielleicht wre auch hier ein mehr an Foucault sinnvoll, denn ein Lacansche Lesart des Islam verbleibt immer etwas mehr an der Subjektseite verhaftet, als dass sie strukturell aufklrend ist. Und selbst Zizek bemerkt in dem er die feministische Kritikerinnen an Lacan zitiert (53), dass gerade der Islam mit seinem Misstrauen gegen die Frau (61) einer Theoriebildung bedarf, die sich einer explizit weiblichen Subjektivitt zu nhern versteht.
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